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Die internationale Finanz- und Wirtschaftskrise zeigt, wie 
verwundbar Gesellschaften sind, die sich ausschließlich 
an kurzfristigen ökonomischen Erfolgen und Rendite- 
maximierung ausrichten. 
Auch wenn es vereinzelt erste Anzeichen für einen 

leichten Aufschwung gibt, müssen wir aus der Krise die 

richtigen Schlüsse ziehen und vor allem unser weiteres  

Handeln danach ausrichten. Keinesfalls sollten wir 

zu einem „business as usual“ zurückkehren. Jetzt gilt 

es, Impulse für eine ökologische Wirtschaftspolitik zu 

geben, die mit Ressourcen nachhaltig umgeht, ökolo-

gische Belastungsgrenzen respektiert sowie die Markt-

chancen von Umwelttechnologien, energie- und roh-

stoffeffizienten Produkten und Dienstleistungen nutzt.

Allzu lange haben sich die Industriestaaten von einer 

Kultur der Verschwendung leiten lassen, die auf einem 

Raubbau an der Natur und dem Ausschluss eines Groß-

teils der Menschheit fußte. Gut ein Viertel der Welt-

bevölkerung verbraucht 80 Prozent der produzierten 

Energie und Rohstoffe. Die Verknappung der Natur-

güter und Rohstoffe, der Verlust an biologischer Vielfalt, 

die begrenzte Verfügbarkeit fossiler Energieträger bei 

wachsendem Energiebedarf und der sich abzeichnende 

Klimawandel sind die Folgen. Die Energie- und Ressour-

ceneffizienz mit ihren weit reichenden Implikationen 

für nahezu jedes Politikfeld und jeden Lebensbereich 

ist das Scharnierthema, an dem sich entscheiden wird, 

wie wir im 21. Jahrhundert leben werden und ob es uns 

gelingt, gewaltige Wohlstandsverluste durch Klimawan-

del und Umweltzerstörung abzuwenden. 
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Mobilität umweltverträglicher gestalten
Zwar sind die Motoren in den vergangenen zehn Jahren 

effizienter geworden, doch kompensieren hoher Kom-

fort in der Ausstattung und leistungsstärkere Motoren 

zu großen Teilen die geleistete Effizienzsteigerung. Die 

deutschen Autobauer werden sich umstellen müssen. 

Zum einen, weil sie Vorgaben der Europäischen Kom-

mission für die Senkung des Kohlendioxid-Ausstoßes 

erreichen müssen. Demnach muss bei Neuwagen der 

durchschnittliche CO2-Ausstoß ab 2015 auf 130 Gramm 

pro Kilometer sinken – derzeit sind es noch 162 Gramm. 

Wegen steigender Kraftstoffpreise geht zugleich der 

Trend – wenn auch viel zu langsam – zu kleineren und 

verbrauchsärmeren Autos. Mit hocheffizienten, hybri-

den und elektrischen Antriebstechniken sowie konse-

quentem Leichtbau lassen sich Energieverbrauch und 

damit Emissionen deutlich senken. Innovative Fahrzeug-

techniken können gleichzeitig zu weniger Lärm führen 

und zu einer weiteren Schadstoffminderung bei Fein-

staub, der unsere Atemluft belastet. 

Bessere Technik und mehr Effizienz bei den Fahrzeugen 

allein reichen aber nicht aus. Wesentlicher Stützpfeiler 

einer zukunftsfähigen Mobilität sind neue Konzepte 

in der Verkehrswegeplanung, die den Verkehrsbedarf 

mindern und in umweltverträglichere Bahnen lenken. 

Schon allein deshalb, weil der Verkehr auch künftig 

weiter wachsen wird. Allen voran der Straßengüterver-

kehr, der nach Prognosen des Bundesverkehrsministe-

riums bis 2025 um knapp die Hälfte gegenüber dem 

Jahr 2008 wachsen könnte. Die Nachhaltigkeitsstrategie 

der Bundesregierung sagt klar: Wirtschaftsleistung und 

Verkehrsleistung sind zu entkoppeln. Um dieses Ziel zu 

erreichen, muss der Güterverkehr zu großen Teilen vom 

Lkw auf die Bahn verlagert werden. Dazu sind Investi-

tionen in den Ausbau des Schienennetzes notwendig. 

Weiterhin müssen wir unnötigen Verkehr vermeiden. 

Kürzere Wege sorgen für saubere Luft in Innenstädten,  

für weniger Lärm und für den Erhalt der biologischen 

Vielfalt in unzerschnittenen Lebensräumen. 

Nachhaltige Investitionen in der Landwirtschaft fördern
Raubbau und Klimawandel zerstören immer mehr 

fruchtbare Böden auf der Welt. Die internationale 

Staatengemeinschaft steht vor der enormen Heraus-

forderung, auf vorhandenem oder noch weniger Boden  

ausreichend Nahrung für immer mehr Menschen  

erzeugen zu müssen, ohne das Klima, die Böden und  

die Gewässer zusätzlich zu belasten. Zumal der Pro-

duktionsdruck auf die Böden steigt: Neben Nahrungs-

mitteln gewinnen auch nachwachsende Rohstoffe an 

Bedeutung. Der Bodenschutz, in der Vergangenheit 

eher ein „Stiefkind“ der Umweltpolitik, muss verstärkt 

ins Blickfeld gerückt werden. Auch deshalb, weil in 

Deutschland die Flächeninanspruchnahme für Sied-

lungen und Verkehr mit all ihren Eingriffen in Natur 

und Landschaft nicht nennenswert zurückgeht. 

Der Agrarsektor ist ein bedeutender Wirtschaftsfaktor. 

Er hat jedoch einen entscheidenden Einfluss auf den  

Naturhaushalt. So führt die intensive Landwirtschaft 

dazu, dass Stickstoffüberschüsse durch übermäßiges 

Düngen die Böden und Gewässer belasten, schweres 

Ackergerät den Boden verdichtet. Zudem trägt der 

Agrarsektor, insbesondere die Intensivtierhaltung mit 

dem Ausstoß der Klimagase Methan und Lachgas, zur 

Erderwärmung bei. 

Beim Klimawandel ist die Landwirtschaft Verursacherin 

wie auch Leidtragende und steht vor einer doppelten 

Herausforderung. Einerseits muss sie die Treibhausgas-

Emissionen erheblich durch ein standortgerechtes 

Wirtschaften senken. Dazu gehört neben maßvoller 

Düngung oder nachhaltiger Viehhaltung, den weite-

ren Umbruch von Grünland zu beenden sowie Moore 

wieder zu vernässen und als CO2-Senken zu nutzen. 

Gleichzeitig müssen Landwirte Methoden der Anpas-

sung finden – etwa den Zeitpunkt der Aussaat entspre-

chend der Temperatur und dem Niederschlagsmuster 

festlegen oder Pflanzensorten anbauen, die Hitze und 

Trockenheit besser vertragen. Investitionen in die wirt-

schaftliche Entwicklung der ländlichen Räume sowie 

in umweltschonende landwirtschaftliche Praktiken 

schützen die natürlichen Ressourcen und schaffen die 

Voraussetzungen für die Produktion qualitativ hoch-

wertiger Lebensmittel.

Kohlenstoffarm und ressourceneffizient in die Zukunft
Es geht darum, Wachstum vom Energie- und Ressour-

cenverbrauch zu entkoppeln – etwa indem Produktions-

prozesse im Hinblick auf den Ressourcenverbrauch opti- 

miert werden, um Erze, Bau- oder chemische Stoffe zu 

sparen; Produkte so zu gestalten, dass sie viel stärker als 

bisher wieder verwertbar sind. Und je weniger fossile 

Energieträger wir verbrauchen, desto unabhängiger 

werden wir von Importen und umso geringer belasten 

wir das Klima. 

Effizienz bedeutet nicht nur sparen. Die Volkswirtschaf-

ten müssen sich auch umstellen, um knappe, endliche 

Ressourcen – wo immer dies möglich ist – durch nach-

wachsende Rohstoffe zu ersetzen. Ebenfalls gefragt sind 

saubere Energietechnologien, die wenig oder gar kein 

Kohlendioxid produzieren und keine gefährlichen  

Altlasten hinterlassen. Der weltweit wachsende Bedarf 

nach Effizienz- und Umwelttechnologien lässt neue  

Märkte entstehen und eröffnet wirtschaftliche Chancen. 

In Deutschland arbeiten 1,8 Millionen Menschen im 

Umweltsektor, allein im Bereich der Erneuerbaren Ener-

gien sind 280.000 Beschäftigte tätig. Längst hat sich  

die Öko-Branche zu einem bedeutenden Wirtschafts- 

und damit Beschäftigungsmotor entwickelt. Auch in 

wirtschaftlich schwierigen Zeiten darf der Umwelt-

schutz nicht passé sein. Ohne eine fortschrittliche  

Umweltpolitik, die systematisch Innovationsreize setzt, 

wird es nicht möglich sein, die gute Wettbewerbs- 

position Deutschlands langfristig zu halten oder gar  

zu verbessern. 



Eine wirtschaftliche Entwicklung ist ohne ein stabiles 

Klima nicht möglich. Die Berichte des Klimarats der 

Vereinten Nationen haben uns die Gefahren eines sich 

weltweit wandelnden Klimas noch deutlicher vor Augen 

geführt. Und der Treibhauseffekt hat einen langen 

Bremsweg: Alles, was wir heute in der Atmosphäre de-

ponieren, bleibt dort über Jahrzehnte oder sogar Jahr-

hunderte klimawirksam. Die Staatengemeinschaft hat 

nur noch wenige Jahre Zeit, eine Trendumkehr beim 

Ausstoß der Treibhausgase herbeizuführen. Nur so lässt 

sich eine globale Erwärmung bis Ende des Jahrhunderts 

um mehr als zwei Grad Celsius mit hinreichender  

Wahrscheinlichkeit verhindern. 

Klimaschutz ist freilich nicht zum Nulltarif zu haben. 

Doch er ist zugleich Motor und Impulsgeber für Inno-

vationen und damit für die Wettbewerbsfähigkeit 

unseres Landes. Und je früher wir mit dem Klimaschutz 

Ernst machen, desto weniger kostspielig werden die 

volkswirtschaftlichen Kosten eines ungebremsten Klima-

wandels ausfallen. Der ehemalige Chefökonom der 

Weltbank, Sir Nicholas Stern, hat der Weltgemeinschaft 

die zentrale Botschaft in seinem Bericht vermittelt: Wir 

sind reich genug, um den Klimaschutz zu finanzieren, 

aber zu arm, um den Klimawandel einfach hinnehmen 

zu können.

Jochen Flasbarth

Präsident des Umweltbundesamtes
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MOBILITÄT DER  ZUKUNFT –

HEUTE RICHTIG  INVESTIEREN

Unser Leben ist ohne Mobilität nicht vorstellbar – 

ob dies der Weg zur Arbeit ist, in den Urlaub oder 

die Verteilung von Gütern und Dienstleistungen. 

Doch der wachsende Verkehrsaufwand für unsere 

täglichen Wege stellt für Mensch und Umwelt ein 

ernstes Problem dar. 

Traum oder denkbare Zukunft:

Mobilität, die schadstoffarm 

und unabhängig von fossilen 

Brennstoffen ist.
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Wenn Fahrzeuge auf der Straße, der Schiene, dem 

Wasser und in der Luft unterwegs sind, verbrauchen 

sie Energie, zumeist aus fossilen Quellen, und setzen so 

klimaschädliches Kohlendioxid (CO2) frei. Auto, Lkw und 

Co. emittieren immer noch zu viel Feinstaub, Stickstoff-

oxide und andere Luftschadstoffe. Immer mehr Men-

schen leiden unter Verkehrslärm. Und für Straßen, Schie-

nen oder Flughäfen beanspruchen wir seit langem mehr 

Platz als die Natur verkraften kann. Jeden Tag werden 

mehr Flächen versiegelt und zerschnitten. Natürliche 

Freiräume für Tiere und Pflanzen gehen verloren und 

auch der Mensch leidet, weil die Erholung in unbe-

rührter Natur immer seltener möglich ist. 

Die gesellschaftlich notwendige Mobilität möglichst um- 

weltverträglich gestalten – das ist die zentrale Herausfor-

derung der Umwelt- und Verkehrspolitik. Allein deshalb, 

weil der Verkehr auch künftig weiter wachsen wird.  

Allen voran der Straßengüterverkehr, der nach Progno-

sen des Bundesverkehrsministeriums bis 2025 um  

49 Prozent gegenüber dem Jahr 2008 wachsen könnte.

MOBILITÄT DER  ZUKUNFT –

HEUTE RICHTIG  INVESTIEREN
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Klimaschutzmaßnahmen im Verkehr	 Minderungspotential im Jahr 2020 gegenüber dem Trend

	 in Mio. t CO2

Marktorientierte Instrumente im Flugverkehr einführen (Emissionshandel bezogen auf die Klimawirksamkeit 

aller Emissionen, emissionsabhängige Start- und Landegebühren) 	 15,6

Verkehr vermeiden im Personenverkehr (z. B. „Stadt der kurzen Wege“, Integration von Verkehrs- und Siedlungsplanung)	 10,2

Mehr und bessere Biokraftstoffe nutzen	 10,1 (5,1)*

Energiebesteuerung von Kraftstoffen erhöhen (um 30 Cent bis 2020)	 9,5

Nutzungspflicht von Leichtlaufreifen auf EU-Ebene festlegen	 6,0

Verlagerung im Stadtverkehr vom Auto auf das Fahrrad	 5,0

Kraftstoffsparendes Fahren (Pkw-Bereich, u.a. durch Fahrerschulung) umsetzen	 4,7

Leichtlauföle auf EU-Ebene vorschreiben	 4,5

Lkw-Maut ausweiten und weiterentwickeln	 4,5

Verkehrsinduzierende Steuervergünstigungen abbauen (hier: Pendlerpauschale)	 4,3

Verbraucherfreundliche CO2-Kennzeichnung für Neuwagen 	 4,1

Besteuerung von Dienstwagen am CO2-Ausstoß ausrichten	 3,7

Regionale Wirtschaftskreisläufe fördern	 3,4

Tempolimit 120 km/h für Pkw auf Bundesautobahnen einführen	 3,2

CO2-Grenzwerte für Nutzfahrzeuge einführen	 2,8

„Reine“ CO2-bezogene Kfz-Steuer einführen	 2,8

Verlagerung im Stadtverkehr vom Auto auf Bus und Bahn	 2,6

Fahrgemeinschaften fördern	 2,5

Förderprogramme Güterschienenverkehr umsetzen	 2,1

Abkehr vom verkehrsinduzierenden Straßenneubau, BVWP mit integrierter Strategischer Umweltprüfung	 1,8

*Ob sich in dem erforderlichen Maße klimaverträgliche Biotreibstoffe gewinnen lassen, ist aus Sicht des Umweltbun-
desamtes unsicher. Der Wert in Klammern bezeichnet den Nettowert, also nach Abzug der Mehremissionen durch die 

Landwirtschaft. 

Quelle: Umweltbundesamt 2009, wegen Überschneidungen ist ein Aufsummieren der Maßnahmewirkungen nicht zulässig

Ein „Weiter so“, nämlich eine Mobilität 

mit zu hohem Verbrauch natürlicher 

Ressourcen, mit vermeidbaren Schäden 

an Umwelt und Gesundheit ist nicht zu- 

kunftsfähig. Die Bundesregierung hat 

das erkannt und Grenzen für den Aus-

stoß an Klimagasen, Luftschadstoffen, für 

Lärmpegel und den Flächenverbrauch 

bestimmt. Auch der Verkehr muss dazu 

beitragen, diese Ziele zu erreichen. 

In den kommenden Jahren gilt es, viele 

Weichen neu zu stellen: Für eine Mobili- 

tät, die den Menschen nutzt, Umwelt 

und Gesundheit aber nicht stärker belas-

tet als nötig. Wir müssen bei den anste-

henden Investitionen im Verkehrssektor 

genau prüfen, wohin die Gelder fließen, 

welche Investitionen in die Verkehrsin-

frastruktur wirklich nötig sind und wie 

die nächste Fahrzeuggeneration gestaltet 

sein könnte. Wie sich das Umweltbun-

desamt eine „Mobilität mit Zukunft“ 

vorstellt, erfahren Sie auf den nächsten 

Seiten.

Die bisherigen Anstrengungen Umwelt- 

aspekte in die Verkehrspolitik zu inte-

grieren – zum Beispiel über Abgasgrenz-

werte –, machen durchaus Mut. Wir alle 

wissen jedoch, dass Autos und Lkw noch 

TABELLE 1: CO2-EINSPARPOTENTIALE ZUSÄTZLICHER VERKEHRSPOLITISCHER MASSNAHMEN IM VERGLEICH ZUM TREND IM JAHR 2020

lange nicht so sparsam und leise sind wie möglich. Mit 

hocheffizienten, hybriden und elektrischen Antriebs-

techniken sowie konsequentem Leichtbau und lärmar-

men Reifen lassen sich Emissionen deutlich senken. Für 

die weitere Entwicklung wird eine Strategie benötigt, 

in der Umweltschutzziele starke Leitplanken bilden, die 

ein Ausscheren in die falsche Richtung verhindern – 

Deutschland braucht dazu eine Strategie für die Umset-

zung der nachhaltigen Mobilität. Alle Entscheidungen 

in Bund, Ländern und Kommunen sollten sich daran 

messen lassen. 

Die Strategie für nachhaltige Mobilität würde zeigen, 

mit welchen Verkehrsmengen auf welchen Verkehrs-

trägern die Bundesregierung die Mobilität von morgen 

sicherstellen möchte. Und sie würde zeigen, wie tech-

nische Möglichkeiten im Verkehrssektor konsequent 

ausgeschöpft werden sollen. Sie muss die Umweltziele 

als unverrückbare Leitplanken berücksichtigen. Wovon 

sollte sich die Strategie für nachhaltige Mobilität leiten 

lassen? Der Staat sollte bei allen seinen Entscheidungen 

vor allem zwei Fragen prüfen: Sorgt die Entscheidung 

für mehr oder weniger Verkehr? Und werden die Bürge- 

rinnen und Bürger, Unternehmen oder die öffentliche 

Hand auf umweltfreundliche Verkehrsmittel setzen? 
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Klimafreundliche Mobilität – CO2-Emissionen senken: 
Zum Schutz des Klimas beschloss die Bundesregierung, 

bis zum Jahr 2020 die Treibhausgas-Emissionen in 

Deutschland insgesamt um 40 Prozent gegenüber dem 

Jahr 1990 zu senken, falls die Emissionen in Europa im 

gleichen Zeitraum um 30 Prozent zurückgehen. Nach 

neuen Erkenntnissen des Umweltbundesamtes muss der 

Verkehrssektor rund 40 Millionen Tonnen Kohlendioxid 

(Mio. t CO2) weniger als 2005 verursachen, damit die 

Bundesregierung ihr Klimaschutzziel erreichen kann. 

Nach gegenwärtigem Trend läge die Emissionsminde-

rung bis 2020 jedoch lediglich bei acht Mio. t CO2. Gut 

40 Millionen Tonnen und damit das fünffache ist aber 

nötig und möglich. Das Umweltbundesamt entwickelte 

ein Spektrum von Maßnahmen [1], mit denen Deutsch-

land beim Klimaschutz im Verkehrssektor einen großen 

Sprung nach vorne machen kann (siehe Tabelle 1).

Saubere Luft zum Atmen – runter mit den Stickstoffoxid-
Emissionen: Wenn Motoren Kraftstoffe verbrennen, 

egal ob in Fabriken, Autos oder Lokomotiven, entstehen 

Stickstoffoxide (NO
x
). Diese können beim Menschen 

Atemwegserkrankungen hervorrufen oder Böden ver-

sauern lassen. Deutschland ist durch eine europäische 

Richtlinie (Richtlinie 2001/81/EG zu NEC – National 

Emission Ceilings) verpflichtet, bis zum Jahr 2010 nicht 

mehr als 1.051 Kilotonnen Stickstoffoxid (kt NO
x
) in die 

Luft zu blasen. Die Absenkungen der NO
x
-Emissionen 

im Verkehrsbereich wurden und werden durch die 

stetige Verschärfung der Euro-Abgasgrenzwerte für 

Kraftfahrzeuge erreicht. In vielen deutschen Innenstäd-

ten wird der ab 2010 geltende Grenzwert für Stickstoff-

dioxid (40 µg/m3 als Jahresmittelwert) deutlich über-

schritten. Hier ist der Verkehr Hauptverursacher. Nur 

ein frühzeitiges Inverkehrbringen von Euro 5/6 für Pkw 

und Euro V/VI für Nutzfahrzeuge würde eine entspre-

chende Entlastung ermöglichen. 

Stressfaktor Lärm begrenzen: Rund 13 Millionen Deut-

sche sind laut Berechnungen des Umweltbundesamtes 

mit Geräuschpegeln belastet, die Gesundheitsrisiken 

bergen und den Schlaf stören. Als größte Störung 

ergab sich bei Umfragen der Verkehrslärm. Das  

Umweltbundesamt und andere Einrichtungen – wie  

die Weltgesundheitsorganisation (WHO) – leiteten 

aus den Befunden der Lärmwirkungsforschung Ziel-

werte für die Verkehrslärmbekämpfung ab. Diese 

beziehen sich auf den Mittelungspegel außerhalb der 

Wohnungen, um auch die Außenwohnbereiche (etwa 

Balkone oder Gärten) zu schützen und die Qualität des 

öffentlichen Raums zu erhalten oder zu verbessern:

	 Kurzfristiges Ziel: Um gesundheitliche Risiken zu  

vermeiden, sollte der Mittelungspegel für den Tag 

unter 65 dB(A), für die Nacht unter 55 dB(A) liegen. 

	 Um erhebliche Belästigungen zu vermeiden, sollten 

bis 2030 die Zielwerte der WHO, Mittelungspegel am 

Tag unter 55 dB(A) und in der Nacht unter 40 dB(A) 

nicht überschritten werden. 

	 Existierende ruhige Gebiete in Ballungsräumen mit 

Mittelungspegeln (L
DEN

) unter 50 dB(A) und ruhige 

Gebiete auf dem Land mit Mittelungspegeln (L
DEN

) 

unter 40 dB(A) sind zu erhalten und diese Pegel 

langfristig auch für heute noch belastete Gebiete 

anzustreben.

Grenzen setzen für Beton und Asphalt – weniger 
Flächenverbrauch: Ziel der Bundesregierung ist, die  

Flächeninanspruchnahme für Siedlungen und Verkehr  

bis zum Jahr 2020 auf 30 Hektar (ha) pro Tag zu redu-

zieren. Gleichzeitig sollen unzerschnittene, verkehrs-

arme Räume erhalten bleiben, damit Tiere sich frei 

bewegen und Menschen sich erholen können. Diese 

Ziele sind in der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie 

und der Biodiversitätsstrategie der Bundesregierung 

verankert. Laut Statistischem Bundesamt betrug im Jahr 

2000 die Flächeninanspruchnahme für Siedlungs- und 

Verkehrszwecke noch 130 ha pro Tag. Der Verkehr war 

daran mit etwa 23 ha (18 Prozent) beteiligt. Klar ist, 

dass es weniger werden muss. Das Umweltbundesamt 

empfiehlt: Bei den Verkehrsflächen sollten es im Jahr 

2020 nur noch etwa sechs ha pro Tag sein.

UMWELTZIELE FÜR DEN VERKEHRSSEKTOR
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Deutschland ist einer der am dichtesten besiedelten 

Staaten der Europäischen Union (EU) und zugleich 

Transitland Nummer eins. Auf das wachsende Bedürfnis 

nach Mobilität für Personen und Güter reagiert die Poli- 

tik bislang recht einseitig, nämlich mit einer Priorität 

für das Automobil. Das Schienennetz schrumpfte dage-

gen seit 1991 um 2.800 Kilometer [3]. Ganz entschei-

dend für die künftige Entwicklung des Verkehrsauf-

wandes in Deutschland ist, wie der Staat Investitionen 

auf den Neu- und Ausbau von Bundesautobahnen,  

Bundesstraßen, Bundesschienenwegen und Bundes-

wasserstraßen verteilt. Nur wenn der Verkehrsaufwand 

nicht weiter steigt und der motorisierte Personenver-

kehr auf der Straße sogar sinkt, lassen sich zahlreiche 

Umweltziele der Bundesregierung erreichen. Eine  

Mit dem Bundesverkehrswegeplan erarbeitet der Bund 

sein Investitionsprogramm für die Fernverkehrswege. 

Anhand der von Ländern, der Wasser- und Schifffahrts-

verwaltung, der Deutschen Bahn AG und den Verbän-

den eingereichten Projektvorschläge legt der Bund den 

Neu- und Ausbaubedarf an Straßen-, Schienen- und 

Wasserwegen fest. Daraus leiten sich Bedarfspläne ab, 

die von der Bundesregierung als Gesetz verabschiedet 

werden. Das Bundesverkehrsministerium überprüft alle 

fünf Jahre die Bedarfspläne, danach wird entschieden, 

ob ein neuer Bundesverkehrswegeplan aufzustellen ist. 

Im aktuellen Plan sind für den Zeitraum 2001 bis 2015 

wesentliche Rolle hierbei spielt der Bundesverkehrs-

wegeplan (siehe Kasten). Dieser Plan entscheidet ganz 

maßgeblich darüber, ob und wie Menschen und Güter 

in diesem Land von A nach B gelangen. Dieser Plan 

muss „grüner“ werden. Er muss frühzeitig dafür sorgen, 

dass die Umweltziele nicht nur auf dem Papier bestehen.

Bisherige Bundesverkehrswegepläne befassten sich 

überwiegend damit, die Verkehrswege an den sich im 

Trend abzeichnenden Bedarf anzupassen. Bliebe das 

so, folgte aus dem vom Bundesverkehrsministerium 

prognostizierten Wachstum des Straßengüterverkehrs 

um 49 Prozent zwischen 2008 und 2025 ein Neu- und 

Ausbaubedarf bei den Bundesfernstraßen, der nicht 

mit den Umweltzielen vereinbar ist. Bisher ging man 

bei der Erstellung der Bundesverkehrswegepläne davon 

aus, dass Wirtschafts- und Verkehrswachstum Hand in 

Hand gehen. Die Nachhaltigkeitsstrategie der Bundes-

regierung sagt dagegen klar: Wirtschaftsleistung und 

Verkehrsleistung sind zu entkoppeln, ähnlich wie dies 

beim Energieverbrauch bereits gelang. Diese Entkopp-

lung kann nicht allein mit dem Bundesverkehrswege-

plan erbracht werden – jedoch könnte er einen großen 

Beitrag dazu leisten.

Jegliche Erweiterung des Angebots an Verkehrswegen 

zieht zusätzlichen Verkehr nach sich. Wer etwa struk-

turschwache Räume wirtschaftlich fördert, muss damit 

rechnen, dass als Nebenwirkung ein höheres Verkehrs-

aufkommen entsteht. Ein Forschungsbericht des  

Umweltbundesamtes zeigt Wege, wie diese Wirkung 

vorab geprüft und das Entstehen zusätzlichen Verkehrs 

vermieden oder vermindert werden kann [4].

I. MEHR UMWELTGERECHTE 
INVESTITIONEN FÜR DIE 
VERKEHRSINFRASTRUKTUR

rund 150 Milliarden Euro für die Verkehrsträger Schiene, 

Straße und Wasserstraße vorgesehen.

55,5 Millionen Kraftfahrzeuge waren im Jahr 2007 in 

Deutschland angemeldet. Im gleichen Jahr hatte das 

Bundesfernstraßennetz (Autobahnen und Bundes-

straßen) eine Länge von 52.994 Kilometern. Dies sind 

zwar nur 23 Prozent der Gesamtlänge des überörtlichen 

Straßennetzes in Deutschland, jedoch wurden darauf 

etwa 47 Prozent der gesamten Fahrleistungen zurück-

gelegt [5]. Würden alle Straßenbaumaßnahmen des 

Bundesverkehrswegeplans 2003 umgesetzt, wäre das 

deutsche Straßennetz um 9.600 Kilometer länger [6]. 
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Chance vertan? Der Bundesverkehrswegeplan 2003 unter 
der Lupe 
Erklärtes Ziel des Bundesverkehrswegeplans 2003 war, 

die Verkehrsinvestitionen so zu steuern, dass ein mög-

lichst großer Beitrag zur Wohlfahrt der Bevölkerung 

erzielt wird. Darüber hinaus sind acht verkehrs- und 

gesellschaftspolitische Ziele formuliert worden, darun-

ter eine dauerhaft umweltgerechte Mobilität und die 

Reduktion der Emissionen von Lärm, Schadstoffen und 

Klimagasen. Diese Ziele sind jedoch weder konkretisiert 

noch quantifiziert. Der Plan sagt auch nicht, ob die ge-

planten Verkehrsprojekte diesen Umweltzielen nutzen. 

Folglich konnte der Bundestag als Entscheidungsträger 

anhand des Planes nicht beurteilen, ob der angestrebte 

Beitrag zur Wohlfahrtsmehrung und zu den Umweltzie-

len erreicht wird. Die auf Bundesebene oder in interna-

tionalen Verträgen eingegangenen Umweltschutzver-

pflichtungen fanden bei der Aufstellung des Plans noch 

nicht ausreichend Berücksichtigung.

Straßen-, Schienen- und Wasserstraßenprojekte, die 

Eingang in den Plan fanden, untersuchte das Verkehrs-

ministerium zuvor auf ihre Bauwürdigkeit. Die Bewer-

tung erfolgte nach monetären und nicht-monetären 

Kriterien. In Übereinstimmung mit dem Bundesver-

kehrswegeplan 1992 und seinen Vorläufern blieb auch 

beim aktuellen Plan die Nutzen-Kosten-Analyse (mone-

täre Bewertung der Projektwirkungen) das zentrale 

Element der Bewertung. Dagegen hatten ökologische 

Risiken, raumordnerische und städtebauliche Effekte 

(nicht-monetäre Bewertung der Projektwirkungen) ein 

geringeres Gewicht.

Die Forschungsaktivitäten des Umweltbundesamtes vor 

der Aufstellung des Verkehrswegeplans 2003 bezogen 

sich aus diesen Gründen besonders auf die Stärkung der 

Umweltbelange innerhalb der Nutzen-Kosten-Analyse. 

Dass die Treibhausgase, die krebserregenden Stoffe so-

wie der Lärm im Außerortsbereich in die Nutzen-Kosten-

Analyse Eingang fanden, geht zu einem erheblichen 

Teil auf die Forschungsarbeiten des Umweltbundes-

amtes zurück [7–9]. Auch, dass bei der Nutzen-Kosten-

Analyse erstmalig der induzierte, also der zusätzlich  

erzeugte Verkehr berücksichtigt wurde, ist Resultat  

dieser Aktivitäten. Dennoch blieben kritische Aspekte 

bestehen. So wird der induzierte Verkehr nicht in 

vollem Umfang berücksichtigt. Es ging lediglich der in-

duzierte Freizeit- und Einkaufsverkehr mit in die Berech-

nungen ein. Auch wird bei der volkswirtschaftlichen 

Bewertung der Nutzen der Zeiteinsparung durch neue 

Verkehrswege deutlich überschätzt. Dagegen sind die 

Lärmkosten zu niedrig angesetzt. Vor allem im Natur- 

und Landschaftsschutz wurde eine Chance vertan. Die 

Monetarisierung der Eingriffe in Natur und Landschaft 

hätten einen bedeutenden Einfluss auf das Nutzen- 

Kosten-Verhältnis gehabt und damit auf die Bewertung 

der Bauwürdigkeit des betreffenden Projektes.

Der Bundesverkehrswegeplan 2003 hatte zum Ziel, Vor- 

aussetzungen für die Verlagerung möglichst großer 

Teile des Straßen- und Luftverkehrs auf die Schiene 

sowie die Wasserstraße zu schaffen. Aus diesem Grund 

orientierte er sich nicht an einer Trendprognose der 

Verkehrsentwicklung, die einen starken Zuwachs des 

Straßenverkehrs voraussah, sondern basierte auf einem 

Szenario, das höhere Kosten für Nutzer des Straßen- und 

Luftverkehrs – etwa durch eine Mineralölsteuererhö-

hung – sowie geringere Nutzerkosten im Schienenver-

kehr vorsah („Integrationsszenario“). Die im Szenario 

angenommenen Kostenänderungen traten jedoch nicht 

ein, weil sie nicht mit konkreten, umsetzbaren Maß- 

nahmen unterlegt waren. Am Ende umfasste der Ver- 

kehrswegeplan wieder eine Aufteilung des Investitions- 

volumens zugunsten der Straße: auf die Fernstraßen  

entfielen 77,5 Milliarden (Mrd.) Euro, auf die Schienen-

wege 63,9 Mrd. Euro und auf die Wasserstraßen  

7,5 Mrd. Euro.

Das Verkehrsministerium prognostiziert für den Zeit-

raum 2004 bis 2025 einen weiter stark steigenden Ver-

kehrsaufwand im Straßengüterverkehr und einen leich-

ten Anstieg im Personenverkehr – wobei die Prognose 

davon ausgeht, dass alle Verkehrsprojekte des vordring-

lichen Bedarfs aus dem Verkehrswegeplan realisiert sind 

[10]. Um die Investitionen in Richtung einer nachhal-

tigen Mobilität zu lenken, ist es notwendig, alle Projekte 

des jetzigen Verkehrswegeplans unter dem Vorzeichen 

der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie und weiterer 

national und international eingegangener Umweltziele 

neu zu bewerten. Die Bewertung der Verkehrsprojekte 

sollte sich künftig auf ein Szenario der Verkehrsentwick-

lung stützen, das die Umweltziele erfüllt.
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Neuorientierung erforderlich: 
Umweltziele von Anfang an
Ausgangspunkt für die Aufstellung des 

Bundesverkehrswegeplans waren bisher 

die von den Ländern und der Deutschen 

Bahn AG sowie der Wasser- und Schiff-

fahrtsverwaltung und den Verbänden 

eingereichten Projekte. Eine Neuorien-

tierung dieser Meldepraxis ist aus  

Umweltsicht zwingend erforderlich. 

Daher hält das Umweltbundesamt eine 

Schwachstellenanalyse als Vorausset-

zung für das Anmelden der Projektvor-

schläge für notwendig. Schwachstellen 

in der Verkehrsinfrastruktur treten dort 

auf, wo der Fernverkehr auf Netzüberla-

stungen trifft, starke verkehrsbezogene 

Umweltbeeinträchtigungen auftreten, 

die Infrastruktur wegen zu hoher Unter-

haltungskosten zurückgebaut werden 

muss oder eine Verletzung raumordne-

rischer Zielsetzungen vorliegt. 

Gemeldete Neu- und Ausbauprojekte 

sollten bereits bestimmten Umwelt-

kriterien entsprechen – zum Beispiel 

europarechtlich streng geschützte 

Flora-Fauna-Habitat-Gebiete nicht zu 

beeinträchtigen. Auch den Nachweis 

von Lärmkarten und kommunalen 

Lärmaktionsplänen, die Maßnahmen 

zur Lärmminderung an stark befahre-

nen Verkehrswegen enthalten, sollten 

die Länder erbringen. Werden an 

Bundesstraßen in Ortslagen relevante 

Lärmbelastungen identifiziert, sollten 

Kommunen zu deren Lösung neben 

dem Bau von Ortsumgehungen auch 

andere Lösungsmöglichkeiten prüfen 

und vorschlagen. Für die Umsetzung 

ordnungsrechtlicher und organisato-

rischer Maßnahmen zur Lärmminde-

rung an Ortsdurchfahrten (zum Beispiel 

Geschwindigkeitsreduktionen und Lkw-

Nachtfahrverbote) sowie zur Lärmsanie-

rung sollte die Bundesverkehrswege- 

planung entsprechende Vorgaben ma-

chen. Das Lärmsanierungsprogramm 

für Bundesfernstraßen sollte verbessert 

werden, so dass auch eine Sanierung 

von innerörtlichen Bundesstraßen in 

größerem Umfang möglich wird. 

Damit Umweltziele von Beginn an in 

die Infrastrukturplanung hineinwirken 

können, ist ein neues Verfahren notwen-

dig, das Zielvorgaben zum Ausgangs-

punkt der Planung macht und Abstand 

nimmt von der einzelprojektbezogenen 

Analyse. 

Quelle: IWW et al. 1999
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Künftig müsste die Infrastrukturplanung das gesamte 

Netz und verkehrsträgerübergreifend betrachten. 

Grundlage müssen die Umweltziele sein. Daneben 

können ökonomische und soziale Ziele in das System 

einfließen. Die Umweltziele ließen sich durch eine 

Kombination verkehrsbeeinflussender Instrumente 

erreichen, die sich aus organisatorischen, ökono- 

mischen, ordnungsrechtlichen und infrastrukturellen 

Komponenten zusammensetzt – etwa eine Geschwin-

digkeitsbeschränkung auf Autobahnen, eine Erhöhung 

der Lkw-Maut oder die Trennung des Schienengüter-

verkehrs vom Personenverkehr.

Ein neues Verfahren muss durch einen erweiterten  

Gestaltungsspielraum charakterisiert sein, der es  

erlaubt, für die Entwicklung des Fernverkehrs in 

Deutschland verschiedene Szenarien durchzuspielen. 

Das Szenario, welches die verkehrsbezogenen Umwelt-

ziele erfüllt und ökonomisch effizient ist, sollte dann 

als umweltorientiertes Fernverkehrskonzept zur Um-

setzung vorgeschlagen werden.
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Neue Pflichten mit der Strategischen Umweltprüfung
Gegenwärtig überprüft das Bundesverkehrsministerium 

turnusmäßig die geltenden Bedarfspläne. Dabei steht 

die Entscheidung an, ob aufgrund veränderter Rahmen-

bedingungen ein neuer Bundesverkehrswegeplan aufge-

stellt wird. Bei einer Neuaufstellung käme die seit 2005 

gesetzlich verankerte Strategische Umweltprüfung (SUP) 

erstmalig zum Einsatz [11]. 

Im Kern geht es bei der SUP darum, die Wirkungen des 

Bundesverkehrswegeplans auf die Umwelt zu ermitteln 

und in einem Umweltbericht nachvollziehbar darzustel-

len. Da die Wirkungen bei der SUP – anders als bei der 

gegenwärtigen projektbezogenen Betrachtung – für den 

Gesamtplan auszuweisen sind, lässt sich einfach fest-

stellen, ob der Plan in die richtige oder in die falsche 

Richtung weist.

Auch die mit der SUP obligatorische Prüfung von Alter-

nativen ist aus Umweltsicht ein Fortschritt. So entspricht 

die speziell für die Verkehrsplanung vorgeschriebene 

Entwicklung „zweckmäßiger Alternativen mit dem 

Schwerpunkt auf Verkehrsnetze“ (zum Beispiel Teilnetze 

für die großräumige Anbindung neuer Häfen) und  

„alternativer Verkehrsträger“ (zum Beispiel Schienenver-

bindung statt Straßentrasse) den langjährigen Forderun-

gen des Umweltbundesamtes. Die breite Öffentlichkeit 

erhält mit der Strategischen Umweltprüfung erstmals 

die Möglichkeit, auf die Verkehrswegeplanung des 

Bundes einzuwirken. Das Bundesverkehrsministerium 

muss künftig den Entwurf des Bundesverkehrswege-

plans und den Umweltbericht öffentlich auslegen und 

allen Interessierten – einschließlich der Umweltverbän-

de – die Möglichkeit zur Stellungnahme geben. Dieses 

„Mehr an Information und Mitsprache“ könnte zu einer 

ausgewogenen Planung beitragen.

Vorschläge, wie die Strategische Umweltprüfung in das 

Aufstellungsverfahren des Bundesverkehrswegeplans zu 

integrieren wäre, entwickelte das Umweltbundesamt 

bereits im Jahr 2004 [12]. Die konkrete Gestaltung der 

SUP für den nächsten Verkehrswegeplan lässt derzeit 

das Verkehrsministerium in einem Forschungsprojekt 

erarbeiten [13].

Güterverkehr nachhaltig gestalten 
Der Güterverkehrsaufwand in Deutsch-

land hat sich seit 1960 mehr als vervier-

facht, wobei sich das Wachstum in den 

1990er Jahren deutlich beschleunigte 

(siehe Abbildung 2). Dieser Trend dürfte 

aller Voraussicht nach anhalten. Zuneh-

mend längere Transportwege sind als 

Hauptursache zu nennen. So wurden die 

Lkw-Fahrten mit gewerblichen Gütern  

im Mittel zwischen 1997 und 2006 um  

33 Prozent länger (von 98 auf 130 Kilo-

meter pro Fahrt). Bei der Bahn stiegen 

die mittleren Transportweiten im selben 

Zeitraum um 34 Prozent von 230 auf  

309 Kilometer. Im Jahr 1960 verteilte 

sich der gesamte Güterverkehrsaufwand 

innerhalb Deutschlands noch zu annä-

hernd je einem Drittel auf Lkw, Bahn  

und Binnenschiff. Im Jahr 2005 lag der 

Anteil des Lkw bei 72 Prozent. Ein Um-

steuern hin zu einem umweltverträg-

lichen Güterverkehr sollte ein vordring-

liches Ziel der Infrastrukturplanung sein. 

Entsprechend dem UBA-Szenario könnte 

der Zuwachs im Straßengüterverkehr – 

ausgehend von 2008 bis zum Jahr 2025 –

gegenüber der Prognose des Bundesver-

kehrsministeriums von 230 auf 44 Milliar-

den Tonnenkilometer (Mrd. tkm) redu-

ziert werden (siehe Tabelle 2, Seite 14).

ABB 2: ENTWICKLUNG DES GÜTERVERKEHRSAUFWANDS
IN DEUTSCHLAND (1960–2006)
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In einer Studie untersuchte das Umweltbundesamt, wie 

sich der Güterverkehr mit einer umweltverträglichen 

Verkehrspolitik vereinbaren ließe [14]. Die Studie entwi- 

ckelte ein „UBA-Szenario“, das mit Hilfe verschiedener 

Instrumente einen Teil des stark wachsenden Güterver-

kehrs vermeidet und einen weiteren Teil von der Straße 

auf die Schiene verlagert. Tabelle 2 stellt den vom  

Verkehrsministerium (BMVBS) prognostizierten Ver-

kehrsaufwand im Gütertransport dem UBA-Szenario 

gegenüber. Für die Prognose wählte das Bundesver-

kehrsministerium als Bezugsjahr das Jahr 2004. Das  

Umweltbundesamt rechnete die Werte auf das Bezugs-

jahr 2008 um. 

Das UBA-Szenario beruht auf der konsequenten Anwen-

dung mehrerer Instrumente, darunter die Berücksichti-

gung der Verkehrsentstehung in der Wirtschaftsförde-

rung und der Raumplanung, die Weiterentwicklung der 

Lkw-Maut sowie die Förderung des kombinierten Ver-

kehrs, also von Transportketten bei denen der Hauptteil 

des Weges per Bahn, See- oder Binnenschiff zurückge-

legt und der Vor- und Nachlauf auf der Straße so kurz 

wie möglich gehalten wird. Neben diesen Instrumenten 

spielte ein Bundesverkehrswegeplan, der ohne erhöhte 

Kapazität des Straßennetzes auskommt, eine wesent-

liche Rolle. Nur so ließ sich der Effekt vermeiden, dass 

erweiterte Straßenkapazitäten neuen Verkehr induzie-

ren. Gegenüber dem vom Verkehrsministerium prognos-

tizierten Verkehrsaufwand von 704 Mrd. tkm, wächst 

der Straßengüterverkehrsaufwand im „UBA-Szenario“ 

auf lediglich 518 Mrd. tkm im Jahr 2025 an. Gegenüber 

dem Stand des Jahres 2008 bedeutet dies lediglich eine 

Steigerung um neun Prozent.

Laut „UBA-Szenario“ würde der Schienengüterverkehr 

bis zum Jahr 2025 um 82 Prozent steigen. Obwohl das 

heutige Schienennetz durch das Beseitigen von Engpäs-

sen kurzfristig noch erhebliche Mengen an Bahnverkehr 

aufnehmen kann, würde eine solche Steigerung zum  

Erreichen der Kapazitätsgrenzen auf bestimmten 

Strecken führen. Der Bundesverkehrswegeplan ist das 

geeignete Instrument, um einem solchen Engpass 

vorzubeugen. Er muss so ausgelegt sein, dass er einen 

derartigen Anstieg des Güterverkehrs auf der Schiene 

aufnehmen kann. Es ist zu prüfen, ob dafür der Neubau 

von Bahnstrecken notwendig wird, die exklusiv der 

Abwicklung des Güterverkehrs dienen.

Bahnlärm – eine ökologische Schwachstelle
Die Bahn ist gut fürs Klima – und auch sonst ist die 

Schiene ein vergleichsweise „grüner“ Verkehrsträger. 

Eine offene Flanke ist und bleibt indessen der Lärm des 

Schienenverkehrs. Gütertransport bei Nacht kann 

gesundheitsgefährdenden Lärm verursachen, wie auch 

Lärmkartierungen nach der EU-Umgebungslärmricht- 

linie (2002/49/EG) zeigen. Die effektivste Maßnahme, 

den Schienengüterverkehrslärm zu verringern, ist 

ältere Güterwagen auf leisere Verbundstoff-Bremssohlen 

umzurüsten. Damit wäre – je nach Schienenzustand – 

eine Lärmminderung von 5 bis 8 dB(A) erreichbar. Für 

eine deutschlandweite substanzielle Geräuschminde-

rung ist ein fast vollständiges Umrüsten der internatio-

nalen Güterwagenflotte erforderlich. Für die Umrüstung 

der deutschen Güterwagen werden nach Aussage der 

Deutschen Bahn AG etwa 600 Mio. Euro benötigt. Regel-

mäßiges Schleifen der Gleise brächte eine weitere sub-

stanzielle Lärmminderung von durchschnittlich 3 dB(A). 

Mittel- bis langfristig sollte auch in den Neubau von 

Schienengüter-Verkehrsstrecken zur Entlastung hoch 

lärmbelasteter Schienenstrecken investiert werden.

Entwicklung des Güterverkehrs	 Straße	 Bahn	 Binnenschiff	 Gesamt

Basisjahr 2008* in Mrd. tkm**	 474	 117	 64	 655

BMVBS-Prognose 2025 in Mrd. tkm	 704	 152	 80	 936

Zuwachs 2008 bis 2025 (BMVBS) in Mrd. tkm	 230	 35	 16	 282

Zuwachs 2008 bis 2025 (BMVBS) in %	 49	  30	 25	  43

UBA-Szenario 2025 in Mrd. tkm	 518	 213	 89	 819

Zuwachs 2008 bis 2025 (UBA) in Mrd. tkm	 44	 96	 25	 165

Zuwachs 2008 bis 2025 (UBA) in %	 9	 82	 39	 25

* BMVBS, Verkehr in Zahlen 2008/2009; **tkm: Tonnenkilometer

TABELLE 2: VERGLEICH DER GÜTERVERKEHRSENTWICKLUNG ZWISCHEN BMVBS-PROGNOSE UND UBA-SZENARIO
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Neue Konzepte in der Verkehrswegeplanung, die den 

Verkehrsbedarf mindern und in umweltverträglichere 

Bahnen lenken sollen, sind ein wesentlicher Stützpfeiler 

einer zukunftsfähigen Mobilität. Bessere Technik und 

mehr Effizienz bei den Verkehrsmitteln ein weiterer. 

Mehr als ein Viertel des Energieverbrauchs in Deutsch-

land entfällt auf den Verkehrssektor. Sparsamere, 

effizientere Verkehrsmittel mindern den Energiever-

brauch und die Emissionen – beides zentrale Beiträge 

zum Klimaschutz im Verkehr. Die Automobilhersteller 

sind gefordert, den Energieverbrauch der Kraftfahr-

zeuge zu senken, um ihren Beitrag zum Erreichen der 

Klimaschutzziele zu leisten und am weltweiten Markt 

auch während einer Phase der Rezession bestehen zu 

können.

Die Fahrzeugemissionen lassen sich durch hocheffizi-

ente Antriebe und konsequenten Leichtbau deutlich 

senken. Die erforderlichen Techniken sind bereits entwi-

ckelt und warten auf ihren Einsatz. Das Umweltbundes-

amt rechnet damit, dass die Energieeinsparpotentiale 

vor allem beim Pkw sehr hoch sind: Bis zum Jahr 2020 

ist bei Neuwagen durch technische Fahrzeuginnovati-

onen ein um etwa 40 Prozent geringerer Energiever-

brauch gegenüber heutigen Neuwagen möglich. Bei 

Bussen und Lkw sind immerhin gut 15 Prozent Ener-

gieeinsparung möglich. Innovative Fahrzeugtechniken 

können gleichzeitig zu weniger Lärm führen und zu 

einer weiteren Schadstoffminderung bei Feinstaub, der 

unsere Atemluft belastet.

Die Kfz-Steuer für Pkw wird seit 1. Juli 

2009 nicht mehr nur nach Hubraum, 

sondern auch nach dem CO2-Ausstoß 

berechnet. Je niedriger der CO2-Ausstoß, 

umso niedriger ist die Steuerbelastung. 

Vor allem die Besitzer kleiner und mittle-

rer Pkw profitieren von der Umstellung. 

Otto-Pkw werden mit zwei Euro, Diesel-

Pkw mit 9,50 Euro pro 100 Kubikzenti-

meter (ccm) Hubraum besteuert. Hierin 

sind bei Diesel-Pkw als Energiesteueraus-

gleich 7,50 Euro pro angefangene 100 

ccm Hubraum enthalten. Für Benziner 

wie auch für Diesel gilt: Der CO2-Ausstoß 

ist bis zu einem Freibetrag von 120 

Gramm pro Kilometer steuerfrei. Jedes 

Gramm mehr kostet weitere zwei Euro. 

Mit dem CO2-Freibetrag werden beson-

ders verbrauchsarme Pkw begünstigt. 

Ab dem Jahr 2012 wird der Freibetrag 

auf 110 Gramm CO2/km und ab 2014  

auf 95 Gramm CO2/km sinken.

Das Umweltbundesamt begrüßt die 

Neuregelung der Kfz-Steuer und beson-

ders die stufenweise Abschmelzung der 

Freibeträge, da dies die Entwicklung 

effizienterer Antriebssysteme fördert. 

Die verbleibende hubraumbezogene 

Sockelkomponente der Kfz-Steuer min-

dert die Lenkungswirkung des Frei-

betrags in Richtung verbrauchsarmer 

Pkw. Wir schlagen deshalb vor, auch die 

hubraumbezogene Sockelkomponente 

ausschließlich auf die Bemessungsgrund-

lage CO2 zu beziehen, um die Lenkungs-

wirkung der Steuer hin zu verbrauchs-

armen Pkw zu erhöhen.

DIE NEUE KFZ-STEUER

II. BESSERE TECHNIK, MEHR 
EFFIZIENZ – INVESTITIONEN IN 
UMWELTFREUNDLICHE FAHRZEUGE
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Effizienzsteigernde Maßnahmen beim Pkw
Aus Sicht des Umweltbundesamtes existiert eine Viel-

zahl effizienzsteigernder Maßnahmen, die den Wir-

kungsgrad des Diesel- und Ottomotors erhöhen und 

die Reibungsverluste im gesamten Antriebsstrang vom 

Motor über das Getriebe an die Räder und von diesen 

auf die Straße deutlich verringern können [15]. Bereits 

durch das Optimieren konventioneller Diesel- und 

Otto-Motoren sind deutliche Effizienzverbesserungen 

möglich. Bei Kombination verschiedener technischer 

Optionen – wie Vorverdichtung der Ansaugluft mit Hilfe 

der Abgasenergie bei reduziertem Hubraum (aufgela-

dener Ottomotor, Downsizing), variable Ventilsteuerung 

und Direkteinspritzung – ist eine Verbrauchsminde-

rung von 25 bis 30 Prozent erreichbar. Mit zusätzlicher 

Hybridisierung, also der Kombination von Elektro- und 

Verbrennungsmotor (siehe Kasten, Seite 17), sind sogar 

bis zu 40 Prozent gegenüber leistungsgleichen her-

kömmlichen Antrieben möglich [16]. 

Neben den genannten Motortechniken gibt es eine 

breite Palette weiterer technischer Optionen, die den 

Wirkungsgrad von Antrieb und Antriebsstrang ver-

bessern. Der Einsatz von Leichtlaufreifen und Leicht-

laufölen, verbrauchsoptimierten Getrieben sowie Schalt- 

punktanzeigen liefern einen weiteren Beitrag (siehe 

Kasten). Preiswerte Maßnahmen, die maximal 25 Euro 

je Prozent CO2-Einsparung kosten (bezogen auf die  

Hubraumklasse von 1.400 bis 2.000 ccm), sind Verringe-

rung des Hubraums (Downsizing), Abgasrückführung, 

Reibungsminimierung im Motor, Verbesserung des Wär-

memanagements am Motor, variable Ventilsteuerung, 

variable Verdichtung und die Gewichtsreduktion. 

Eine Effizienzsteigerung um 20 Prozent kostet die 

Hersteller durchschnittlich 280 bis 330 Euro je Pkw mit 

Ottomotor. Der volkswirtschaftliche Nutzen, der verein-

facht mit den gesparten Kraftstoffkosten vor Steuern 

über die Pkw-Lebensdauer von 12 Jahren angesetzt wird, 

liegt je nach Hubraumklasse bei 855 bis 1.850 Euro. 

Diesem Nutzen stehen höhere Herstellerkosten gegen- 

über, so dass das volkswirtschaftliche Saldo 280 bis  

330 Euro geringer ist. Dies zeigt, dass allein aus Kosten-

gründen die Maßnahmen zur CO2-Einsparung lohnend 

sind. Würde man noch die vermiedenen Umwelt- 

und Gesundheitskosten einrechnen, erhöhte sich der 

Nettonutzen um weitere 70 Euro je gesparter Tonne 

CO2. Verbraucherinnen und Verbraucher könnten über 

die durchschnittliche Lebensdauer eines Pkw von  

12 Jahren zwischen 1.750 und bis zu 3.750 Euro Kraft-

stoffkosten (inklusive Steuern) sparen. Unter Berück- 

sichtigung des höheren Anschaffungspreises des Pkw 

und der CO2-bezogenen Kfz-Steuer, die mit sinkender 

CO2-Emission ebenfalls weniger kostet, beträgt die  

Ersparnis für die Verbraucher sogar rund 2.350 bis 

4.950 Euro [18].

Hubraum	 < 1,4	 L	 1,4 bis 2,0	 L	 > 2,0	 L

Durchschnittliche CO2-Emissionen im Jahr 2006	 144	 g/km	 177	 g/km	 223	 g/km

Durchschnittlicher Kraftstoffverbrauch	 6,1	 Liter/100 km	 7,5 	Liter/100 km	 9,4 	Liter/100 km

20% CO2-Minderung	 29	 g/km	 35 	g/km	 45	 g/km

20% Einsparung	 1,2	 Liter/100 km	 1,5 	Liter/100 km	 1,9	 Liter/100 km

Preis pro Liter Kraftstoff nach Steuern 05/09	 1,28	 Euro	 1,28 	Euro	 1,28	 Euro

Einsparung über 12 Jahre	 1.368	 Liter	 2.018	 Liter	 2.925 	Liter

Nutzen der Verbraucher (Kraftstoffersparnis)	 1.751	 Euro	 2.583	 Euro	 3.744 	Euro

Herstellerkosten für 20% CO2-Minderung nach TNO et al.	 720	 Euro	 760 	Euro	 910 	Euro

Herstellerkosten nach UBA für 20% CO2-Minderung	 281	 Euro	 311	 Euro	 329	  Euro

Quelle: Umweltbundesamt, eigene Berechnungen, [19]

TABELLE 3: HERSTELLERMEHRKOSTEN FÜR 20 % CO2-MINDERUNG BEIM OTTO-PKW
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Folgende Maßnahmen sind weitere Beispiele, mit 

denen für Otto-Pkws ohne nennenswerte Zusatzkosten 

Kraftstoffeinsparungen erreicht werden [17]:

Maßnahme	 CO2-Einsparpotential

Direkteinspritzung		   5% 

optimierte Getriebeauslegung		   4% 

Leichtlaufreifen		   4% 

verbesserte Aerodynamik		   1% 

EINFACH, EFFIZIENT UND PREISWERT



Die meisten dieser preiswerten Maßnahmen setzen 

am Motor an. Das größte Potential liegt unter Berück-

sichtigung des gesamten Fahrzeugkonzeptes bei den 

Fahrzeugen mit Otto-Motor. Die Hybridtechnik ist nach 

gegenwärtigem Stand relativ teuer. Es ist zu erwarten, 

dass aus diesem Bereich kurzfristig lediglich Start-Stopp-

Automatiken verstärkt in Neufahrzeugen auf den Markt 

dringen. Vollhybride werden kurzfristig auf das obere 

Fahrzeugsegment beschränkt bleiben. Image- und mar-

ketingstrategische Gründe bewirken, dass die Hybrid-

technik schneller in den Markt diffundiert und sich auf 

andere Klassen ausdehnt, als es nach der Kosteneffizienz 

zur CO2-Minderung sinnvoll wäre. Nahezu alle bedeu-

tenden Hersteller beabsichtigen, zumindest Teile ihrer 

künftigen Neuwagenflotte voll zu hybridisieren. 

Tabelle 3 stellt die Herstellungsmehrkosten beispielhaft 

für eine CO2-Minderung um 20 Prozent bei Otto-Pkw dar.

Beim Hybrid-Konzept arbeiten zwei Herzen: Verbren-

nungs- und Elektromotor. Der Verbrennungsmotor 

(bei Pkw derzeit Benzin) und der Elektromotor 

werden hinsichtlich ihres Zusammenspiels optimal 

abgestimmt, um einen möglichst geringen Kraft-

stoffverbrauch, gute Fahreigenschaften und niedrige 

Schadstoffemissionen zu erreichen. Das optimale 

Zusammenspiel von Verbrennungs-, Elektromotoren 

und Batterie lässt sich nur mit viel Technik und 

Elektronik regeln. Hybride sind daher nach heutiger 

Technik komplexer, schwerer und teurer als konven-

tionelle Pkw.

Neben Pkw wird den schweren Nutzfahrzeugen ein 

hohes Potential für Hybridantriebe zugeschrieben. 

Vor allem Linienbusse und der Lkw-Zuliefererverkehr

in Ballungsräumen können von der Bremsenergie-

rückgewinnung profitieren, da sie häufig im Stop-

and-Go-Betrieb fahren. Die ersten Fahrzeuge werden 

bereits in Demonstrationsvorhaben getestet. Schon 

2010 sollen die ersten Fahrzeugserien einzelner 

Hersteller lieferbar sein. Die dabei noch hohen 

Kostenhürden für die Anschaffung der Hybridfahr-

zeuge können durch Marktanreizprogramme 

gesenkt werden.

IM TAKT DER ZWEI HERZEN – HYBRIDFAHRZEUGE

Abschied von den fossilen Energiequellen: Biokraftstoffe 
und Elektroautos
Neben dieser recht einfach einzuführenden Effizienz-

steigerung bei konventionellen Motoren setzen immer 

mehr Hersteller auf alternative Kraftstoffe oder alter-

native Antriebstechniken. Aus Sicht des Umweltbun-

desamtes gibt es hier vielversprechende Ansätze, die 

es weiter zu erforschen gilt. Alternative Antriebe – wie 

Elektrofahrzeuge oder Hybridfahrzeuge – und alterna-

tive Kraftstoffe erhalten künftig vor allem aufgrund der 

Entwicklung in internationalen Automobilmärkten eine 

große Bedeutung: In Asien und den USA werden etwa 

mit hohen Subventionen Alternativen zu konventio-

nellen Antrieben entwickelt, um die Abhängigkeit von 

Ölimporten drastisch zu reduzieren. Gleichwohl bleibt –  

vor allem aus Kostengründen – in den kommenden 

Jahren die Effizienzsteigerung bei konventionellen  

Antrieben zentraler Ansatzpunkt für Energieeinspa-

rungen und Klimaschutz im Verkehrssektor.

Biokraftstoffe der zweiten Generation sind gegenwärtig 

Gegenstand der Forschung und Entwicklung. Bei deren 

Herstellung können im Unterschied zu Biokraftstoffen 

der ersten Generation alle Pflanzenteile energetisch ge- 

nutzt werden. Sie weisen Schätzungen zufolge dadurch 

eine bessere CO2-Bilanz auf als Biokraftstoffe der ersten 

Generation und könnten mittel- bis langfristig einen 

effektiven Beitrag zur Energieversorgung im Verkehr 

leisten. Aus Klimaschutzsicht können sich aus heutiger 

Sicht eindeutige Vorteile ergeben, wenn Rest- und 

Altstoffe für die Produktion eingesetzt werden. Die 

zukünftige Realisierbarkeit dieser Option hängt von 

der technischen und ökonomischen Machbarkeit der 

notwendigen Konversionstechniken ab. Außerdem ist 

auch bei Alt- und Reststoffen von zunehmend konkur-

rierenden Nutzungsoptionen auszugehen. Wird für  

die Herstellung von Biokraftstoffen Anbaubiomasse 

(etwa Raps, Getreide, Mais oder Zuckerrüben) genutzt, 

kann die Klimagasbilanz – besonders wegen der daraus 

resultierenden indirekten Landnutzungsänderungen – 

sogar negativ ausfallen [20].

Elektrofahrzeuge werden erst auf längere Sicht eine grö-

ßere Rolle spielen. Die Aussichten für Elektrofahrzeuge 

veränderten sich in den letzten Jahren deutlich positiv. 

Die Leistungsfähigkeit der verfügbaren Lithium-Ionen-

Akkumulatoren ist schon heute für viele Anwendungen 

in Elektrofahrzeugen ausreichend. Auch führte die 

Entwicklung portabler Geräte in den letzten Jahren zu 

einer erheblichen Verringerung der Produktionskosten 

von solchen Akkumulatoren. Alle elektrischen Kompo-

nenten, wie Elektromotoren, Steuerung und Leistungs-

elektronik für Elektrofahrzeuge, entwickeln die Herstel-

ler derzeit für den automobilen Großserieneinsatz in 

Hybridantrieben. Zudem arbeiten fast alle namhaften 

Hersteller bereits an Konzepten für Elektrofahrzeuge 

(unter anderem mit Verbrennungsmotoren als Range 

Extender), die teilweise schon in Feldversuchen erprobt 

werden. Insgesamt erscheint es durchaus realistisch, 

dass Elektrofahrzeuge bis zum Jahr 2020 für einige Ein-

satzprofile im Pkw auf Kurzstrecken marktreif sind. 
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Ein allgemeines Tempolimit für Pkw 

auf Autobahnen in Deutschland würde 

die Verkehrssicherheit erhöhen und 

die Lärm- und Schadstoffemissionen 

vermindern. Deutsche Autobahnen 

könnten durch ein Tempolimit mehr 

Fahrzeuge aufnehmen und es käme 

seltener zu Staus. Durch diese Kapazi-

tätserhöhung wären weniger Auto-

bahnneu- und -ausbauten notwendig. 

Niedrigere Entwurfsgeschwindigkeiten 

erfordern auch geringere Fahrbahn-

breiten, wodurch ebenfalls Flächen 

eingespart werden. Diese kurzfristig 

umzusetzende Maßnahme erfordert 

keinen erheblichen Aufwand und 

reduziert Kraftstoffverbrauch und 

Kohlendioxid-Emissionen wirksam. Bei

einem Limit von 120 Kilometer pro 

Stunde sinken nach Berechnungen des 

Umweltbundesamtes die Kohlendioxid-

Emissionen der Pkw auf Autobahnen 

um etwa neun Prozent – vorausgesetzt, 

80 Prozent der Fahrerinnen und Fahrer 

halten sich daran. Das entspricht einer 

Vermeidung von rund drei Millionen 

Tonnen Kohlendioxid jährlich. Neben 

den direkten Umweltentlastungen 

kann ein Tempolimit langfristig zu 

einer Veränderung der Fahrzeugflotte 

hin zu kleineren, leichteren und we-

niger stark motorisierten Fahrzeugen 

beitragen. 

Die Autos der Zukunft sind leiser
Der Straßenverkehr ist die Lärmquelle Nummer eins in 

Deutschland. Lärm ist nicht nur lästig, er kann auch zu 

Herz-Kreislauf-Erkrankungen führen. Es gibt viele Mög-

lichkeiten, Verkehrslärm zu reduzieren. Vorrangig ist 

der Lärm direkt an der Quelle zu mindern – etwa durch 

leisere Motoren oder Reifen. Antriebsgeräusche, Reifen-

Fahrbahn-Geräusche und Strömungsgeräusche sind die 

Geräuschquellen eines Pkw, wobei letztere nur bei sehr 

hohen Geschwindigkeiten eine Rolle spielen. Das größte 

Minderungspotential liegt beim Reifen-Fahrbahn-Ge-

räusch, das beim Abrollen des Reifens auf der Fahrbahn 

entsteht. Durch geeignete Fahrbahnoberflächen lassen 

sich Reifen-Fahrbahn-Geräusche verringen. Außerdem 

kann die Fahrbahn so gestaltet werden, dass sie einen 

Teil des gesamten Fahrzeuggeräusches absorbiert und 

so zur Geräuschminderung beiträgt. Ein Beispiel hierfür 

sind offenporige Asphalte – oft auch als Flüsterasphalte 

bezeichnet. 

Am Fahrzeug selbst existiert ein hohes Geräuschminde-

rungspotential an den Reifen. Aktuelle Marktanalysen 

zeigen, dass Pkw-Reifen heute im Durchschnitt etwa 

3,5 dB(A) unter den gesetzlichen Grenzwerten liegen. 

Die besten Reifen liegen sogar bis zu 8 dB(A) unter dem 

Grenzwert. Marktanalysen lassen außerdem keinen 

Zusammenhang zwischen den Geräuscheigenschaften 

eines Reifens und seinem Verkaufspreis erkennen [21]. 

Das heißt, leise Reifen müssen nicht teuer und teure Rei-

fen nicht zwangsläufig leise sein. Um die Verbraucher 

in die Lage zu versetzen, bei der Reifenwahl Umwelta-

spekte zu berücksichtigen, plant die Europäische Kom-

mission ab dem Jahr 2012 eine Kennzeichnungspflicht 

für Reifen einzuführen. Das geplante Label soll Auskunft 

über den Rollwiderstand, Geräuschemissionen und 

das Nassbremsverhalten des Reifens geben. Eine solche 

Kennzeichnung würde das Umweltbundesamt ausdrück-

lich begrüßen. Das vorgesehene Labeling eröffnet die 

Möglichkeit, den Marktanteil der Reifen zu vergrößern, 

die optimal allen drei Parametern genügen.

Zudem plant die Europäische Kommission, ebenfalls 

ab 2012 die Grenzwerte für die Geräuschemissionen 

von Reifen zu verschärfen und neue Grenzwerte für 

das Nassbremsverhalten und den Rollwiderstand von 

Reifen einzuführen. Auch wenn viele Reifen die zu-

künftigen Grenzwerte bereits heute erfüllen, ist davon 

auszugehen, dass die neue Richtlinie umfangreiche 

Neuentwicklungen fördern und damit auch Kosten ver-

ursachen wird. Nach aktuellen Schätzungen liegen die 

Kosten jedoch selbst auf Basis konservativer Angaben 

der Hersteller deutlich unter dem volkswirtschaftlichen 

Nutzen der erzielten Geräuschminderung [22]. Auf den 

einzelnen Reifen umgerechnet ergeben sich – ebenfalls 

auf Basis der Herstellerangaben – Zusatzkosten von 

nur wenigen Euro.
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ANGEMESSENE GESCHWINDIGKEIT – 

WENIGER KOHLENDIOXID-EMISSIONEN

Am 19. August 2009 verabschiedete 

die Bundesregierung den Nationalen 

Entwicklungsplan Elektromobilität. Darin 

heißt es unter anderem: „Um im interna-

tionalen Wettbewerb zu bestehen, muss 

Deutschland zum Leitmarkt Elektromobi-

lität werden und die Führungsrolle von 

Wissenschaft sowie der Automobil- und 

Zulieferindustrie behaupten.“ Das Ziel 

ist, bis 2020 eine Million Fahrzeuge mit 

elektrischem Antrieb auf die Straße zu 

bringen. Der Bund fördert Elektromobi-

lität bereits mit 500 Millionen Euro aus 

dem Konjunkturpaket II.



III. FEHLENDE ANLASTUNG DER 
UMWELTKOSTEN SETZT FALSCHE 
ANREIZE

Der Personen- und Güterverkehr gewährleistet nicht nur 

Mobilität und ein vielfältiges Warenangebot, sondern 

verursacht auch Kosten für die Allgemeinheit. Die der 

Allgemeinheit zugemuteten, also nicht auf den Kreis 

der Verkehrsteilnehmer beschränkten Wirkungen des 

Verkehrs sind sogenannte externe Effekte. Diese Effekte 

können Nutzen oder Kosten für die Gesellschaft sein.  

Externe Effekte führen zu einer Verzerrung bei der 

Wahrnehmung der wirtschaftlichen Bedeutung des 

Verkehrs. Die positiven wirtschaftlichen Effekte des  

Güterverkehrs werden häufig zu stark hervorgehoben. 

Die enormen Kosten, die der Verkehrssektor der Gesell-

schaft aufbürdet, bleiben leider allzu oft unberücksich-

tigt. Der Verkehr ruft eine Reihe umweltschädlicher 

Effekte und Folgekosten hervor, die die Verkehrsteilneh-

mer zwar verursachen, aber nicht selbst tragen. Auch 

Unfallfolgekosten, die von den Versicherungen nicht 

gedeckt werden, zählen zu diesen externen Kosten.  

Hohe Umwelt- und Gesundheitskosten spiegeln sich  

daher nicht in hohen Preisen wider. Nicht die Verur- 

sacher, sondern die Allgemeinheit muss für die Folge-

kosten aufkommen. Dies ist in zweierlei Hinsicht 

negativ: Erstens steigt das Verkehrsaufkommen stärker 

als dies aus gesamtwirtschaftlicher Sicht optimal wäre, 

denn die Kosten des Verkehrs werden eher unterschätzt. 

Zweitens führt dies tendenziell dazu, dass umweltschäd-

liche Verkehrsträger stärker zum Einsatz kommen,  

denn die höheren Umweltkosten schlagen sich nicht in 

höheren Kosten im Vergleich zu eher umweltfreund-

lichen Verkehrsträgern nieder. 

Mit der Anlastung der Umweltkosten bei den Verur-

sachern ließen sich diese falschen Anreize beseitigen. 

Untersuchungen des Umweltbundesamtes zeigen,  

dass es noch Spielraum dafür gibt [23]. Lastkraftwagen 

ab 3,5 Tonnen verursachen – bezogen auf das gesamte 

deutsche Straßennetz – pro Fahrzeugkilometer im 

Durchschnitt 20,4 Cent an Umwelt-, Unfall- und  

Gesundheitskosten sowie 17 Cent an Infrastruktur- 

kosten. Die Sätze der Lkw-Maut liegen derzeit bei  

durchschnittlich 16,3 Cent pro Fahrzeugkilometer  

und sind noch weit von diesem Betrag entfernt.

Verursachergerechtigkeit ist nicht gleichbedeutend 

mit höheren Steuern oder Gebühren. Auch ordnungs-

rechtliche Regelungen – wie strengere 

Emissionsgrenzwerte – oder die Ver-

pflichtung zum Einbau von Partikelfil-

tern führen dazu, dass Investitionen in 

umweltfreundlichere Techniken realisiert 

werden. In dieser Sichtweise trägt der 

Umweltschutz dazu bei, externe Kosten 

zu verringern (siehe Kasten). Investieren 

wir, wie oben beschrieben, in das rich-

tige Verkehrssystem, sinken die Folgekos-

ten für die Allgemeinheit. Dies würde 

sich zum Beispiel in verringerten Kosten 

für die Behandlung umweltbedingter  

Erkrankungen ebenso niederschlagen 

wie in geringeren Kosten der öffent-

lichen Haushalte für Hochwasser- und 

Katastrophenschutz.

Woher wissen Umweltökonomen, wie 

viel beispielsweise die Emission einer 

Tonne Kohlendioxid oder ein Verkehrs-

unfall die Volkswirtschaft kostet? Sie 

ermitteln dies durch eine ökonomische 

Bewertung der Folgeschäden, die an 

Umwelt und Gesundheit entstehen. 

Die Streubreite solcher Schätzungen ist 

jedoch sehr hoch – nicht zuletzt we-

gen stark differierender, methodischer 

Herangehensweisen. Um die Transparenz 

zu wahren und ein einheitliches Bewer-

tungsverfahren zu gewährleisten, hat 

das Umweltbundesamt eine Methoden-

konvention erarbeitet [24]. Mit dieser 

Methodenkonvention lassen sich Umwelt-

schäden ökonomisch nachvollziehbar be-

werten. Beim Pkw liegen die Kosten bei 

gut sechs Cent pro Personenkilometer.

EXTERNE KOSTEN KENNEN – UMWELT BESSER SCHÜTZEN
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Straßenverkehr verursacht mit Abstand die höchsten 
Umweltkosten
Im Jahr 2005 schlugen die externen Kosten des Verkehrs 

in Deutschland mit rund 80 Mrd. Euro zu Buche – so 

eine Berechnung des Beratungsunternehmens Infras 

[25]. Demnach trägt der Straßenverkehr mit 96 Prozent 

aller Kosten den Löwenanteil. Auf den Pkw entfallen 

zwei Drittel der gesamten Kosten (siehe Abbildung 4). 

Beim Vergleich der spezifischen Kosten des Personenver-

kehrs (Kosten pro Personenkilometer) fällt auf, dass vor 

allem der Pkw- und Luftverkehr hohe Schäden verur-

sacht (siehe Abbildung 3).

€/1.000 pkm (Personenkilometer)

61,6
51,8

15,6 21,2

PKW Bus Eisenbahn Luftverkehr

Zusatzkosten in städtischen Räumen Vor- und nachgelagerte Prozesse Natur und Landschaft  Klimakosten

Luftverschmutzung Lärm Unfälle 

Quelle: Infras 2007

ABB 3: DURCHSCHNITTSKOSTEN DES PERSONENVERKEHRS IN DEUTSCHLAND 2005
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Der Verkehr generiert hohe Einnahmen in Form von 

Steuern und Gebühren. Häufig wird das Automobil 

daher als „Melkkuh der Nation“ bezeichnet. Eine Studie 

der Technischen Universität Dresden zeigt, dass diese 

Sichtweise nicht zutrifft, denn die durch den Autover-

kehr entstehenden Kosten für die Gesellschaft sind 

deutlich höher als die Einnahmen aus Steuern und 

Gebühren der Autofahrer [26]. So übersteigen die 

externen Umwelt- und Unfallkosten des Straßenverkehrs 

in Höhe von knapp 80 Mrd. Euro im Jahr die Einnah-

men aus der Mineralölsteuer, Lkw-Maut und Kfz-Steuer 

von zusammen knapp 50 Mrd. Euro pro Jahr. Hinzu 

kommen die Wegekosten für den Unterhalt des Stra-

ßennetzes von gut 30 Mrd. Euro im Jahr. In der Summe 

bleiben gut 60 Mrd. Euro Kosten des Straßenverkehrs in 

Deutschland ungedeckt.

Internalisierung der externen Kosten des Verkehrs
Die derzeitigen Rahmenbedingungen lasten die Um-

weltkosten des Verkehrs noch nicht ausreichend an. 

Jedoch darf sich eine effiziente und umweltverträgliche 

Verkehrspolitik nicht darauf beschränken, Verkehr zu 

verteuern. Gelingt es, die verkehrsbedingten Umweltbe-

lastungen zu verringern, so sinken auch die externen 

Kosten, für die die Verursacher aufkommen müssten. 

Mit den geeigneten Maßnahmen und Instrumenten 

ließe sich der Schaden an der Umwelt mindern.

Dies ist auch Ziel des von der Europäischen Kommission 

am 8. Juli 2008 vorgelegten Initiativenpakets zur „Öko-

logisierung des Verkehrs“ (Greening Transport Package). 

Ein Teil des Pakets ist eine Mitteilung der Kommission 

zum Schienengüterverkehrslärm, nach Lärmemissionen 

gestaffelte Trassenpreise für Waggons als Internalisie-

rungsinstrument einzuführen. Ein anderes Teilpaket ist 

die vorgeschlagene Novelle der Eurovignetten-Richtlinie. 

Sie ist Grundlage der Lkw-Maut. Ziel der Novellierung 

ist einen Rahmen festzulegen, mit dessen Hilfe die 

Zusatzkosten in städtischen Gebieten Vor- und nachgelagerte Prozesse Natur und Landschaft Klimakosten

Luftverschmutzung Lärm Unfälle

PKW Busse Motorräder

Straßenverkehr Schienenverkehr Luftverkehr

Lieferwagen LKW Schiene PV Schiene GV Luft PV Luft GV Binnenschiff

Mio. €

10.000

20.000

30.000

40.000

50.000

60.000

1.085

53.021

7.087

4.074

1.592 904 492 44016

11.679

Quelle: Infras 2007

ABB 4: EXTERNE KOSTEN DES VERKEHRS IN DEUTSCHLAND 2005 

SCHWERPUNKTE 2010 / 20 / 21



Mitgliedstaaten Mautgebühren je nach verkehrsbe-

dingter Luft-, Lärmbelastung und Verkehrsaufkommen 

berechnen und variieren können. Das Umweltbun-

desamt sieht im Richtlinienänderungsvorschlag einen 

Schritt in die richtige Richtung. Allerdings geht der Vor-

schlag nicht weit genug, weil er Unfall- und Klimafolge-

kosten außer acht lässt. Die methodisch unzureichende 

Bestimmung der externen Kosten des Lärms führt zu 

deutlich unterschätzten Kosten.

Ohne die Änderung der Eurovignetten-Richtlinie darf 

Deutschland nur die Wegekosten bei der Bemessung 

der Lkw-Maut berücksichtigen. Doch es bestehen noch 

weitere Möglichkeiten zur besseren Anlastung der 

entstehenden Kosten. Das Umweltbundesamt schlägt 

daher eine Ausweitung der Lkw-Maut auf alle Straßen 

sowie auf alle Nutzfahrzeuge über 3,5 t Gesamtgewicht 

vor. Da die Wegekosten für Lkw auf dem gesamten 

Straßennetz pro Kilometer etwas höher liegen als bei 

Autobahnen, würde dadurch auch die durchschnittliche 

Höhe der Lkw-Maut ansteigen.

Insgesamt kommt es auf eine effektive Kombination sich 

gegenseitig ergänzender und verstärkender Maßnah-

men an, um eine hohe umweltentlastende Wirkung zu 

erzielen. Gewerbe, Industrie, Spediteure, Verkehrs- und 

Stadtplaner sowie letztlich jede Bürgerin und jeder 

Bürger müssen ihre Kreativität einsetzen, um Wege zu 

finden, mit denen Verkehr vermieden und auf umwelt-

verträglichere Verkehrsträger verlagert wird. Bestehende  

Kapazitäten von Verkehrswegen und Fahrzeugen  

müssen optimal genutzt werden. Dazu kann die Inter-

nalisierung der externen Kosten Anreize geben.

Der Flugverkehr: Klimafolgen und Fluglärm
Mit durchschnittlich fünf Prozent jährlichem Wachs-

tum der Verkehrsleistung ist der Flugverkehr einer der 

am schnellsten wachsenden Verkehrssektoren [27]. 

Der von Deutschland ausgehende Flugverkehr (Berech-

nungsbasis sind die in Deutschland getankten Mengen) 

emittierte im Jahr 2005 rund 25 Millionen Tonnen CO2. 

Die Klimawirkung entspricht aufgrund der Emissionen 

in großer Höhe mindestens 50 Millionen Tonnen CO2. 

Ein ungehindertes Wachstum würde eine Verdopplung 

dieser Werte bis zum Jahr 2020 bedeuten. Ein groß-

er Teil der Anstrengungen, die Klimagasemissionen 

bis zum Jahr 2020 um 40 Prozent gegenüber 1990 zu 

senken, wären damit zunichte gemacht. Das Wachstum 

des Flugverkehrs darf daher künftig nicht zu höheren 

Gesamtemissionen führen, also muss das steigende 

Verkehrsaufkommen durch spezifische Emissionsmin-

derungen kompensiert werden. Das betrifft nicht nur 

Klimagasemissionen, sondern auch die Lärm- und 

Schadstoffemissionen des Flugverkehrs. Das Umweltbun-

desamt schlägt für den von Deutschland ausgehenden 

Flugverkehr vor, bis zum Jahr 2020 eine Stabilisierung 

der CO2-Emissionen auf dem Niveau von 2005 anzu-

streben. Darüber hinaus sollten die immissionsseitigen 

Schadstoffgrenzwerte zuverlässig eingehalten werden.

Zukunftsfähige Investitionen im Flugverkehr setzen eine 

nachhaltige Weichenstellung seitens der Politik voraus. 

Ökonomische Instrumente, die Subventionen abbauen 

und externe Kosten den Verursachern anlasten, sind da-

her auch im Flugverkehr unerlässlich. Die beschlossene 

Einbeziehung des Flugverkehrs in den Emissionshandel 

ist ein Schritt in die richtige Richtung. Die Abschaffung 

der Energiesteuerbefreiung für Kerosin und die Mehr-

wertsteuererhebung auf internationale Flüge wären 

dabei nicht nur ökologisch zielführend, sondern würden 

auch Gerechtigkeit zu anderen Verkehrsträgern und  

Industrien herstellen. Der Anreiz CO2 einzusparen,  

löst Investitionen in emissionsarme Technologien aus. 

Investitionsanreize zur Minderung lokal wirkender  

Emissionen (Lärm, Schadstoffe) können über emissions-

abhängige Landeentgelte oder Kontingentierungen 

gesetzt werden. Durch ambitionierte Zulassungsgrenz-

werte entstünden zusätzliche Anreize für die Flugzeug-

Hersteller, in Technik zur Lärm- und Schadstoffreduk-

tion zu investieren. Vorrang muss die Lärmminderung 

an der Quelle haben, daneben sind Maßnahmen des 
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aktiven Lärmschutzes durch betriebliche Regelungen – 

auch für die Nachtzeit – erforderlich. Zudem muss auch 

in ambitionierte bauliche Schallschutzmaßnahmen 

investiert werden.

Aspekte nachhaltiger Binnenschifffahrt
Aus Perspektive des Umweltschutzes weist der Trans-

port auf dem Wasser zwar Vorteile gegenüber dem 

Lkw-Transport auf, speziell wegen der geringeren 

spezifischen CO2- und Lärmemissionen. Aber auch die 

Binnenschifffahrt wirkt sich direkt und indirekt auf die 

Umwelt aus und bringt vielfältige ökologische Konflikte 

mit sich, die im Hinblick auf eine möglichst umwelt-

verträgliche Abwicklung des Güterverkehrs zu berück-

sichtigen sind. 

Zu den direkten Umweltwirkungen, die sich aus dem 

Schiffsbetrieb ergeben, gehört der Ausstoß an Luftschad-

stoffen wie Feinstaub, Schwefeldioxid, Stickoxid, Kohlen-

monoxid und des Klimagases Kohlendioxid. Die Flotte 

der deutschen Binnenschiffe hat ein Durchschnittsalter 

von rund 40 Jahren. Damit Binnenschiffe weniger Luft-

schadstoffe ausstoßen, ist vorrangig eine Nachrüstung 

mit modernen Systemen zur Abgasnachbehandlung not-

wendig. Auch die Einführung schwefelarmer Kraftstoffe 

für Binnenschiffe reduziert den Ausstoß an Luftschad-

stoffen. Zudem erhöht eine Motorerneuerung und eine 

Umrüstung der Flotte auf effizientere Antriebe sowie  

die Entwicklung und Einführung widerstandsarmer, 

strömungsoptimierter Schiffsgeometrien (etwa neu-

artige Rumpfformen, Katamaran-Prinzip) die Energie-

effizienz und verringert die Klimagasemissionen durch 

niedrigeren Kraftstoffverbrauch.  

Mögliche indirekte Umweltfolgen der Binnenschifffahrt 

durch Gewässerausbau und Unterhaltungsarbeiten sind 

Verluste natürlicher Eigenschaften von Gewässern (zum 

Beispiel Durchgängigkeit für Wanderfische), Grundwas-

serabsenkungen, Habitatveränderungen, Biodiversitäts-

verlust und Schädigungen von Auenlandschaften. Vor 

dem Hintergrund erheblicher Beeinträchtigungen, die 

Maßnahmen für die Herstellung und den Erhalt schiff-

barer Wasserwege für Fluss- und Auenökosysteme mit 

sich bringen, ist die Entwicklung flussangepasster Schiffe 

für eine umweltgerechte Gestaltung der Binnenschiff-

fahrt besonders wichtig. Aus Sicht des Umweltschutzes 

sollte die Entwicklung dahin gehen, nicht die Umgestal-

tung der Flüsse fortzusetzen, sondern die Schiffe besser 

an die Gegebenheiten der Flüsse anzupassen. 

Neben der Reduktion von Schadstoff- und CO2-Emis-

sionen sind die Ausbau- und Unterhaltungsmaßnahmen 

an Flüssen zu minimieren und die Nutzung der Wasser-

straßen und Flüsse nach (ökologischen) Nutzen-Kosten-

Aspekten zu untersuchen. Die Ergebnisse sind in die 

Bewertung des Verkehrsträgers Binnenschiff unter 

Umweltaspekten einzubeziehen. Die Binnenschifffahrt 

eignet sich wegen der geringen Netzdichte (wenige Was-

serstraßenverbindungen in der Fläche), der geringen 

Geschwindigkeit und der damit einhergehenden zeit-

lichen Unflexibilität in der Regel nur für den Transport 

von Massengütern und Containern mit nicht zeitsensi-

blen Gütern. Die ausschließliche Spezialisierung auf 

große Sendungen machen Verlagerungen von der Straße 

auf die Binnenwasserstraße nur in Ausnahmefällen mög-

lich. Zudem konzentriert sich das Verkehrsaufkommen 

der Binnenschifffahrt fast zu 90 Prozent auf den Rhein 

und das angrenzende westdeutsche Kanalnetz und be-

grenzt so das Verlagerungspotential lokal. Aus diesem 

Grund ist die Binnenschifffahrt als Verlagerungsoption 

im wissenschaftlichen Diskurs nur am Rande ein Thema.

Nur auf sehr wasserreichen Flüssen oder auf bereits stark 

ausgebauten Wasserstraßen ist die Binnenschifffahrt 

heute eine sinnvolle Alternative zum Straßengüterver-

kehr. Der Binnenschiffsverkehr auf wasserarmen Flüssen 

(zum Beispiel Elbe, Saale) sollte auf die massengutfähige 

Schiene verlagert werden. Hinsichtlich der regionalen 

Auswirkungen des Klimawandels auf die Wasserstraßen-

infrastruktur und die Schifffahrt bestehen erhebliche 

Unsicherheiten. Diese Aspekte sind bei der Novellierung 

des Bundesverkehrswegeplans zu berücksichtigen.
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Verkehr vermeiden. Kürzere Wege sorgen für saubere 

Luft in den Innenstädten, weniger Lärm und für den 

Erhalt der biologischen Vielfalt in unzerschnittenen 

Lebensräumen.

Die Erfahrungen zeigen, dass der Verkehr die Umwelt-

ziele nicht erreicht, wenn Ziele nicht als unverrückbare 

Leitplanken berücksichtigt werden. Die Bundesregie-

rung sollte deshalb ihre Anstrengungen in einer Strate-

gie für nachhaltige Mobilität zusammenführen. Diese 

könnte aufzeigen, mit welchen Verkehrsmengen und 

auf welchen Verkehrsträgern die Bundesregierung die 

Mobilität von morgen sicherstellen möchte. Zudem 

könnte die Strategie Wege aufzeigen, wie die tech-

nischen Möglichkeiten im Verkehrssektor noch konse-

quenter ausgeschöpft werden könnten.

Eine entscheidende Weichenstellung für die Vermei-

dung und Verlagerung von Verkehr kann die Bundesre-

gierung mit dem Bundesverkehrswegeplan vornehmen. 

Hier sollte es gelingen eine Methodik zu verankern, 

die Umweltziele als verbindliche Vorgaben auf allen 

Stufen des Planungsprozesses berücksichtigt. Vorschlä-

ge des Umweltbundesamtes dazu liegen vor. Zudem 

ist entscheidend, ob es gelingt, die für den steigenden 

Güterverkehr notwendigen Investitionen in den Aus-

bau des Schienennetzes zu tätigen. Dazu muss mit der 

Beseitigung bestehender Engpässe sofort begonnen 

werden. Wegen der langen Planungszeiträume sind be-

reits heute die Pläne für den notwendigen Ausbau des 

Schienennetzes bis 2025 zu entwickeln. Mit Hilfe der 

Vorschläge des Umweltbundesamtes kann die Bundesre-

gierung hingegen auf die Erweiterung der Kapazitäten 

des Bundesfernstraßennetzes verzichten.

Fazit
Umweltschutz ist kein Luxusgut. Gerade in Zeiten knap-

per Staatskassen sollten die Haushaltsmittel effizient 

investiert werden. Die ökonomische Bewertung von Um-

weltschäden ermöglicht es, den volkswirtschaftlichen 

Nutzen umweltpolitischer Maßnahmen zur Vermeidung 

oder Minderung dieser Schäden zu schätzen. Umwelt-

politik heute vermeidet Umweltschäden morgen. In 

keinem Bereich tritt dies derzeit so deutlich zu Tage  

wie bei der Klimapolitik. Die Veröffentlichungen des  

Umweltbundesamtes belegen, dass Klimaschutz lohnend 

ist, denn die Kosten der Klimaschutzmaßnahmen sind 

geringer als die Folgekosten des Nicht-Handelns 

[28–30].

Richtig investieren heißt nicht zwangsläufig, dass 

höhere Belastungen in Form höherer Abgaben oder 

Gebühren auf die Bürgerinnen und Bürger zukommen. 

Eine gerechte Kostenanlastung kann auch erfolgen, in-

dem verkehrserzeugende und somit umweltschädliche 

Subventionen abgebaut und die Gelder zu Gunsten der 

Förderung besonders umweltverträglicher Verkehrsmit-

tel umgeschichtet werden.

Technische Innovationen und deren Marktdurchdrin-

gung haben in den letzten Jahren den größten Beitrag 

zur Verminderung der Emissionen geleistet. Aber sie 

können nicht alles bewirken, was wir im Verkehrsbe-

reich an Umweltzielen erreichen müssen. Die Hälfte 

der Minderungen an Treibhausgas-Emissionen im 

Verkehrssektor ist durch nicht-technische Maßnahmen 

beizutragen. Wir müssen den Straßenverkehr auf um-

weltfreundlichere Verkehrsträger – etwa den Personen-

verkehr vom Auto auf die Bahn, den Bus und das Rad 

sowie den Güterverkehr vom Lkw auf die Bahn und das 

Binnenschiff – verlagern und wo es nur geht unnötigen 
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Gelegentlich ist immer noch zu lesen und zu hören: 

Umweltschutz hemmt wirtschaftliches Wachstum, 

Innovationen und Investitionen. Davon sei auch die 

Landwirtschaft betroffen.

UMWELTSCHUTZ – 

INVESTITIONS-

HEMMNIS FÜR 

DIE LANDWIRTSC HAFT?
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Die Atmosphäre heizt sich auf, und die Weltbevöl-

kerung wächst. Investitionen in eine nachhaltige 

Landwirtschaft wie auch in die wirtschaftliche 

und soziale Entwicklung der ländlichen Räume 

wären eine Lösung.

UMWELTSCHUTZ – 

INVESTITIONS-

HEMMNIS FÜR 

DIE LANDWIRTSC HAFT?
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Übertriebene Regelungswut, schwerfälliger Bürokratis-

mus, hohe Auflagen und die lange Dauer der Genehmi-

gungsverfahren – etwa für Stallbauten – verschreckten 

potenzielle Investoren, führten zu einem Investitionsstau 

und gefährdeten damit längerfristig den Agrarstandort 

Deutschland mit den bekannten Folgen: Die Produktion 

werde ins Ausland verlagert, Wertschöpfung, Arbeits-

plätze und Steuereinnahmen gingen verloren. Und ob 

die dann ersatzweise importierten Agrarprodukte hin-

sichtlich Qualität und Sicherheit mit den einheimischen 

Schritt halten könnten, stehe auf einem ganz anderen 

Blatt. Aber danach frage dann niemand.

In der deutschen Landwirtschaft gab es jedoch – zu-

mindest bis Ende des vergangenen Jahres – keinen 

Investitionsstau. Die im Jahr 2008 partiell stark gestie-

genen Nahrungsmittelpreise und die staatliche Bio-

energie-Förderung, also der Bonus für nachwachsende 

Rohstoffe, sowie die Einspeisungsvergütung nach dem 

Erneuerbare-Energien-Gesetz (in der Vergangenheit 

auch die aufgrund der Überschussproblematik gezahlte 

Prämie für die konjunkturelle Stilllegung von Flächen, 

die dem Anbau von Nahrungs- und Futterpflanzen 

dienten) führten – trotz heraufziehender Finanzkrise 

– zu einer insgesamt optimistischen Stimmung. Der 

Deutsche Bauernverband sah sich „in einer Phase, in 

der die gesellschaftliche Bedeutung der Landwirtschaft 

wiederentdeckt wird“ [31].



Das Agrarinvestitionsförderprogramm der Bundesregie-

rung umfasst derzeit 250 Millionen Euro jährlich und 

löst damit private Investitionen in ungefähr der vierfa-

chen Höhe aus. Wer im Jahr 2008 landwirtschaftliche 

Maschinen und Ausrüstung bestellte, musste längere 

Wartezeiten in Kauf nehmen: Eine starke Nachfrage 

aus dem Ausland – zum Beispiel aus Russland – nach 

deutscher Agrartechnik sorgte für eine hohe Auslastung 

in der Landmaschinenindustrie. Nach Angaben des 

russischen Verbandes der Landtechnikhersteller impor-

tierte Russland im ersten Halbjahr 2008 Maschinen im 

Wert von 1,35 Milliarden Euro, davon 28 Prozent aus 

Deutschland [32]. Laut Bundesagrarministerium expor-

tierte die deutsche Agrarbranche im Jahr 2008 Güter im 

Wert von 53 Milliarden Euro. Damit war Deutschland 

weltweit viertgrößter Exporteur von Agrargütern mit 

einem Rekordzuwachs von 15 Prozent im Vergleich zu 

2007. In der Agrar- und Ernährungswirtschaft stammte 

zwischenzeitlich jeder vierte Euro aus dem Export.

Weltweit boomte der Agrarsektor, und Deutschland war 

mit den Investitionsgütern und mit der Landwirtschaft 

und Ernährungsindustrie „gut dabei“. Forschung und 

Entwicklung, Innovationen, Hochtechnologie und Qua-

litätsprodukte schufen und sicherten Arbeitsplätze und 

Steuereinnahmen, bis eine weltweite Finanzmarkt- und 

Wirtschaftskrise in einem Ausmaß eintrat, die niemand 

vorhergesehen hatte und deren Dauer auch heute noch 

nicht absehbar ist. Der Sachverständigenrat zur Begut-

achtung der gesamtwirtschaftlichen Lage korrigierte 

innerhalb eines halben Jahres (vom Herbstgutachten 

2008 zum Frühjahrsgutachten 2009) seine Wachstums-

prognose von plus 0,2 auf minus 6 Prozent.

Können die Landwirtschaft und der Umweltschutz zur 

Überwindung der Krise beitragen? Kann der Um-

weltschutz auch in wirtschaftlich schwierigen Zeiten 

Innovationen vorantreiben, Wachstum ermöglichen, 

Arbeitsplätze sichern und neue schaffen? Gehen beide 

möglicherweise sogar gestärkt aus der gegenwärtigen 

Krise hervor? Es gibt derzeit zwei wesentliche Argu-

mente für solche Thesen:

	 Der Nahrungsmittelsektor wurde von der Krise nicht 

so hart getroffen. Naturgemäß brach die Nachfrage 

weit weniger ein als in anderen Sektoren der Wirt-

schaft. Essen und Trinken lässt sich – im Unterschied 

zu vielen anderen Nachfrage auslösenden Aktivitäten  

– nur sehr bedingt „zurückstellen“.

	 Die Randbedingungen für Wachstum in der Zukunft 

sind nach wie vor günstig: Wachsende Weltbevöl-

kerung, zunehmender Wohlstand in bevölkerungs-

reichen Schwellenländern und die verstärkte Suche 

nach Alternativen zu fossilen Energieträgern üben 

einen starken Nachfragesog aus. Die Ernährungs- 

und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten 

Nationen (FAO) rechnet mit einem weltweiten jähr-

lichen Anstieg des Bedarfs an Agrarprodukten (ohne 

Bioenergie) um 1,6 Prozent bis zum Jahr 2015 und 

danach um 1,4 Prozent bis 2030. 

Allerdings befürchten Fachleute, dass – als Folge des 

Klimawandels – die landwirtschaftliche Produktion in 

Australien, Indien und Teilen Afrikas erheblich zu-

rückgehen wird. Es steigen jedoch die Potentiale zur 

Nahrungsmittelerzeugung in Nordeuropa, Nordasien 

und Nordamerika. Aufgrund der globalen Erwärmung 

verschiebt sich die Ackerbaugrenze nach Norden. Wie 

groß die neu zur Verfügung stehenden Flächen und 

deren mögliche Erträge sein dürften, weiß derzeit aber 

noch niemand.

Agrarstandort Europa und ländliche Entwicklung
Zunehmender Bedarf an Agrarprodukten und klima-

tische Begünstigung festigen die Bedeutung des 

Agrarstandorts Europa, was unter dem Gesichtspunkt 

des globalen Umwelt- und Klimaschutzes betrachtet 

durchaus sinnvoll ist. Es ergäbe beispielsweise klima-

politisch keinen Sinn, die Produktion in Deutschland 

zurückzufahren und stattdessen die landwirtschaftliche 

Erzeugung in anderen Ländern mit höheren produkt-

spezifischen Treibhausgas-Emissionen zu erhöhen. Bei 

gleichbleibendem Verbrauch würde unser „ökologischer 

Fußabdruck“ damit sogar größer, nur eben woanders 

hin verlagert. 

Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) der Europäischen 

Union (EU) reagierte auf die weltweite Nachfragesteige-

rung der letzten Jahre. Erst setzte die EU-Kommission 

die konjunkturelle Flächenstilllegung aus, dann einig-

ten sich die Landwirtschaftsminister der EU im Rah-

men des Gesundheitschecks der GAP (siehe Kasten) im 

November 2008 auf ihre Abschaffung. Die Herstellung 

des Marktgleichgewichts bei Nahrungs- und Futtermit-

teln mittels administrierter Produktionseinschränkung 

– ursprüngliches Ziel der konjunkturellen Flächenstill-

legung – ist angesichts der skizzierten Entwicklung 

weniger denn je erforderlich. Auch Exporterstattungen, 

mit denen EU-Überschüsse auf das Preisniveau des 

Weltmarkts herunter subventioniert und dann dort 

abgesetzt wurden, sind entbehrlich und müssen mit 

Rücksicht auf WTO-Beschlüsse und die Entwicklungspo-

litik ohnehin auslaufen. Subventionierte Agrarexporte 

der EU behindern die Entwicklung der Landwirtschaft 

in Entwicklungsländern, da sie die Preise niedrig halten 

und dadurch Anreize zu mehr einheimischer Produk-

tion ausschalten. Sie sind damit entwicklungspolitisch 

kontraproduktiv. 

Dass die EU-Kommission Exporterstattungen für den 

Milchmarkt gerade wieder einführte, um den Milch-

preis in der EU zu stützen, kann angesichts des Drucks 

seitens der WTO und des im EU-Vertrag verankerten 

Kohärenzgebots (hiernach sind Maßnahmen der Politik-

bereiche wie Agrar- und die Entwicklungspolitik aufein-

ander abzustimmen) nur ein begrenztes Zwischenspiel 

sein, bis andere, bessere Mechanismen zu Gunsten der 

Milchviehwirtschaft greifen, an denen derzeit noch 

gearbeitet wird. Aus Sicht des Umweltschutzes sollte  

der Erhalt des artenreichen Grünlands im Rahmen der 

ländlichen Entwicklung prioritär verfolgt werden. Grün-

land ist für die traditionelle Milchviehwirtschaft typisch, 

SCHWERPUNKTE 2010 / 28 / 29



es ist ferner für den Erhalt der Biodiversität wichtig. Die 

Bedeutung der Interventionen im EU-Binnenmarkt, also 

staatlicher Aufkäufe von Überschüssen mit anschlie-

ßender Lagerung, um das Angebot zu begrenzen und 

die Preise zu stabilisieren, nahm bereits erheblich ab. 

Gemäß Übereinkunft der Landwirtschaftsminister der 

EU vom 20. November 2008 soll längerfristig nur noch 

in Krisenzeiten, also bei extremem Preisverfall, entspre-

chend investiert werden.

2003 einigten sich die EU-Agrarminister auf eine 

grundlegende Reform der Gemeinsamen Agrarpoli-

tik (GAP) für die Jahre 2005 bis 2013 (Agenda 2007). 

Die GAP einfacher und effizienter zu gestalten, sollte 

auch die Akzeptanz bei Bürgerinnen und Bürgern 

sowie Landwirten steigern. Immerhin fließt pro Jahr 

ein großer Teil des EU-Haushalts in die Landwirtschaft. 

Im Jahr 2008 waren es 52 Mrd. Euro (43,6 Prozent). 

Agrarkommissarin Fischer Boel initiierte für die Agenda 

2007 – etwa zur Hälfte ihrer Laufzeit – eine Zwischen-

prüfung (Gesundheitscheck). Der Check konzentriert 

sich auf drei Bereiche: Wie kann man das System der 

Direktzahlungen transparenter und effizienter machen? 

Wie lassen sich Mechanismen der Marktregulierung am 

sinnvollsten einsetzen? Und wie kann sich die EU den 

neuen Herausforderungen stellen, die der Klimawandel 

mit sich bringt? 

Zu den politischen Entscheidungen infolge des Gesund-

heitschecks gehören Regelungen für Energiepflanzen, 

der Wegfall der konjunkturellen Flächenstilllegung, der 

schrittweise Verzicht auf Milchquoten und die Umlen-

kung eines Teils der direkten Beihilfen in die Förderung 

des ländlichen Raums (zweite Säule der GAP). Bisher 

kürzte die EU-Kommission alle Direktzahlungen ober-

halb eines Freibetrags in Höhe von 5.000 Euro jährlich 

um fünf Prozent und stellte die so erzielten Budgeter-

sparnisse in den Haushalt für die Entwicklung des länd-

lichen Raumes ein (obligatorische Modulation). Dieser 

Satz wird bis 2012 schrittweise auf zehn Prozent ange-

hoben. Bei Zahlungen für Direkthilfen über 300.000 

Euro jährlich gibt es einen zusätzlichen Abschlag von 

vier Prozent (progressive Modulation). 

Für die Umwelt bedeutet die erhöhte Modulation haupt-

sächlich, dass künftig höhere Beträge in Brüssel für 

Agrarumweltmaßnahmen vorhanden seien könnten.  

Sie müssen allerdings national kofinanziert werden, was 

bedeutet, dass auch in den Mitgliedstaaten die komple-

mentären Mittel entsprechend erhöht werden müssen.

Weitere Informationen: 
www.ec.europa.eu/agriculture

EU-AGRARPOLITIK EFFIZIENTER MACHEN
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Weiterhin besteht die Hoffnung, dass die durch den 

Gesundheitscheck der GAP beschlossene Erhöhung der 

Modulation zur finanziellen Stärkung der ländlichen Ent-

wicklung weitere Investitionen, gerade in wirtschaftlich 

schwächeren Regionen, nach sich zieht, zumal sie nicht 

nur auf Investitionen in die Agrarwirtschaft und auf de-

ren Wettbewerbsfähigkeit fokussiert ist. Weitere Schwer-

punkte, per Verordnung [33] festgeschrieben, sind:

	 die Verbesserung der Umwelt und der Landschaft 

(besonders mit sogenannten Agrarumweltpro-

	 grammen),

	 die Förderung der Lebensqualität im ländlichen 

Raum und die Diversifizierung der ländlichen Wirt-

schaft (Handwerk, Tourismus, Verarbeitung) sowie

	 die von lokalen Aktionsbündnissen nach dem 

Bottom-up-Prinzip durchgeführten LEADER-Projekte 

(siehe Kasten, Seite 31). 
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Dazu müssen die vier Schwerpunkte der ELER-Verord-

nung jedoch mit Mindestquoten unterlegt sein, um der 

Versuchung entgegenzuwirken, einen übermäßigen 

Anteil dem Schwerpunkt 1 (Wettbewerbsfähigkeit) 

zuzuweisen und darüber in größerem Stil kurzfristige 

Stützungsmaßnahmen für die zugegebenermaßen not-

leidende Milchwirtschaft zu finanzieren. Maßnahmen 

der zweiten Säule stehen unter einem Kofinanzierungs-

vorbehalt, das heißt die Gelder der EU können nur dann 

fließen, wenn die Mitgliedstaaten ihren (nach Alt- und 

Neumitgliedern differenzierten) Teil beisteuern. Gefor-

dert sind hier also nicht nur die EU, sondern in Deutsch-

land auch Bund und Länder. Insbesondere die Länder 

haben einen erheblichen Entscheidungsspielraum hin-

sichtlich der Mittelverteilung auf die vier Entwicklungs-

schwerpunkte, den sie auch in sehr unterschiedlicher 

Weise nutzen.



Seit 1991 fördert die Europäische Union den länd-

lichen Raum mit dem LEADER-Förderprogramm. 

LEADER steht dabei für „Liaison entre actions de 

développement de ĺ économie rurale“ (Verbindung 

zwischen Aktionen zur Entwicklung der ländlichen 

Wirtschaft). Es handelt sich um Projekte aus allen 

für die Entwicklung ländlicher Räume relevanten 

Bereichen, wie Wirtschaft, Soziales, Tourismus,  

Kultur, Umwelt und Landwirtschaft. Teilnehmen 

können Regionen, die sich zur Lösung ihrer Entwick-

lungsprobleme in „Lokalen Aktionsgruppen“ (LAG) 

zusammengefunden haben. 

Weitere Informationen: 
www.netzwerk-laendlicher-raum.de/regionen/

leader-regionen/ 

nung später, aber dafür umso höher präsentiert bekom-

men? In den folgenden Abschnitten zeigen wir anhand 

wichtiger Indikatoren, wie es um die Entwicklung der 

Agrarumweltsituation steht. 

Perspektiven für den ländlichen Raum schaffen 
Nach Darstellung der EU-Kommission sollen die Ende 

2008 beschlossenen Änderungen der Gemeinsamen 

Agrarpolitik (der sogenannte Gesundheitscheck) diese 

„weiter modernisieren, vereinfachen und von unnöti-

gem Ballast und noch verbleibenden Beschränkungen 

befreien...“. Aus Umweltschutzsicht bedeutend ist unter 

anderem die Absicht, dem Klimawandel, den erneuer-

baren Energien, der Wasserwirtschaft (hier vor allem 

der Wasserknappheit) und der biologischen Vielfalt 

künftig verstärkte Bedeutung beizumessen. Die Mitglied-

staaten sollen ab dem 1. Januar 2010 zu diesen zusätz-

lichen Prioritäten „Vorhabensarten entsprechend ihren 

Bedürfnissen“ in ihre Entwicklungsprogramme für den 

ländlichen Raum aufnehmen. Die EU-Kommission bietet 

dafür eine exemplarische Liste der Vorhabensarten an 

(im Anhang II der neuen ELER-Verordnung), aus der 

die Mitgliedstaaten bei der Zusammenstellung ihrer 

nationalen Strategien auswählen können. Die EU will 

die erforderlichen Gelder mit einer erhöhten Modulati-

on und Umschichtung der so erhaltenen Gelder in die 

ländliche Entwicklung aufbringen. Das entscheidende 

Instrument für die Umsetzung ist die bereits erwähnte 

ELER-Verordnung, hier insbesondere die Ziele zur 

Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der Land- und 

Forstwirtschaft sowie zur Verbesserung der Umwelt und 

der Landschaft.

Deutschland setzt die umweltrelevanten Beschlüsse vor-

wiegend über die „Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung 

der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK) um. 

EU-Gelder für Maßnahmen der ländlichen Entwicklung 

sind jedoch wie erwähnt nur im Falle einer nationalen 

Kofinanzierung erhältlich (Kofinanzierungsvorbehalt, in 

den alten Bundesländern 50 Prozent, in den neuen  

25 Prozent). Hier stehen Bund und Länder in der Pflicht. 

Für die „neuen Herausforderungen“ wie „Natura 2000“, 

die EG-Wasserrahmenrichtlinie, den Klimawandel und 

die erneuerbaren Energien ist der EU-Finanzierungs-

anteil mit 75 Prozent (in „Konvergenzregionen“ mit 

niedrigerem Bruttoinlandsprodukt sogar 90 Prozent) 

relativ hoch, was die Kofinanzierung der Programme 

und Investitionen erleichtert. 

Es zeichnet sich ab, dass die EU die ländliche Entwick-

lung gemäß ihrer gestiegenen politischen Bedeutung 

auch finanziell besser ausstatten will. Die im Rahmen 

des Gesundheitschecks der GAP ebenfalls beschlossene 

Aufstockung der Modulation auf zehn Prozent, der zu-

sätzliche Abschlag von vier Prozent bei Direktzahlungen 

über 300.000 Euro und die Umschichtung der so frei 

werdenden Mittel in die zweite Säule der GAP führen zu 

deren Stärkung, ebenso wie ihre angestrebte effektivere 

Verzahnung mit anderen Politikbereichen – etwa der 

Strukturpolitik. Diese ist allerdings kein Teil der Agrar-

politik mehr, sondern wird von der Generaldirektion 

für Regionalpolitik betrieben und über Instrumente wie 

den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung oder 

den Europäischen Sozialfonds umgesetzt.

Für die nächste Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik, 

also die Zeit nach 2013, scheint sich eine Verstärkung 

des Prinzips „Leistung und Gegenleistung“ abzuzeich-

nen. Im Klartext würde das bedeuten, dass öffentliche 

Hilfen nur noch als Zahlung für gesellschaftlich nach-

gefragte ökologische und andere Leistungen gewährt 

würden. Die Bedeutung der heutigen Direktzahlungen, 

die über die Cross Compliance hauptsächlich an die 

Einhaltung ohnehin bestehender rechtlicher Verpflich-

tungen gekoppelt sind, würde dann weiter abnehmen.

Gehen die Investitionen der Landwirtschaft in die 
richtige Richtung?
Die Landwirtschaft investiert bereits verstärkt und hat 

dies auch weiterhin vor. Aber gehen diese Investitionen 

auch in die „richtige“ Richtung? Führen sie zu einer 

nachhaltigen Entwicklung ländlicher Räume, bei der 

– im Sinne der auf dem Weltgipfel in Rio de Janeiro 

im Jahr 1992 beschlossenen „Agenda 21“ – Ökonomie, 

Ökologie und Soziales in einem ausgewogenen Ver-

hältnis zueinander stehen? Tragen sie dazu bei, den 

novellierten Artikel 20a des Grundgesetzes mit Leben 

zu erfüllen, wonach der Staat nicht nur den Schutz der 

Umwelt, sondern auch den der Tiere gewährleistet? 

Oder handelt es sich um ein kurzlebiges Strohfeuer auf 

Kosten der natürlichen Ressourcen, für das wir die Rech-
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Worin bestehen die Umweltprobleme? 
Der Bericht Deutschlands nach Artikel 5 

EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) vom 

22. März 2005 an die EU-Kommission 

(siehe auch Seite 35) macht deutlich:  

Für 60 bis 85 Prozent der Oberflächenge-

wässerkörper und 53 Prozent der Grund-

wasserkörper sind weitere Maßnahmen 

erforderlich, um den geforderten „guten 

Zustand“ bis 2015 zu erreichen (Abbil-

dung 5). Wichtigste Ursachen für das 

Verfehlen der Ziele sind unter anderem 

Nähr- und Schadstoffbelastungen. Bei 

Seen, Küstengewässern und dem Grund-

wasser sind sie der Hauptgrund für die 

Zielverfehlungen. 

Ein erster flüchtiger Blick auf dieses 

Thema stimmt zunächst optimistisch. 

Es besteht in den vergangenen Jahren 

zumindest ein zeitlicher Zusammenhang 

zwischen Investitionen in der Landwirt-

schaft und einem Rückgang der Umwelt-

belastung in ländlichen Regionen [34]. 

Die stoffliche Belastung der Oberflächen-

gewässer in Deutschland verbesserte sich 

in den vergangenen Jahrzehnten zum 

Teil deutlich. Ein Vergleich der biolo-

gischen Gütekarten von 1975 bis 2000 

zeigt: Seit den 1970er Jahren fanden 

verbesserte und intensivierte Abwasser-

reinigungsmaßnahmen ihren Nieder-

schlag in einer deutlichen Verbesserung 

der biologischen Gewässergüte. Der 

Anteil der kartierten Gewässerstrecken, 

der die Güteklasse II und besser aufweist, 

hat sich von 47 Prozent im Jahr 1995 auf 

65 Prozent im Jahr 2000 erhöht. Dazu 

trugen allerdings hauptsächlich Neu- und 

Ausbau der kommunalen Kläranlagen 

sowie der Einsatz phosphatfreier Wasch-

mittel bei. Zwar gehen die Landwirte 

insgesamt sorgfältiger und effizienter mit 

Düngemitteln um als noch in den 1980er 

Jahren, aber sie können und müssen de-

ren Einsatz noch erheblich verringern. 

Der Anteil der Landwirtschaft an den 

Nährstoffeinträgen in Oberflächengewäs-

ser beträgt heute bei Stickstoff etwa zwei 

Drittel und bei Phosphor die Hälfte (siehe 

60 26 14

- Hydromorphologie
  einschl. Durchgängigkeit

- Nährstoffe
- Schadstoffe

62 26 12

- Hydromorphologie
  einschl. Durchgängigkeit

- Nährstoffe
- weitere Schadstoffe

38 24 38

- Hydromorphologie- Nährstoffe
- weitere Schadstoffe

91 72

- Hydromorphologie- Nährstoffe
- weitere Schadstoffe

Oberflächengewässer

Flüsse

Seen

Übergangs- und Küstengewässer

Grundwasser

53 47

- Wasserentnahmen- Nährstoffe
- weitere Schadstoffe

Quelle: Umweltbundesamt 2006

UnsicherUnwahrscheinlich

Wahrscheinlich

Zielerreichung in % (bezogen auf den Anteil der Wasserkörper):

Wichtigste Ursachen für

die Zielverfehlung

ABB 5: ERGEBNISSE DER BESTANDSAUFNAHME 2004 UND WICHTIGSTE 
BELASTUNGEN FÜR OBERFLÄCHENGEWÄSSER UND GRUNDWASSER IN 
DEUTSCHLAND 

Abbildung 6, Seite 33). Diese Einträge sind ein wesent-

licher Grund für die Eutrophierung (Überdüngung) von 

Seen und gestauten Fließgewässern mit hohem Algen-

wachstum und Sauerstoffmangel. Im Meer kann es zu 

„Algenblüten“ und durch Sauerstoffmangel hervor-

gerufene „Schwarze Flecken“ im Watt kommen. Die 

Eutrophierung ist damit nicht nur ein Problem für die 

Umwelt – sie ist ebenso ein Problem für die Wirtschaft. 

Denn sie gefährdet indirekt Einkommen und Arbeits-

plätze, da sie die betroffene Region für den Tourismus 

und die Fischerei weniger attraktiv macht.
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Ursache der Eutrophierung sind die Nährstoffeinträge 

aus der Fläche, gemeint sind die sogenannten diffusen 

Nährstoffquellen. Sie haben jeweils dort ihr Maximum, 

wo zu hohe Tierbestände auf austragsgefährdeten 

Standorten wie Sandböden gehalten werden. Bei Phos-

phat bestehen diese Probleme im äußersten Nordwes-

ten mit seinen Moorböden, bei Stickstoff im gesamten 

Nordwesten (Sandböden) und in einigen Gebieten des 

Alpenvorlandes (hohe Abflüsse). Pflanzenschutzmittel 

sind die für die Gewässer – besonders für kleine Gewäs-

ser und das Grundwasser – bedeutendsten Schadstoffe. 

Ursächlich für die Überschreitung der Umweltqualitäts-

normen für Pflanzenschutzmittel sind meist unsachge-

mäße Anwendungen, Hofabläufe und Unfälle.

Auch für die Luftreinhaltung und den Klimaschutz 

sind die Emissionen der Landwirtschaft ein Problem. 

Ursächlich sind vor allem die Tierhaltung und damit 

verbundene Prozesse, wie die Lagerung der Wirtschafts-

dünger (Gülle, Jauche, Mist) sowie deren Ausbringung 

auf Acker- oder Grünland. Die bedeutendsten Folgen 

der Emissionen von Stickstoffverbindungen in die Atmo-

sphäre sind: erhöhte Treibhausgas-Konzentrationen, die 

Bildung von Feinstaub aus Vorläufersubstanzen und die 

Versauerung und Eutrophierung nährstoffarmer Böden 

und Ökosysteme. Dadurch kommt es zur Gefährdung 

der daran angepassten Pflanzen- und Tierarten sowie 

t N/a   N=Stickstoff

1.050.000
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Quelle: Umweltbundesamt 2009
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zum weiteren Fortschreiten von Wald-

schäden. Methanemissionen machen 

einen relevanten Anteil an den klima-

wirksamen Gasen aus. Sie haben einen 

Anteil von 4,4 Prozent an den gesamten 

Treibhausgas-Emissionen und davon 

entstehen rund 50 Prozent allein durch 

die Rinderhaltung. Insgesamt trägt die 

deutsche Landwirtschaft nach internati-

onalem Berichtsformat 5,4 Prozent zum 

nationalen Treibhausgas-Ausstoß bei. 

Dabei werden allerdings bedeutende 

Posten wie die Mineraldünger-Synthese 

und der Humusabbau in drainierten 

Niedermoorböden nicht der Landwirt-

schaft zugeordnet. Mit diesen käme sie 

auf einen Anteil von etwa 13 Prozent am 

nationalen Treibhausgas-Ausstoß. In den 

vergangenen 20 Jahren sind Emissionen 

von Ammoniak und Ammonium in die 

Luft aus der Tierhaltung rückläufig [35]. 

Dennoch erscheint es derzeit fraglich, ob 

Deutschland seine international einge-

gangenen Verpflichtungen zur Senkung 

der Ammoniakemissionen einhalten 

kann (siehe Seite 38). 

ABB 6: STICKSTOFF- UND PHOSPHOREINTRÄGE IN DIE OBERFLÄCHENGEWÄSSER DEUTSCHLANDS 
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Auch die Nationale Strategie zur biologischen Vielfalt 

reklamiert, dass die Stickstoffbelastung in Ökosystemen 

an Land bisher nicht in notwendigem Umfang zurück-

ging. Infolge des Eintrags von Ammoniumverbindungen 

mit ihren versauernden und eutrophierenden Wirkun-

gen sind mehr als die Hälfte der höheren Pflanzen in 

Deutschland in ihrem Bestand gefährdet. Zur Beurtei-

lung der Gefährdung empfindlicher Ökosysteme durch 

Eutrophierung und Versauerung werden kritische 

Eintragsraten (Critical Loads) für Verbindungen dieser 

Art als Maßstab zugrunde gelegt. Aktuell werden die 

Critical Loads für Säureeinträge auf 85 Prozent und die 

für eutrophierende Stickstoffeinträge auf 95 Prozent der 

Fläche empfindlicher Ökosysteme überschritten (Abbil-

dung 7). Dabei stagniert die Intensität der Belastung seit 

1995 auf unverändert hohem Niveau (Abbildung 8).
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ABB 7: ÜBERSCHREITUNGEN DER CRITICAL LOADS FÜR EUTROPHIERENDE STICKSTOFF- UND SÄUREEINTRÄGE IM JAHR 2004
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ABB 8: HÖHE DER ÜBERSCHREITUNGEN DER CRITICAL LOADS FÜR 
EUTROPHIERENDE STICKSTOFF- UND SÄUREEINTRÄGE

Die Vielfalt der Pflanzen und Tiere im ländlichen Raum 

nimmt immer noch ab – trotz der mittlerweile seit etwa 

20 Jahren bestehenden Agrarumweltprogramme der 

Europäischen Union. Im Mai 2008 stellte die 9. Vertrags- 

staatenkonferenz des Übereinkommens über die biolo-

gische Vielfalt in Bonn fest, dass die Artenvielfalt und 

die Integrität von Ökosystemen weltweit stark gefährdet 

sind. Die Zielstellung der Biodiversitätsstrategie der 

Bundesregierung, die Biodiversität in Agrarökosys-

temen bis 2020 deutlich zu steigern und den Anteil 

naturnaher Landschaftselemente in agrarisch genutzten 

Gebieten bis 2010 auf fünf Prozent zu erhöhen, ist 

infrage gestellt.

Nicht nur die Einschränkung der angebauten Sorten 

und die Reduzierung des Fruchtwechsels, auch die In-

tensivierung des Landbaus und die Nutzung aller freien 

Flächen, vor allem durch Beendigung der Flächenstillle-

gung (Verlust ökologisch wertvoller Ausgleichsflächen) 

vereinheitlichen und verarmen die Agrarökosysteme. 

Wenn wir den weiteren Verlust an Arten und Biotopen 

stoppen wollen, kommt der Landwirtschaft eine Schlüs-

selrolle zu.

Welche Anforderungen stellt der Umweltschutz an die 
Landwirtschaft?
Die Landwirtschaft hat einen entscheidenden Einfluss 

auf den Naturhaushalt. Der Klimawandel, der Kampf ge-

gen den Verlust der biologischen Vielfalt, die Nutzung 

erneuerbarer Energien und ein gutes Wassermanage-

ment sind die neuen Herausforderungen, vor denen 

Landwirte und die Agrarpolitik stehen. Eine nachhal-

tige, dauerhaft umweltgerechte Landwirtschaft muss 

einen größeren Beitrag leisten, um die natürlichen 

Ressourcen zu schützen und grundlegende Voraus-

setzungen für die Produktion qualitativ hochwertiger 

Lebensmittel zu sichern. Ziel der Agrarumweltpolitik 

ist es, Umweltbelastungen durch die Landwirtschaft zu 

verringern und eine Landnutzung zu verwirklichen, die 

dazu beiträgt, die einschlägigen Umweltqualitätsziele 

zu erreichen und sämtliche Nutzungspotentiale für die 

Zukunft zu erhalten. Dazu gehört es, die Stickstoffbelas-

tung der Ökosysteme und der Atmosphäre wirksam zu 

reduzieren. Die Stickstoff-Emissionsminderungsstrategie 

des Umweltbundesamtes zeigt für Instrumente des 

Ordnungs- und Förderrechts (zum Beispiel Düngeverord-

nung und ELER-Verordnung) sowie zur ökonomischen 

Steuerung (etwa Stickstoff-Überschussabgabe) ein hohes 

Emissionsminderungspotential bei gleichzeitiger Kos-

teneffizienz [36]. 

Ökologisch intakte Gewässer in Europa 
Erstmalig ist mit der EG-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) 

ein harmonisiertes europäisches Recht für den Schutz 

aller Gewässer geschaffen worden. Ziel der Richtlinie ist 

es, bis zum Jahr 2015 für alle Grund- und Oberflächen-

gewässer in der EU einen „guten Zustand“ zu erreichen. 

Das heißt: Einhalten der Umweltqualitätsnormen für 

Schadstoffe, zum Beispiel für die aus der Anwendung 

von Pflanzenschutzmitteln in der Landwirtschaft 

entstehenden, und der Qualitätswerte für Nährstoffe, 

die die naturraumtypischen Lebensgemeinschaften 

nicht wesentlich beeinflussen. Ferner soll die Gewässer-

struktur den naturraumtypischen Pflanzen und Tieren 

ausreichend Lebensräume bieten. Wirkungen von 

Schadstoffen und Nährstoffen sowie Veränderungen der 

Hydromorphologie sind unter anderem nutzungsbe-

dingte Folgen der Landwirtschaft.

Deutschland und die anderen Mitgliedstaaten der EU 

unternehmen die erforderlichen Schritte zur Umsetzung 

der Wasserrahmenrichtlinie (siehe Tabelle 4, Seite 36). 

Um die in der Bestandsaufnahme erkennbaren Defizite 

der Gewässerqualität zu beheben, erarbeiten derzeit die 

zuständigen Behörden Maßnahmenprogramme. Diese 

haben zum Ziel, bis 2015 den guten Gewässerzustand 

zu erreichen, soweit nicht entsprechend begründete 

Fristverlängerungen greifen. Bis dahin müssen dann 

auch weitergehende Maßnahmen zur Reduzierung der 

Umweltbelastung aus der Landwirtschaft greifen. 
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Viele Maßnahmen des Nährstoffmanagements, der 

Fruchtfolgengestaltung und der schonenden Bodenbe-

arbeitung sind für Landwirtschaft und Umwelt gleicher-

maßen effizient, soweit sie Nährstoffe ertragswirksam 

auf dem Feld halten, anstatt sie in die Gewässer auswa-

schen zu lassen. Randstreifen geben darüber hinaus Ge-

wässern Raum für eine wieder naturnähere Gestalt hin 

zu erlebenswerten Landschaftselementen. Sie können 

wichtige Funktionen in der Biotopvernetzung über-

nehmen, da sie Flächen miteinander verbinden. Die 

Bedeutung von Gewässerrandstreifen steigt gerade vor 

dem Hintergrund des Wegfalls der Flächenstilllegung. 

Der Druck zur Erosionsminderung fördert die Verbrei-

tung innovativer Verfahren wie Mulchsaat, Direktsaat 

Handlung	 Referenz	 Zeitpunkt

Phase I: Charakterisierung der Gewässer, Überprüfung der menschlichen Wirkungen, Berichterstattung 	 Artikel 5	 2004

Phase II: Festlegung der Messnetze und Überwachung der Gewässer	 Artikel 8	 2007

Phase III: Aufstellung von Bewirtschaftungsplänen und Maßnahmenprogrammen	 Artikel 11 und 13	 2009

Phase IV: Umsetzen der Maßnahmenprogramme und erneute Überwachung	 Artikel 11	 2012

Erreichen der Umweltziele	 Artikel 4	 2015

TABELLE 4: ZEITPLAN DER WASSERRAHMENRICHTLINIE

Die Meere schützen und nachhaltig nutzen
Die EU-Kommission legte im Herbst 2005 eine umfas-

sende Thematische Strategie für den Schutz und die 

Erhaltung der Meeresumwelt vor. Diese Meeresstrategie 

stellt einen ersten und wichtigen Schritt zur Entwick-

lung eines neuen Schutzkonzeptes dar: des integrativen 

Ansatzes. Dies bedeutet eine „Zusammenschau“ der von 

den verursachenden Sektoren – wie Landwirtschaft, 

Fischerei, Verkehr und Industrie – ausgehenden Wir-

kungen. Die Berücksichtigung der Belange des Meeres-

schutzes bei allen einschlägigen Nutzungsformen soll 

helfen, deutliche Verbesserungen der Umweltqualität zu 

erreichen.

Eine weitere Aktivität der EU-Kommission für die euro-

päischen Meere war die Vorlage des Grünbuchs Meeres- 

oder Strip tillage (Streifenbearbeitung), dynamisiert 

damit die gute fachliche Praxis und fördert den Einsatz 

fortschrittlicher Landbewirtschaftungstechniken. Solche 

Verfahren sind in aller Regel kostengünstiger für den 

Landwirt (zumal mit staatlicher Förderung ausgestat-

tet) als der anderenfalls von Artikel 9 WRRL geforderte 

„adäquate Beitrag zur Kostendeckung (einschließlich 

der Umwelt- und Ressourcenkosten) an den Wasser-

dienstleistungen“. Mit diesem würden lediglich die 

verursachten Schäden finanziell kompensiert. Dem 

Umweltschutz muss es jedoch vor allem darum gehen, 

Schäden vorzubeugen, denn vorsorgender Umwelt-

schutz ist allemal besser und auch ökonomischer als 

nachträgliche Reparatur oder Sanierung.
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politik. Darin entwickelt sie einen neuen politischen 

Ansatz, um Wirtschaftswachstum, sozialen Wohlstand 

(Lissabon-Strategie) und einen anspruchsvollen Meeres-

schutz miteinander zu vereinbaren. Es geht darum, eine 

dynamische und nachhaltige wirtschaftliche Nutzung 

der Meere möglich zu machen, die den angestrebten 

integrativen Ansatz zur Regelung der Sektoren Schiffs-

verkehr, Industrie, Handel, Tourismus, Energie, Fische-

rei und Meeresforschung mit einem anspruchsvollen 

Meeresschutz für das 21. Jahrhundert konkretisieren 

soll. Nach einem einjährigen öffentlichen Konsultations-

verfahren präsentierte die EU-Kommission eine überar-

beitete Version als „Blaubuch“.

Im Juli 2008 trat die aus der Meeresstrategie entwickelte 

Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie – die „Umweltsäule“ 

der Meerespolitik – in Kraft. Mit Hilfe eines ökosyste-

maren Schutzkonzepts soll als übergeordnetes Ziel ein 

guter Zustand der Meeresumwelt bis zum Jahr 2020 

erreicht werden. Die Mitgliedstaaten sind laut Richtlinie 

verpflichtet, nationale Aktionspläne für ihre Meeresge-

wässer in aktiver Zusammenarbeit mit den Anrainer-

staaten zu entwickeln, um das Ziel des guten Zustands 

der Meeresumwelt mit geeigneten Maßnahmenpro-

grammen im vorgegebenen Zeitrahmen zu erreichen. 

Als Pilotvorhaben zur Umsetzung der Meeresstrategie- 

Rahmenrichtlinie gilt der im November 2007 in Krakau 

auf Ministerebene verabschiedete „Aktionsplan zum 

Schutz der Ostsee“ [37] der Helsinki-Kommission 

(HELCOM). Auf wissenschaftlicher Grundlage wurden 

für jeden Mitgliedstaat konkrete Emissionsminderungs-

verpflichtungen für Einleitungen von Stickstoff- und 

Phosphorverbindungen festgelegt. Ziel dabei ist es, die 

Ostsee wieder in einen guten ökologischen Zustand (mit 

einer Sichttiefe von 3 bis 5 Metern) zu versetzen, um 

sowohl für eine nachhaltige Fischerei als auch für den 

Tourismus rund um die Ostsee eine wichtige Grundlage 

zu legen. Wegen der Vorleistungen Deutschlands fielen 

die Emissionsminderungsverpflichtungen im Vergleich 

zu anderen Staaten sehr gering aus. Dieser folgend, 

muss Deutschland bis zum Jahr 2016 seine jährlichen 

Phosphateinträge (bezogen auf Phosphor) um 240 Ton- 

nen und seine Stickstoffeinträge um 5.620 Tonnen 

senken. Bezogen auf die Gesamtemissionsminderung 

sind es 1,6 Prozent an Phosphat und 4,2 Prozent an 

Stickstoff. Der größte Teil der Emissionsminderungs-

verpflichtungen entfällt auf Polen. 

Höhere Effizienz durch zielgenaueren Ressourceneinsatz 

und modernes Gerät für die Präzisionslandwirtschaft 

auf der Grundlage satellitengestützter Navigationssys-

teme sollten zumindest tendenziell zu einer weiteren 

Minderung umweltrelevanter Verluste an Stickstoff- und 

Phosphorverbindungen führen und sowohl ökonomisch 

als auch ökologisch von Vorteil sein. Leider stagniert 

diese Entwicklung bei wichtigen Indikatoren für die 

Agrarumweltsituation. So zeigt der Bilanzüberschuss 

beim Stickstoff für Deutschland nach einem starken 

Rückgang Ende der achtziger bis Mitte der neunziger 

Jahre des letzten Jahrhunderts in den vergangenen 

zehn Jahren keine eindeutig weiter abnehmende Ten-

denz mehr. Wie Abbildung 9 zeigt, liegen die Werte der 

durchschnittlichen Überschüsse um die 100 Kilogramm 

Stickstoff pro Hektar (kg N/ha).
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ABB 9: STICKSTOFFÜBERSCHÜSSE DER GESAMTBILANZ DEUTSCHLAND* 

Die Einführung der Düngeverordnung im Jahr 1996 

erfüllte die von Seiten des Umweltschutzes mit ihr 

verbundenen Hoffnungen bisher nicht. Die Bilanzüber-

schüsse für Stickstoff liegen seit zehn Jahren um die 

100 Kilogramm pro Hektar, ohne dass eine gesicherte 

Reduktionstendenz erkennbar wäre. Ob die 2007 verab-

schiedete, in einigen Punkten verschärfte Novelle der 

Düngeverordnung hier eine wesentliche Verbesserung 

bringen wird, können wir derzeit noch nicht abschlie-

ßend beurteilen. Eine konsequente Umsetzung der ge-

nannten Maßnahmen ist Voraussetzung dafür, dass das 

Nachhaltigkeitsziel der Bundesregierung erreicht wird, 

den Stickstoffüberschuss bis 2010 auf 80 Kilogramm pro 

Hektar zu reduzieren. Das Umweltbundesamt fordert 

seit vielen Jahren, den Stickstoffüberschuss auf 50 Kilo- 

gramm pro Hektar zu senken. Nur so ließe sich die 

Eutrophierung der Gewässer zurückdrängen und das 

Umweltziel „guter ökologischer Zustand“ erreichen.
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Saubere Luft für Europa – 
Die Luftreinhaltungsstrategie der EU
Die Thematische Strategie der EU zur 

Luftreinhaltung (Clean Air for Europe –  

CAFE) bildet das gemeinsame Dach, 

unter dem eine ganze Reihe von Rege-

lungen stehen, die auch Anforderungen 

an die Landwirtschaft stellen. So setzt 

die NEC-Richtlinie (National Emission 

Ceilings) nationale Obergrenzen für die 

jährlichen Emissionen von bestimmten 

Luftschadstoffen für die einzelnen  

EU-Mitgliedstaaten fest. Relevant für  

die Landwirtschaft in Deutschland ist 

die Höchstmenge für Ammoniak von  

550 Kilotonnen (kt) pro Jahr, die es bis 

zum Jahr 2010 einzuhalten gilt [38].  

Dasselbe Ziel wurde auch im sogenann-

ten Multikomponenten-Protokoll  

(Göteborg 1999) im Rahmen der UN- 

Konvention über weitreichende grenz-

überschreitende Luftverunreinigungen 

(UN-LRTAP) vereinbart. Hintergrund da-

für ist das Ziel, die Fläche zu halbieren, 

auf der die „kritischen Eintragsraten“ 

(Critical Loads) für Stickstoffverbindun-

gen überschritten werden.

Die Ammoniakemissionen stammen zum größten Teil 

aus der Landwirtschaft, so dass dort die größten Emis-

sionsminderungsmaßnahmen erforderlich sind. Nicht 

zuletzt deshalb plant die EU-Kommission, die NEC-Richt-

linie im Rahmen der Thematischen Strategie Luftrein-

haltung zu aktualisieren und vermutlich niedrigere  

nationale Emissionshöchstmengen – auch für Ammo- 

niak – festzusetzen. Einen Entwurf, der die im Dezem-

ber 2008 gefassten Beschlüsse zu einem umfassenden  

„Klima- und Energiepaket“ ebenfalls berücksichtigt, 

wird voraussichtlich erst die in diesem Jahr neu zu  

berufende Kommission vorlegen. 

Das Bundesagrarministerium und das Umweltbundes-

amt veröffentlichten im Jahr 2002 ein Ammoniak-

Emissionsinventar der deutschen Landwirtschaft. Die 

jährlichen Ammoniakemissionen, die im Bezugsjahr  

1991 noch bei 651 kt lagen und vorwiegend aus der 

Tierhaltung stammen, verringerten sich auf 619 kt im 

Jahr 2005. Ob Deutschland allerdings seine Verpflich-

tungen aus der europäischen NEC-Richtlinie erfüllen 

kann, die Ammoniakemissionen bis zum Jahr 2010 auf 

550 kt zu senken, erscheint Fachleuten derzeit zweifel-

haft. Erste Emissionsprognosen für die Jahre 2010 und 

2020 zeigen, dass die Ammoniakemissionen im Jahr 

2010 voraussichtlich zwischen 604 und 609 kt liegen 

dürften [39]. Also wird Deutschland den angestrebten 

Wert, ohne zusätzliche Maßnahmen, wahrscheinlich 

nicht erreichen.

Im Mittelpunkt der aktuellen fachlichen Diskussion 

stehen die Emissionsfaktoren, das heißt die Menge an 

jährlich ausgeschiedenem Ammoniak in Abhängigkeit 

von Tierart, Jahreszeit, Haltungsart und eingesetzter 

Minderungstechnologie [40]. Derart differenzierte 
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Emissionsfaktoren legen eine der Grundlagen dafür, 

Emissionsminderungsmaßnahmen für Technik und 

Management abzubilden und somit auf die Emissions-

minderungsverpflichtungen anzurechnen. Das heißt 

konkret, dass anrechenbare Emissionsminderungen 

nicht mehr nur über eine Verringerung der Tierzahlen 

zu erreichen sind, sondern auch über technische und 

organisatorische Verbesserungen. Diese sollen Anreize 

für die Landwirte schaffen, die in diesen Bereichen 

liegenden Emissionsminderungspotentiale auszuschöp- 

fen und moderne, emissionsarme und tiergerechte  

Haltungsverfahren einzusetzen, da sie dann in der Ge-

samtheit mehr Tiere halten können, ohne dass Deutsch-

land die Minderungsverpflichtungen bei den Ammoni-

akemissionen verfehlt. Das Landwirtschaftsministerium 

unterstützt die erforderlichen Investitionen über das 

Agrarförderprogramm und förderte zur Orientierung 

und als Erkenntnisquelle für die Vollzugsbehörden –  

gemeinsam mit dem Umweltbundesamt – die Heraus-

gabe eines Nationalen Bewertungsrahmens Tierhal-

tungsverfahren.

Abluftreinigungsanlagen für tierhaltende Betriebe sind 

derzeit nicht Stand der Technik und daher nicht obliga-

torisch. Gründe dafür sind die relativ hohen Kosten, so 

dass sich die Frage der Verhältnismäßigkeit stellt. Außer-

dem sind Abluftreinigungsanlagen nur bei geschlos-

senen Ställen mit Zwangslüftung und zentraler Fassung 

des Abluftstroms einsetzbar. Aus Gründen der tierge-

rechten Haltung geht der Trend in der Tierhaltung aber 

in die entgegengesetzte Richtung: zu Außenklimastäl-

len, also Ställen mit dezentraler freier Lüftung, oft in 

Kombination mit Auslaufmöglichkeiten.

Abluftreinigungsanlagen können an 

solchen Standorten als zusätzliche 

Maßnahme zum Einsatz kommen, wo 

eine immissionsschutzrechtliche Geneh-

migung ansonsten wegen der bereits 

vorhandenen hohen Vorbelastung nicht 

erfolgen würde. Zur Orientierung und 

als Sicherheit für Investoren entwickelte 

die Deutsche Landwirtschaftsgesellschaft 

(DLG) den Signum-Test. Sie vergibt Zerti-

fikate an geprüfte Anlagen (im Regelfall 

wird jeweils kontinuierlich über zwei 

Monate unter typischen Sommer- und 

Winterbedingungen ein Messprogramm 

durchgeführt), deren Abscheidungsleis-

tungen für Ammoniak und Gesamtstaub 

bei mindestens 70 Prozent liegen. Ferner 

darf die Geruchsstoffkonzentration im 

Reingas einen Wert von 300 Geruchsein-

heiten/m3 nicht überschreiten. Prozess-

typische Gerüche (Stallgeruch) dürfen in 

der Reinluft nicht wahrnehmbar sein. 
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Bodenschutz in Europa – 
ein löchriger, bunter Flickenteppich 
Auf EU-Ebene gibt es bislang keine Rechtsvorschriften 

oder Finanzierungsinstrumente für den direkten Schutz 

der Böden. Die von der EU-Kommission am 22. Septem-

ber 2006 vorgeschlagene Bodenrahmenrichtlinie soll 

den Schutz der Böden im vorsorgenden und nachsor-

genden Bereich (Altlastensanierung) auf eine einheit-

liche Grundlage stellen. Für die Landwirtschaft sind 

vor allem Vorkehrungen relevant, die der Erosion, dem 

Humusverlust, der Verdichtung und der Versauerung 

vorbeugen sollen. Dazu sind von den Mitgliedstaaten 

sogenannte „prioritäre Gebiete“ auszuweisen, die eines 

besonderen Schutzes gegenüber den genannten Ge-

fahren bedürfen. Der Richtlinienentwurf sieht vor, dass 

die EU-Mitgliedstaaten Risikoanalysen durchführen,  

akzeptable Obergrenzen festlegen und Aktionsprogram-

me zum Schutz vor diesen Risiken aufstellen. Gemein-

same Kriterien sollen Grundlage für ein einheitliches 

Vorgehen gegen Erosion, Humusverlust, das Vordringen 

der Wüsten nach Südeuropa und zur Anpassung an den 

zu erwartenden Klimawandel sein.

Befürchtungen der Landwirtschaft, dass es nach der 

Ausweisung „prioritärer Gebiete“ dort zu Bewirtschaf-

tungseinschränkungen und in der Folge zu einem 

sinkenden Verkehrswert der betroffenen Grundstücke 

kommt, könnte durch finanzielle Ausgleichsregelungen 

für solche Fälle begegnet werden, in denen die Aufla-

gen über die „gute fachliche Praxis“ der Landwirtschaft 

hinausgehen. Ein derartiger Ausgleich wäre – wie  

andere Agrarumweltmaßnahmen – über die zweite  

Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik, hier besonders 

deren zweiten Schwerpunkt „Verbesserung der Umwelt 

und der Landschaft“ – zu finanzieren. 

In der EU verfügen derzeit erst neun der 27 Mitglied-

staaten über Gesetzgebungen und andere Normset-

zungen zum Schutz ihrer Böden. Der Bodenschutz in 

Europa ist also ein bunter Flickenteppich, der zahlreiche 

Löcher aufweist. Nach den vereinheitlichenden Recht-

setzungen für die Umweltmedien Wasser (mit der EG-

Wasserrahmenrichtlinie) und Luft (mit der EU-Luftrein-

haltestrategie) ist eine gleichrangige Harmonisierung 

für den Schutz der Böden dringend geboten. Die Pflicht 

zum Bodenschutz muss gleiches Gewicht bekommen 

wie die Pflicht zur Reinhaltung von Luft und Wasser; im 

Detail ist jedoch genügend Spielraum zur Berücksichti-

gung regionaler und nationaler Variabilität der Böden 

einzuräumen. In Brüssel sollten dagegen die Kompe-

tenzen für übergreifende Bodenschutzprobleme und 

deren Lösung konzentriert werden. Insbesondere das 

durch den Klimawandel noch beschleunigte Vordringen 

der Wüsten in Südeuropa erfordert Maßnahmen, die 

über die Möglichkeiten eines einzelnen Landes hinaus-

gehen. Ob und wann eine Einigung zu erwarten ist, ist 

derzeit noch nicht absehbar.

Klärschlamm, Kompost aber auch Düngemittel haben 

nicht nur positive Eigenschaften für den Boden. Sie ent-

halten auch gefährliche Stoffe, die sich anreichern und 

die Nutzbarkeit der Böden für die Nahrungsmittelerzeu-

gung einschränken können. Zum Beispiel können  

Phosphatdünger Cadmium und Uran in umweltrele-

vanten Konzentrationen enthalten. Die im Dezember 

2008 neu gefasste Düngemittelverordnung setzt für 

Cadmium in Phosphatdüngern einen Grenzwert von 

50 Milligramm pro Kilogramm Phosphat fest. Dieser 

Wert soll wahrscheinlich künftig auch EU-weit als 

Grenzwert gelten. Unterhalb des Grenzwerts, dessen 

Überschreitung das Inverkehrbringen des Düngemittels 

ausschließt, gibt es eine Kennzeichnungspflicht bei 

Gehalten über 20 Milligramm Cadmium pro Kilogramm 

Phosphat (als Polyphosphat P
2
O

5
). Die Kennzeichnung 

soll eine lenkende Wirkung auf den Landwirt ausüben, 

schadstoffärmere Düngemittel zu verwenden. 

Dünger mit weniger als 20 Milligramm Cadmium pro 

Kilogramm Phosphat schließen eine unerwünschte 

Langzeitakkumulation des Cadmiums im Boden aus. 
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Cadmiumarme Urgesteins-Rohphosphate (Apatite) er-

füllen diese Anforderungen, nicht jedoch Phosphate se-

dimentären Ursprungs. Diesen Mineraldüngern müsste 

das Cadmium entzogen werden. Ein wirtschaftlich 

tragfähiges Verfahren zur Entfernung des Cadmiums 

aus Phosphatdüngern ist aber noch nicht absehbar. Die 

existierenden Verfahren würden zu einer erheblichen 

Verteuerung der Phosphatdüngemittel führen. Weitere 

Grenzwertverschärfungen sind daher erst realisierbar, 

wenn durch Forschung und Entwicklung Lösungen 

gefunden wurden.

Herausforderung Klimawandel 
Beim Klimawandel ist die Landwirtschaft sowohl Verur-

sacherin als auch Leidtragende. Einerseits trägt sie mit 

dem Ausstoß der Klimagase Methan und Lachgas zur 

Erderwärmung bei. Andererseits ist sie in besonderem 

Maße von zunehmenden Wetteranomalien – wie Hitze-

wellen, Stürmen, Hagel und Überschwemmungen –  

betroffen. Die Landwirtschaft muss also in zwei Rich-

tungen auf den Klimawandel reagieren: sowohl mit 

einer Senkung ihrer Klimagasemissionen als auch mit 

einer Anpassung an das mit konsequenten Klimaschutz-

maßnahmen nicht mehr vermeidbare Ausmaß der 

Klimaänderung.

Wie hoch ist der Ausstoß klimawirksamer Emissionen 

durch die Landwirtschaft? In der Systematik des Weltkli-

marates und den von ihm vorgegebenen, international 

abgestimmten Berichtsmodalitäten zum Kyoto-Protokoll 

(Common Reporting Format) weist das nationale Treib-

hausgasinventar für Deutschland im Kapitel „Landwirt-

schaft“ nur die Methanemissionen aus der Tierhaltung 

(Verdauungsvorgänge bei Wiederkäuern und Wirt-

schaftsdüngermanagement) und aus der Behandlung 

von Wirtschaftsdüngern (Gülle, Mist, Jauche) sowie die 

Lachgasemissionen (N2O) landwirtschaftlich genutzter 

Böden aus [41]. Das addiert sich auf – umgerechnet in 

CO2-Äquivalente – knapp 52 Millionen Tonnen im Jahr 

oder einen Anteil von 5,4 Prozent an den gesamten 

Treibhausgas-Emissionen in Deutschland. Kommen 

weitere landwirtschaftsrelevante Posten dazu, die im 

Nationalen Inventarbericht in anderen Kapiteln enthal-

ten sind – etwa der unter „Verkehr“ ausgewiesene Die-

selverbrauch landwirtschaftlicher Maschinen oder die 

unter „Chemische Industrie“ subsumierte Herstellung 

mineralischer Stickstoffdünger –, so errechnet sich ein 

landwirtschaftlicher Anteil von 13 Prozent [42] (siehe 

Tabelle 5).

Bei Berücksichtigung der Wertschöpfungskette von  

Lebensmitteln und nachwachsenden Rohstoffen erge-

ben sich etwa 20 Prozent oder 200 Millionen Tonnen 

CO2-Äquivalente (siehe Tabelle 6) [43]. Zur Klarstel-

lung weisen wir darauf hin, dass die Forstwirtschaft 

zusammen mit den Landnutzungsänderungen nach 

der Systematik des Weltklimarats nicht zur Landwirt-

schaft gehören, sondern im Kapitel „Land use, land use 

change und forestry“ aufgeführt sind. Zudem sind auch 

kurzfristige CO2-Kreisläufe nicht erfasst, vor allem nicht 

die CO2-Fixierung durch Nutzpflanzen bei der Photosyn-

these, da diese Mengen beim Verzehr der Futter- und 

Nahrungsmittel weitgehend wieder freigesetzt werden.

	 CO2	 CH4	 N2O	 insgesamt

Vorleistungen	 	  	  	   45,3

Dünger	 8,4	  	 7,9	   16,3

Futtermittel	   	  	  	   13

Landwirtschaft	   	  	  	 111,6

Verdauung	   	 18,3	  	   18,3

Wirtschaftsdünger	 	 5,0	 3,0	     8,0

Böden	 -0,6	 37,8	  	   37,2

Nutzungswandel Acker 	 25,0	  	  	   25,0

Nutzungswandel Grünland	 16,6	   	   	 16,6

Nahrungsmittelindustrie	  	   	  	   10,7

Handel	   	  	  	   35,0

Haushalt	   	  	  	   75,0

Wald	   	  	  	 - 78,7

Quelle: BMELV; Bericht an AChK und AMK, September 2008

TABELLE 6: TREIBHAUSGAS-EMISSIONEN IN DER DEUTSCHEN AGRAR- UND 
ERNÄHRUNGSWIRTSCHAFT (in Mio. t CO2-Äquivalente)

Bodennutzung und Düngung	 84,2 

Verdauung Nutztiere	 18,3

N-Düngerherstellung	 14,1

Wirtschaftsdünger tierischer Herkunft	 8,1

Kraftstoffe etc.	 6,8

Bodenkalkung	 1,7

Summe	 133,2 (13%)

TABELLE 5: JÄHRLICHE TREIBHAUSGAS-EMISSIONEN DER DEUTSCHEN 
LANDWIRTSCHAFT (in Mio. t CO2-Äquivalente; Döhler, Dämmgen et al. 2008)

Leider fehlen bislang systematische und fachlich belast-

bare Untersuchungen zur Frage, wie viele Treibhaus-

gas-Emissionen aus der Landwirtschaft mit welchen 

Maßnahmen und zu welchen Kosten in Deutschland 

reduzierbar sind. Insofern kann derzeit auch noch keine 

Priorisierung möglicher Maßnahmen unter dem Ge-

sichtspunkt möglichst niedriger Emissionsminderungs-

kosten je vermiedener Tonne Treibhausgase erfolgen. 

Die bisherige wissenschaftliche Grundlage reicht dafür 

noch nicht aus. Außerdem variieren derartige Kosten 

in Abhängigkeit von den einzelbetrieblichen Vorausset-

zungen stark. Die Gefahr von Fehlsteuerungen ist also 

nicht zu vernachlässigen. 

In der Landwirtschaft und verwandten Bereichen wie 

der Forstwirtschaft weitgehend unstrittig – weil in 

mehrfacher Hinsicht vorteilhaft – sind Maßnahmen für 

eine verbesserte Stickstoffeffizienz durch ein optimales 

Wirtschaftsdüngermanagement, gezielten Futtermit-

teleinsatz, Humuserhalt und -pflege, Schutz des Grün-

lands, Wiedervernässung von Mooren und naturnahe 

Aufforstung. Maßnahmen zur verbesserten Wärmedäm-

mung an Gebäuden sind auch in der Landwirtschaft 

sinnvoll, ebenso eine „Kaskadennutzung“ der pflanz-

lichen Biomasse und Gülle (also erst in der Biogasanla-

ge, dann auf dem Acker) sowie ein effizienter Maschi-

neneinsatz [44]. 
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Die deutsche Anpassungsstrategie an den 
Klimawandel
Die Landwirtschaft ist jedoch nicht nur 

Emittent von Treibhausgasen – sie ist in 

großem Umfang auch Opfer des Klima-

wandels und steht daher vor erheb-

lichen Anpassungserfordernissen. Am 

17. Dezember 2008 verabschiedete das 

Bundeskabinett die Deutsche Anpas-

sungsstrategie an den Klimawandel. Die 

vom Bundesumweltministerium vorge-

legte Strategie zielt darauf ab, möglichen 

Risiken für die Umwelt, volkswirtschaft-

lichen Schäden und negativen sozialen 

Folgen vorzubeugen. Das Umweltbundes-

amt beteiligte sich daran, diese Strategie 

zu erarbeiten. 

Die Herausforderungen des Klimawan-

dels für die Landwirtschaft sind in den 

verschiedenen Regionen Deutschlands 

unterschiedlich. Beispielsweise müssen 

sich Teile Südwestdeutschlands auf 

mehr Hitze, Teile Ostdeutschlands auf 

(noch mehr) Trockenheit einstellen [45]. 

Zunehmender Wassermangel dürfte sich 

zu einem Faktor entwickeln, der Erträge 

begrenzt, wobei Trockenheit im Frühjahr 

gravierendere Folgen haben dürfte als 

Hitze im Sommer. Schwierig vorherzu-

sagen ist die Wirkung zunehmender 

Witterungsextreme (Starkniederschläge, 

Hagel, Stürme). Mittlerweile diskutieren 

Fachleute bereits darüber, ob Mehr-

gefahrenversicherungen – wie sie die 

Versicherungswirtschaft inzwischen für 

Landwirte anbietet – staatlich zu fördern 

oder ob sie im Rahmen des normalen 

unternehmerischen Risikos individuell zu 

tragen seien.

Im Klimawandel liegen für die deut- 

sche Landwirtschaft auch Chancen. Die 

Deutsche Anpassungsstrategie weist 

darauf hin, dass Regionen, die unter 

heutigen Bedingungen für eine landwirt-

schaftliche Nutzung eher zu kühl oder  

zu feucht sind (wie Mittelgebirgslagen  

oder Teile Norddeutschlands), von einer 

allmählichen Erwärmung und der länge- 

ren Vegetationsperiode mit dem Anbau 

bisher wärmelimitierter Kulturen (wie 

Körnermais, bestimmte Obstarten und 

-sorten, Wein, ferner Winterformen von 

Getreide und Raps) profitieren können.

Insgesamt setzt die Strategie schwer-

punktmäßig darauf, mit der Förderung 

angelaufener sowie zusätzlicher Maß-

nahmen und Programme von Bund und 

Ländern die Landwirtschaft stärker in die 

Lage zu versetzen, sich an die zu erwar-

tenden Klimaänderungen anzupassen. 

Dazu gehören zahlreiche Investitionen in 

agrarische Techniken und Organisations-

strukturen – beispielsweise Maßnahmen zur Verbesse-

rung des Wasserrückhalts in der Agrarlandschaft, zum 

Ausbau der Bewässerungsinfrastruktur (dort, wo es 

die Niederschlagsbilanz zulässt), zur Verbesserung der 

Bodenfruchtbarkeit und Bodenstruktur, von Manage-

mentanpassungen in der Tierhaltung sowie Innovati-

onen in der Pflanzenzüchtung. Bis zum Jahr 2011 will 

die Bundesregierung in Abstimmung mit den Ländern 

sowie in Zusammenarbeit mit Interessengruppen 

einen konkreten „Aktionsplan Anpassung“ erarbeiten. 

Ein maßgebliches Instrument für die Realisierung der 

Klimaanpassungsmaßnahmen im Sektor „Landwirt-

schaft und ländliche Entwicklung“ wird die „Gemein-

schaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur und des 

Küstenschutzes“ sein.

Pflanzenschutzmittel umweltverträglicher einsetzen 
Die rechtlichen Regelwerke der EU im Pflanzenschutz 

wurden in den letzten Jahren novelliert. Das Ziel war 

klar definiert: Die mit der Anwendung der Pflanzen-

schutzmittel verbundenen Risiken für Umwelt, Anwen-

der sowie Verbraucher sollten deutlich sinken. Anfang 

des Jahres 2009 einigten sich der EU-Rat und das 

Europäische Parlament über das sogenannte „Pflanzen-

schutzpaket“. Es umfasst eine neue Verordnung zum 

Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln in der EU 

sowie eine Richtlinie über die nachhaltige Nutzung der 

Pflanzenschutzmittel (Rahmenrichtlinie). 

Die neue Verordnung zum Inverkehrbringen von Pflan-

zenschutzmitteln bringt erhebliche Änderungen der 

Zulassungsverfahren mit sich, die der Umwelt, Verbrau-

cherinnen und Verbrauchern sowie der Landwirtschaft 

gleichermaßen zu Gute kommen. Das grundsätzliche 

Verbot krebserregender, erbgutverändernder oder die 

Fortpflanzungsfähigkeit schädigender Stoffe verbessert 

die Arbeitssicherheit der Anwender. Auch das Zusam-

menspiel zwischen Produzenten, Lebensmittelhandel 

und Verbrauchern ist nun einfacher, indem die Belas-

tung der Lebensmittel mit – aus Sicht des Verbraucher-

schutzes – besonders kritischen Stoffen bereits beim 

Anbau reduziert wird. Nicht zugelassen sind künftig 

solche Pflanzenschutzmittel-Wirkstoffe, die giftig sind 

und sich in der Umwelt und in Körpern von Tieren und 

Menschen anreichern (sogenannte PBT-Stoffe). Andere 

Stoffe mit ähnlich umweltschädlichen Eigenschaften 

sind mittelfristig durch weniger kritische zu ersetzen 

(Substitutionsgebot). 

Die Suche nach weniger umweltschädlichen Alterna-

tiven fördert Investitionen in Forschung und Entwick-

lung. Wir erwarten, dass wegen des Substitutionsgebots 

mittelfristig weniger umweltschädliche Pflanzen-

schutzmittel entwickelt und den Landwirten verfügbar 

gemacht werden, was letztlich die Nachhaltigkeit der 

Landwirtschaft und ihre Glaubwürdigkeit in der Öffent-

lichkeit stärkt. Ein Beispiel: Kupferpräparate verwen-

den Landwirte sowohl im konventionellen als auch im 

ökologischen Anbau zur Pilzbekämpfung. Der Einsatz 

von Kupfer ist im Ökolandbau derzeit ohne Alternati-

ve. Der Einsatz im konventionellen Landbau ist, trotz 

möglicher Alternativen, gleichwohl um ein Vielfaches 

höher. Kupfer ist ein Schwermetall, es reichert sich im 

Boden an und schädigt Bodenleben und Bodenfrucht-
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barkeit. Besonders bei den Dauerkulturen Obst, Wein 

und Hopfen sind die Vorsorgewerte für Böden vielfach 

überschritten. Daher ist es dringend erforderlich, Kup-

ferpräparate mittelfristig durch verträglichere Alterna-

tiven zu ersetzen. Ein Ausstieg aus dem Kupfereinsatz 

sollte ermöglicht werden, ohne das Ziel die Ausweitung 

des Ökolandbaus zu beeinträchtigen. Dafür ist weitere 

Forschung und Entwicklung erforderlich.

Nicht nur die besonders schädlichen Stoffe sollen vom 

Markt verschwinden. Die neue EU-Gesetzgebung soll 

auch helfen, die Menge der insgesamt eingesetzten 

Pflanzenschutzmittel deutlich zu reduzieren. Die Rah-

menrichtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten, den Land- 

wirten konkrete Hilfestellungen bei der Entscheidung  

zu geben: Ist die Anwendung eines Pflanzenschutz-

mittels wirklich notwendig oder stehen unschädliche 

Alternativen zur Verfügung – zum Beispiel der Einsatz 

von Nützlingen oder der Anbau krankheitsresistenter 

Sorten. Um diese – in ihrer Gesamtheit als „Integrierter 

Pflanzenschutz“ bezeichneten – Entscheidungshilfen  

geben zu können, müssen zusätzliche Gelder in For-

schung und Entwicklung geeigneter Methoden fließen. 

Dass mit dem Einsatz von Alternativen zu Pestiziden 

letztlich auch Landwirte ihre Marktposition verbessern 

können, bewiesen die spanischen Obst- und Gemüse-

erzeuger: Mit dem konsequenten Einsatz verschiedener 

Nützlinge senkten sie in den letzten Jahren den Pflan-

zenschutzmitteleinsatz deutlich und reduzierten damit 

auch die Belastung der Feldfrüchte mit Rückständen –  

in Zeiten eines gestiegenen Gesundheitsbewusstseins 

der Verbraucher ein klarer Marktvorteil.

Vollständig lässt sich der Einsatz der Pestizide in der 

konventionellen Landwirtschaft gleichwohl auch 

künftig nicht vermeiden. Daher schreibt die Rahmen-

richtlinie auch Schutzmaßnahmen vor, die den Eintrag 

von Pflanzenschutzmittel-Rückständen in Gewässer und 

Böden verhindern sollen. So sind unter anderem ent-

lang der Gewässer Schutzstreifen anzulegen, in denen 

die Landwirte keine Pflanzenschutzmittel anwenden 

dürfen. Das Umweltbundesamt setzt sich dafür ein, dass 

diese Verpflichtung mit vereinfachten Anwendungs-

bestimmungen für Pflanzenschutzmittel einhergeht: 

Die Georeferenzierung (Verortung) soll 

bundesweit diejenigen Gewässerbereiche 

bestimmen, an denen bei der Pflanzen-

schutzmittelanwendung die Gefahr eines 

ungewollten Eintrags als Folge der Sprüh-

abdrift besonders groß ist. Schützen die 

Landwirte von sich aus diese Abschnitte 

mit Gewässerrandstreifen oder abschir-

mende Hecken gezielt vor Einträgen, so 

können die den Landwirten zum Schutz 

der Gewässer bei der Zulassung eines 

Pflanzenschutzmittels gemachten Aufla-

gen gelockert werden, ohne dass damit 

der Schutz der Wasserlebewesen in Frage 

stehen würde.

Ein Problem: Der Einsatz von Pflanzen-

schutzmitteln nimmt zu. Die Abschaf-

fung der EU-weiten Flächenstilllegung, 

die erhöhte Nachfrage nach Nahrungs-

mitteln und der zunehmende Anbau 

nachwachsender Rohstoffe führen zu 

einer Intensivierung der landwirtschaft-

lichen Produktion, die als logische 

Konsequenz einen erhöhten Einsatz von 

Pflanzenschutzmitteln und den Verlust 

ökologisch wertvoller Ausgleichsflächen 

nach sich zieht. So verzeichneten die 

im Industrieverband Agrar vertretenen 

Unternehmen der chemischen Industrie 

(sie bedienen über 95 Prozent des deut-

schen Marktes an Pflanzenschutzmitteln) 

für das Jahr 2007 eine Steigerung der 

Absatzmenge gegenüber dem Vorjahr 

um knapp neun Prozent. Damit gehen 

negative ökologische Konsequenzen 

einher. Beispielsweise führt die zuneh-

mende Flächenkonkurrenz auch dazu, 

dass es für die negativen Wirkungen von 

Pflanzenschutzmitteln auf das Nahrungs-

angebot für wildlebende Tierarten der 

Agrarlandschaft keine ausreichende 

Kompensation mehr gibt.  
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Kategorie	 Forderungen des Umweltbundesamtes

Agrar-Umweltpolitik	 Erhalt des artenreichen Grünlandes im Rahmen der ländlichen Entwicklung

	 Optimales Wirtschaftsdüngermanagement

	 Förderung der Wiedervernässung von Mooren

	 Erreichen des Reduktionsziels von 80 kg N pro Hektar und Jahr für den Gesamt-Stickstoff-Überschuss bis 2010 

	 Danach Revision und Fortschreibung dieses Zieles

	 Revision und Weiterentwicklung der „besten verfügbaren Technik“ für Intensivtierhaltungsanlagen oder feinstaubarme 

	 Biomasse-Verbrennungsanlagen

Wasser	 Erreichen des „guten ökologischen Zustands“ von Gewässern nach EG-Wasserrahmenrichtlinie bis 2015 und der Meeresgewässer 

	 nach Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie bis 2020 

	 Erosionsschutz in der Fläche und Gewässerrandstreifen von 5 m an allen Gewässern einführen, um den naturraumtypischen Pflanzen

	 und Tieren ausreichend Lebensräume zu bieten und die Stoffeinträge aus der Landwirtschaft zu verringern 

	 Möglichkeiten der angepassten Nutzung der Vegetation als Biomasse prüfen

Düngemittelverordnung	 Grenzwert von 50 auf 20 Milligramm Cadmium pro Kilogramm Phosphat in Phosphatdüngern herabsetzen

	 Erarbeitung eines Grenzwertes für Uran in Phosphatdüngern

PSM-Paket (EU-Verordnung	 Ersatz besonders bedenklicher Stoffe durch umweltgünstigere Alternativen

und Rahmenrichtlinie)	 Schaffung von Ausgleichsflächen zur Erhöhung der biologischen Vielfalt in der Agrarlandschaft und zur nachhaltigen Anwendung 

	 von Pflanzenschutzmitteln

	 Ausweitung und verbindliche Standards für den integrierten Pflanzenschutz

	 Verminderung der Einträge von Pflanzenschutzmitteln in Gewässer durch gezielte Maßnahmen des Nationalen Aktionsplans 

	 (z.B. durch Festlegung von Pufferzonen)

	 Quantitative Verringerung des Einsatzes von Pflanzenschutzmitteln durch verbesserte Beratung und Sachkunde der Anwender

Luftreinhaltungsstrategie	 Bis 2010 Höchstmenge für Ammoniak von 550 Kilotonnen pro Jahr

	 Emissionsminderungen nicht nur über Verringerung der Tierzahlen, sondern auch über moderne, emissionsarme und 

	 tiergerechte Haltungsverfahren

	 Die Geruchsstoffkonzentration im Reingas darf einen Wert von 300 Geruchseinheiten/m3 nicht überschreiten

	 Prozesstypische Gerüche (Stallgeruch) dürfen reinluftseitig nicht wahrnehmbar sein

Bodenschutz	 Erosion, Humusverlust und Verdichtung minimieren

Klimawandel	 Senkung der Treibhausgas-Emissionen

	 Vorbeugen von möglichen Risiken für die Umwelt, volkswirtschaftlichen Schäden und negativen sozialen Folgen im Rahmen der 

	 nationalen Anpassungsstrategie

	 Investitionen in Maßnahmen zur Verbesserung des Wasserrückhalts in der Agrarlandschaft, zum Ausbau der Bewässerungsinfra-	

	 struktur, zur Verbesserung der Bodenfruchtbarkeit und Bodenstruktur, von Management-Anpassungen in der Tierhaltung sowie 	

	 Innovationen in der Pflanzenzüchtung 

	 „Kaskadennutzung“ der pflanzlichen Biomasse und Gülle (zuerst energetische, dann stoffliche Verwertung)

Die Landwirtschaft: ein ökonomischer Gewinner oder 
Verlierer des Umweltschutzes?
Der Umweltschutz ist keine Investitionsbremse, auch 

nicht für die Landwirtschaft. Deutschland nimmt beim 

Export hochwertiger Nahrungsmittel und Agrartech-

nik international eine Spitzenstellung ein, woraus sich 

auch künftig Chancen ergeben. Das Wachstum der 

Weltbevölkerung, zunehmender Wohlstand in bevöl-

kerungsreichen Schwellenländern und klimabedingte 

Produktionseinschränkungen in wichtigen Erzeuger-

ländern stärken diese Position voraussichtlich. 

Strenge Normen zum Schutz der menschlichen Gesund-

heit und der Umwelt behinderten diese Entwicklung 

nicht, sondern förderten sie. Spitzentechnik und hohe 

Produktsicherheit, beides Grundlagen unserer Stellung 

als eine der exportstärksten Volkswirtschaften, brach-

te nicht zuletzt auch der Umweltschutz voran. Ein 

Nachlassen würde diesen Erfolg gefährden. Aus den 

eingegangenen und absehbaren internationalen Ver-

pflichtungen Deutschlands im Umweltschutz ergeben 

sich weitere Entwicklungschancen für die deutsche 

Landwirtschaft. Das Prinzip „Leistung und Gegen- 

leistung“ sichert die Akzeptanz öffentlicher Mittel- 

transfers in die Landwirtschaft. 

Die Agrarumweltpolitik muss eine verstärkt umwelt-

orientierte Wirtschaftspolitik wirksam ergänzen, nicht 

zuletzt, weil daraus zahlreiche Anstöße für Innovation 

und Beschäftigung resultieren. Beispiele dafür sind 

etwa die „beste verfügbare Technik“ für Intensivtier-

haltungsanlagen oder die Entwicklung feinstaubarmer 

Biomasse-Verbrennungsanlagen. Es geht darum, die 

aufgezeigten Möglichkeiten konsequent für die länd-

liche Entwicklung zu nutzen und damit nicht zuletzt 

die – vom Grundgesetz geforderten – gleichwertigen 

Lebensverhältnisse auch fern der Ballungsräume in 

Deutschland sicherzustellen. Sollte es jedoch nicht 

gelingen, den Schutz des Bodens in Europa voranzu-

bringen, der immer noch die Grundlage aller landwirt-

schaftlicher Produktion darstellt, sollte die EU dem 

Vordringen der Wüsten, der Erosion, Verdichtung, 
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der deutschen Landwirtschaft 
unter Berücksichtigung des 
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und ökonomische Bewertung 
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dazu siehe BMELV (2008): 
Bericht zur Anpassung der 
Agrarwirtschaft an den Klima-
wandel. AGRA-EUROPE 39/08, 
22. September 2008
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Versauerung und Versalzung sowie Erdrutschen nicht 

wirksam begegnen, so stießen auch technische Inno-

vationen bald an ihre Grenzen. Vorsorgender Schutz 

der Umweltmedien und technische Effizienzsprünge 

bei ihrer Nutzung sind zu einem sinnvollen Ganzen zu-

sammenzufügen. Deutschland als Exportnation sollte 

weiterhin den Ehrgeiz für die Vorreiterrolle in Europa 

und darüber hinaus besitzen.
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Überschwemmungen, Dürren, Hurrikane, Brände, 

Flüchtlingsströme, drohende Klimakriege: Die Weltge-

meinschaft steht vor gewaltigen Herausforderungen zur 

Bewältigung solcher Folgen des Klimawandels. 

MOTOR DER KLI  MAPOLITIK:

DER EMISSIONS  HANDEL
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Die Experten des Weltklimarates der 

Vereinten Nationen (Intergovernmental 

Panel on Climate Change, IPCC) sind sich 

einig: In erster Linie sind die vom Men-

schen verursachten Treibhausgas-Emis-

sionen – vor allem Kohlendioxid (CO2) – 

für den Klimawandel verantwortlich [46]. 

Und die Zeit zum Handeln wird knapp: 

Die Welt hat nur noch bis zum Ende der 

nächsten Dekade Zeit, eine Trendwende 

bei diesen Emissionen herbeizuführen, 

um ein langfristig tragfähiges Stabilisie-

rungsniveau für Treibhausgase in der 

Atmosphäre zu erreichen. Nur so lässt 

sich eine globale Erwärmung bis Ende 

des Jahrhunderts um mehr als zwei  

Grad Celsius mit hinreichender Wahr-

scheinlichkeit verhindern – ein Tempe-

raturniveau, das den Klimawandel aus 

heutiger Sicht gerade noch beherrschbar 

erscheinen lässt. 

Auch könnte der Klimawandel uns alle 

teuer zu stehen kommen. Im Jahr 2006 

warnte der frühere Weltbank-Cheföko-

nom, Sir Nicholas Stern, in seinem Bericht 

an die britische Regierung eindringlich 

vor den ökonomischen Konsequenzen 

des Klimawandels [47]. Seine langfristi-

gen Analysen bis 2050 und darüber hin-

aus zeigen, dass die Folgekosten eines 

verzögerten oder unterlassenen Klima-

schutzes um ein Vielfaches höher sind 

Das Gleichgewicht 

zwischen Ökonomie und 

Ökologie verbessern: 

Emissionshandel 

hilft dabei.

MOTOR DER KLI  MAPOLITIK:

DER EMISSIONS  HANDEL
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als die Kosten des Klimaschutzes selbst [48]. So beziffert 

Stern die Kosten eines ungebremsten Klimawandels 

auf fünf bis 20 Prozent des weltweiten Bruttosozialpro-

duktes. Verglichen damit sind die Kosten des Klima-

schutzes moderat. Stern schätzt, dass schneller und 

entschlossener Klimaschutz die Staatengemeinschaft 

etwa ein Prozent des globalen Bruttosozialproduktes 

kosten würde – ein Wert, den die 2009 veröffentlichte 

McKinsey-Studie Pathways to a low carbon economy für 

noch deutlich zu hoch einschätzt [49]. Dies belegt: Kli-

maschutz ist volkswirtschaftlich gesehen eine lohnende 

Investition. Nur Zögern wird teuer.

Heute in Klimaschutz investieren, morgen Kosten sparen
In den kommenden Jahrzehnten sind erhebliche An-

strengungen nötig, damit die Menschheit die vermeint-

lich kostenlosen Leistungen eines stabilen Klimas weiter- 

hin nutzen kann. Laut World Energy Outlook 2008 der 

Internationalen Energie Agentur (IEA) sind von 2010 bis 

2030 weltweit zusätzliche Investitionen in Höhe von  

9,3 Billionen Dollar erforderlich, um das Zwei-Grad-Ziel 

zu erreichen. Dies entspricht einem Anteil von 0,55  

Prozentpunkten des kumulierten weltweiten Brutto- 

sozialproduktes von 2010 bis 2030 [50]. Um dieses  

immense Investitionsvolumen zu mobilisieren, bedarf  

es staatlicher Rahmenbedingungen, die Klimaschutz-

investitionen auch aus einzelwirtschaftlicher Sicht 

rentabler machen.

Die derzeitigen weltweiten Trends von Energieversor-

gung und Ressourcenverbrauch sind eindeutig nicht 

zukunftsfähig. Mineralöl ist laut IEA die wichtigste Ener-

giequelle der Welt, doch dieser fossile Energieträger ist 

ebenso wie Erdgas endlich. Kohle ist zwar ausreichend 

vorhanden, verursacht jedoch beim herkömmlichen 

Verbrennen ohne den Einsatz der erst im kommenden 

Jahrzehnt verfügbaren Kohlenstoffabscheidung und 

-speicherung viel klimaschädliches Kohlendioxid. Ohne 

Innovationen und unternehmerisches Handeln lassen 

sich der dringend notwendige Umbau der Energiesys-

teme und ein Wandel des Ressourceneinsatzes nicht in 

der erforderlichen Dimension bewerkstelligen.

Die Europäische Union (EU) fördert diese Verände-

rungen. Sie erfüllt ihre im Kyoto-Protokoll festgelegten 

Emissionsminderungsverpflichtungen und die ihrer 

Mitgliedstaaten zu einem wesentlichen Teil mit Hilfe 

eines Handelssystems für CO2-Emissionen auf Anlagen-

ebene: dem Emissionshandel. Das europäische Emissi-

ons Trading Scheme startete am 1. Januar 2005 und um-

fasst die emissionsintensiven Wirtschaftssektoren Ener-

gie und Industrie, die etwa 40 Prozent der europäischen 

CO2-Emissionen verursachen. Für diese Sektoren steht 

nur eine limitierte Menge an jährlich erlaubten CO2-

Emissionen in Form von Zertifikaten oder sogenannten 

Emissionsberechtigungen (European Union Allowances) 

zur Verfügung. Jede dieser Emissionsberechtigungen 

entspricht einer Tonne CO2. In Deutschland deckt der 

Emissionshandel mehr als die Hälfte der CO2-Emissionen 

ab – er ist damit zentral für den Klimaschutz.

Wie funktioniert der Emissionshandel?
Die Unternehmen bekommen ihre Emissionsberech-

tigungen von der Deutschen Emissionshandelsstelle 

(DEHSt) im Umweltbundesamt. Um den Emissionshandel 

einzuführen, wird der größte Teil der Zertifikate zum 

Ausstoß von CO2 bisher kostenlos an die Unternehmen 

vergeben. Dies war besonders in der ersten Handelsperi-

ode entscheidend: aus Gleichbehandlungsgründen, um 

Investitionshemmnisse zu vermeiden und um insgesamt 

die Akzeptanz des Instruments zu fördern. Ohne die 

kostenlose Zuteilung würde in einigen Branchen zudem 

die Gefahr des sogenannten Carbon Leakage bestehen, 

der Abwanderung der Produktion ins nicht vom Emissi-

onshandel betroffene Ausland (siehe auch Seite 55).

Jährlich müssen die Unternehmen so viele Emissionsbe-

rechtigungen abgeben, wie sie tatsächlich an CO2 emit-

tiert haben. Stößt ein Unternehmen mehr CO2 aus als  

es an Emissionsberechtigungen zu Verfügung hat, muss  

es zusätzliche Zertifikate an einer Börse von einem 

Broker oder einem anderen Unternehmen, erwerben. 

Denn Betreiber von Anlagen, die weniger CO2 ausstoßen 

als veranschlagt (zum Beispiel wegen verbesserter Effizi-

enz der Anlagen), können die nicht benötigten Emis-

sionsberechtigungen verkaufen. Mit anderen Worten: 

Die Atmosphäre mit CO2 zu belasten und so das Klima 

zu beeinflussen ist nicht mehr kostenlos. In Zeiten ohne 

Emissionshandel war das anders, die Unternehmen  

hatten kaum Anreize, ihre CO2-Emissionen zu mindern.

Ob, wie, wann und in welchem Umfang ein Unterneh-

men seine CO2-Emissionen technisch mindert oder 

Zertifikate kauft, hängt von einzelwirtschaftlichen 

Erwägungen ab. Sind die Kosten zur Emissionsmin-

derung im Betrieb niedriger als der Preis von CO2 auf 

dem Markt, werden die Unternehmen Reduktionsmaß-

nahmen bevorzugen. Damit lenkt der Emissionshandel 

Emissionsminderungsmaßnahmen dorthin, wo sie am 

kostengünstigsten zu realisieren sind und begrenzt 

auf diesem Wege die Kosten der Emissionsminderung 

auf die Höhe des Zertifikatspreises. Zugleich schafft er 

ökonomische Anreize, innovative und kostengünstige 

Klimaschutztechniken zu entwickeln und einzusetzen. 

Als sogenanntes Cap-and-Trade-System ermöglicht der 

Emissionshandel den Unternehmen hohe Flexibilität. 

Die Unternehmen können handeln (Trade). Gleichzeitig 

setzt der Emissionshandel der Belastung der Atmosphä-

re mit CO2 eine eindeutige Grenze: Die am Markt ver-

fügbaren Emissionsberechtigungen sind begrenzt (Cap). 

Es kann nicht mehr emittiert werden als das Emissions-

budget hergibt.
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Anlage A Anlage B

Quelle: Deutsche Emissionshandelsstelle (DEHSt) im Umweltbundesamt
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Das Ziel der CO2-Minderung ist erreicht. Anlage A hat mit dem
Verkauf der Zertifikate Geld verdient. Anlage B hat sich 
aufwändige Investitionen erspart.

ABB 10: PRINZIP DES EMISSIONSHANDELS

Welchen Beitrag der Emissionshandel für den Klima-

schutz erbringen muss, legt bislang der Deutsche 

Bundestag fest. Er entscheidet, wie groß das nationale 

Emissionshandelsbudget als Teil der Deutschland nach 

dem Kyoto-Protokoll erlaubten Treibhausgas-Emissionen 

ist, also wie viel CO2 pro Handelsperiode von den be-

teiligten Unternehmen ausgestoßen werden darf. Das 

Parlament entscheidet auch darüber, wie sich das zur 

Verfügung stehende Budget von Handelsperiode zu 

Handelsperiode reduziert. In der ersten Handelsperiode 

von 2005 bis 2007 bekamen die Unternehmen noch  

499 Millionen (Mio.) Emissionsberechtigungen pro Jahr. 

Ab 2008 erhalten die Unternehmen für die zweite  

Handelsperiode nur noch knapp 452 Mio. Emissions-

berechtigungen pro Jahr.

Mit Beginn der dritten Handelsperiode ab 2013 wird 

es keine nationalen Budgets mehr geben, sondern nur 

noch ein EU-Budget. Das beschlossen der Europäische 

Rat und das Europäische Parlament auf Vorschlag der 

Europäischen Kommission im Dezember 2008. 

Die emissionshandelspflichtigen Unternehmen müssen

mit einer weiteren deutlichen Verknappung der verfüg-

baren Emissionsberechtigungen rechnen. Der mit dem 

EU-Klimapaket beschlossene Emissionsminderungspfad 

sieht nämlich vor, dass der Emissionshandelssektor in 

Europa seine Emissionen bis 2020 gegenüber dem  

ersten Handelsjahr 2005 um 21 Prozent senken muss.

In der ersten Periode des Emissionshandels war der 

quantitative Beitrag des Emissionshandels zum Klima-

schutz noch äußerst gering. EU-weit und auch in 

Deutschland waren zu viele Emissionsberechtigungen 

ausgegeben worden, so dass ein liquider Markt nur an-

satzweise zustande kam. Verantwortlich dafür war unter 

anderem die schlechte Datenlage über die tatsächlichen 

CO2-Emissionen der Unternehmen für die Zeit vor dem 

Beginn des Emissionshandels. Schuld war aber auch 

die Zurückhaltung der Mitgliedstaaten. Viele zögerten, 

das neue Instrument sofort stringent anzuwenden. 

Entsprechend hoch fielen einige nationale Budgets aus. 

Trotz anfänglicher Schwierigkeiten ist ein wesentlicher 

qualitativer Effekt mit dem Emissionshandel verbunden: 

Seit seiner Einführung ist Klimaschutz ein wichtiges 

Thema in den Vorstandsetagen. Die Energiewirtschaft 

und die energieintensive Industrie machen seitdem 

ihre Investitionsentscheidungen auch von den damit 

einhergehenden Kosten der CO2-Emissionen abhängig. 

Darüber hinaus war die Datenlage über die emissions-

handelspflichtigen Anlagen noch nie so gut wie heute.
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Strengere Maßstäbe in der zweiten Handelsperiode
Die EU bleibt bei dem Emissionsminderungsziel des 

Kyoto-Protokolls von 1997 nicht stehen. Damals hatten 

die Mitgliedstaaten acht Prozent weniger Treibhausgase 

für den Zeitraum 2008 bis 2012 gegenüber dem Jahr 

1990 zugesagt. Deutschland verpflichtete sich sogar auf 

eine Minderung um 21 Prozent. Der ambitionierte Kli-

maschutz geht auch nach 2012 weiter: Ziel der EU ist die 

Reduktion der Treibhausgas-Emissionen um mindestens 

20 Prozent bis 2020 gegenüber 1990 – und um 30 Pro- 

zent, falls es zu einem anspruchsvollen internationalen 

Kyoto-Nachfolgeabkommen ab 2013 kommt. Der Emis-

sionshandel ist dabei ein wesentliches, wenn nicht das 

zentrale Politikinstrument der EU, um diese Ziele  

zu erreichen.

Ambitionierte Zielvorgaben brauchen indes eine wir-

kungsvolle und resolute Umsetzung. Dem kam die EU- 

Kommission nach und legte bei der Prüfung der Natio-

nalen Allokationspläne, also der Zuteilungspläne für die 

Emissionsberechtigungen der jeweiligen Mitgliedstaaten, 

für die zweite Handelsperiode einen strengeren Maßstab 

an. Dies betraf vor allem die Prüfung der nationalen 

Emissionsobergrenzen (Caps), die deutlich niedriger 

sind als in der ersten Handelsperiode. Zudem wurden 

die Zuteilungsregeln für kostenlose Zertifikate unter 

den Mitgliedstaaten stärker harmonisiert, das Verfahren 

vereinfacht und transparent gestaltet. 

In Deutschland sind das auf knapp 452 Mio. Emissions-

berechtigungen gesunkene nationale Budget und die 

Regeln, wie die Emissionsberechtigungen an die am 

Emissionshandel teilnehmenden Anlagenbetreiber zu 

verteilen sind, im Zuteilungsgesetz 2012 auf der Basis 

des Nationalen Allokationsplans für die zweite Handels-

periode 2008–2012 festgelegt. Weil ab 2008 insgesamt 

40 Mio. Emissionsberechtigungen pro Jahr nicht mehr 

kostenlos ausgegeben werden und ein Teil des Budgets 

als nationale Reserve und für zusätzlich emissionshan-

delspflichtige Anlagen vorgesehen ist, beträgt das tat-

sächlich unter den bisher am Emissionshandel teilneh-

menden Anlagen kostenlos aufzuteilende Budget rund  

379 Mio. Emissionsberechtigungen pro Jahr. 

Handlungsdruck auf Unternehmen wächst 
Anders als in der ersten Handelsperiode gelten ab 2008 

unterschiedliche Regeln für die Zuteilung kostenloser 

Emissionsberechtigungen an die Energiewirtschaft und 

für die emissionsintensive Industrie. Die Industriebran-

chen unterliegen gemessen an ihren bisherigen (histo-

rischen) CO2-Emissionen einem moderaten Kürzungsfak-

tor von 1,25 Prozent, Kleinemittenten sind davon ganz 

befreit. Die Energiewirtschaft hingegen erhält deutlich 

weniger kostenlose Emissionsberechtigungen und muss 

dadurch den Hauptteil der Emissionsminderungskosten 

in der zweiten Handelsperiode tragen. Damit begegnet 

der Gesetzgeber den sogenannten Windfall Profits aus 

der ersten Handelsperiode, also den Mitnahmeeffek-

ten in der Energiewirtschaft, die aus der kostenlosen 

Zuteilung der Emissionsberechtigungen bei gleichzei-

tiger Berücksichtigung ihres Wertes in den Strompreisen 

resultieren. Gerade für die Energiewirtschaft werden 
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Quelle: Deutsche Emissionshandelsstelle (DEHSt) im Umweltbundesamt
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durch die realen Kosten für Emissionsberechtigungen 

technische Verbesserungen ihrer Anlagen für mehr  

Effizienz bei der Brennstoffausnutzung und zu emissi-

onsärmeren Brennstoffen attraktiv. Für die energieinten-

sive Industrie entsteht ein Nachfragemarkt für Emissi-

onsberechtigungen, die durch Verminderung  

der eigenen CO2-Emissionen nicht benötigt werden.

Die Weiterentwicklung der Zuteilungsregeln für Energie- 

und Industrieanlagen haben das System gegenüber  

der ersten Handelsperiode transparenter gemacht und 

verteilen seine Lasten gerechter, auch wenn die Berech-

nung der Höhe der kostenlosen Zuteilungen im Einzel- 

nen zum Teil deutlich aufwendiger wurde als im Zu-

teilungsverfahren für die erste Handelsperiode. Gab 

es damals pauschale Kürzungsfaktoren für bestimmte 

Anlagengruppen, so wurde in der zweiten Handelspe-

riode die Zuteilung für energiewirtschaftliche Anlagen 

(Kraftwerke) entsprechend dem Effizienzstandard der 

Anlage gekürzt. 

Anspruchsvolles Benchmarking-System eingeführt 
Für Energieanlagen gilt generell als neue Zuteilungs-

methode das sogenannte Benchmarking. Die Menge an 

kostenlosen Emissionsberechtigungen, die eine Anlage  

erhält, errechnet sich dabei anhand der Emissionswerte 

der einzelnen Produkte, wie zum Beispiel Strom und 

Wärme. Als Bezugsgröße dient für Energieanlagen mit 

Inbetriebnahme bis 31. Dezember 2002 die historische 

Produktionsmenge, ansonsten ein Standardwert für die 

Auslastung der Anlagen (Vollbenutzungsstunden pro Jahr).

Industrieanlagen erhalten gemessen an ihren Emissi-

onen der Jahre 2000 bis 2005 jeweils eine um 1,25 Pro- 

zent gekürzte Zuteilung, falls sie bis zum 31. Dezember 

2002 in Betrieb gegangen sind. Jüngere Anlagen erhal-

ten ihre Zuteilung ebenfalls auf Basis produktspezi-

fischer Benchmarks. Die Ermittlung der Zuteilungsmen-

gen auf Basis historischer Emissionen (Grandfathering), 

die noch in der ersten Handelsperiode überwog, findet 

in der zweiten Handelsperiode damit in wesentlich 

geringerem Umfang statt. Da die Benchmarks in allen 

Sektoren und Branchen an der besten zur Verfügung ste-

henden Technik orientiert sind, fallen auch die hieraus 

berechneten kostenlosen Zuteilungen nur für die moder-

nen und effizienten Anlagen annähernd im Umfang der 

tatsächlichen CO2-Emissionen aus. 

Anlagen der Energiewirtschaft oder Industrie, die vor 

dem 31. Dezember 2002 in Betrieb gingen und nicht 

mehr als 25.000 Tonnen Jahresemissionen an Kohlendio-

xid haben, erhalten einheitlich eine Zuteilung nach dem 

Grandfathering auf Basis ihrer historischen Emissionen. 

Sie bleiben somit mit allen Berichtspflichten und der 

erforderlichen jährlichen Abgabe von Emissionsbe-

rechtigungen in Höhe ihrer tatsächlichen Emissionen 

Teilnehmer am Emissionshandel. Auch für sie lohnt 

sich, ihre CO2-Emissionen zu reduzieren. Sie können die 

nicht erforderlichen Emissionsberechtigungen aus der 

kostenlosen Zuteilung am Markt verkaufen und so mit 

dem Klimaschutz Geld verdienen.

ABB 13: ZUTEILUNGSREGELN ÜBERBLICK 
(BENCHMARKING UND GRANDFATHERING)
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Quelle: Deutsche Emissionshandelsstelle (DEHSt) im Umweltbundesamt

Emmisionen 
pro Jahr

Emmisionen 2008 CAP

2000 2005 2010

42 Mio. t CO2
9,4%

ABB 12: ZUTEILUNGSMENGEN IM EMISSIONSHANDEL 2008–2012 
WESENTLICH GERINGER ALS ZUVOR
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ABB 14: BETROFFEN VON KÜRZUNGEN

Mit der Harmonisierung des Anwendungsbereichs 

innerhalb der EU sind in der zweiten Handelsperio-

de mehrere Anlagentypen der emissionsintensiven 

Industrie erstmalig emissionshandelspflichtig. So sind 

nun auch Petrocracker (Anlagen zur Herstellung von 

Propylen und Ethylen), integrierte Hüttenwerke samt 

Weiterverarbeitungseinheiten, Russerzeugungsanla- 

gen, Anlagen zur Herstellung von Mineralfasern und 

sogenannte Fackeln (Anlagen zum Abfackeln von Gas  

in See-/Land-Übergabestationen) vom Treibhausgas- 

Emissionshandelsgesetz erfasst. 

Einstieg in die Veräußerung 
Der Emissionshandel als funktionierendes marktwirt-

schaftliches Klimaschutzinstrument macht klar: Emis-

sionsberechtigungen für Kohlendioxid sind ebenso 

Produktionsfaktoren wie Personal und Rohstoffe. Konse-

quenterweise sollen die Emissionsberechtigungen in der 

weiteren Entwicklung des Emissionshandels nicht mehr 

kostenlos ausgegeben werden. In einem größeren Um-

fang wurde dieser Weg in mehreren EU-Mitgliedstaaten 

in der zweiten Handelsperiode beschritten. Deutschland 

veräußert rund 8,8 Prozent der Gesamtmenge an Emis-

sionsberechtigungen und liegt damit EU-weit vorn. Ins-

gesamt werden etwa 3,7 Prozent des EU-Gesamtbudgets 

für die zweite Handelsperiode versteigert oder verkauft.

In Deutschland werden jährlich 40 Mio. Emissionsbe-

rechtigungen zum Marktpreis an der Börse verkauft 

und ab dem Jahr 2010 versteigert, ebenso Budgetteile 

aus der nationalen Reserve, die der Finanzierung der 

Systemkosten des Emissionshandels dienen. Mit 38 Mio. 

pro Jahr wird der größte Teil der zu veräußernden Men-

ge an Emissionsberechtigungen über eine Verringerung 

der auf die Produktion von Strom entfallenden Ausga-

bemengen an bestehende Energieanlagen erzielt, also 

durch eine Kürzung der kostenlosen Zuteilung für diese 

Bestandsanlagen. Im Zuteilungsverfahren 2008 betrug 

die Kürzung gut 15 Prozent. Ungefähr die Hälfte der 

Einnahmen des Jahres 2008 verwendet die Bundesregie-

rung für nationale und internationale Klimaschutzmaß-

nahmen des Bundesumweltministeriums.

Trotz des Einstiegs in die Veräußerung der Emissions-

berechtigungen erhalten bestehende Anlagen in der 

zweiten Handelsperiode den größten Teil der benöti-

gten Emissionsberechtigungen noch kostenlos. Schon 

aus Gleichbehandlungsgründen, aber auch um Inves-

titionshemmnisse zu vermeiden, bekommen neue und 

damit in der Regel effizientere Anlagen die benötigten 

Emissionsberechtigungen auf der Basis anspruchsvoller 

Benchmarks ebenfalls kostenlos. Die nationale Reserve 

beträgt 23 Mio. Emissionsberechtigungen pro Jahr –  

eine signifikante Steigerung zur ersten Handelsperiode, 

in der sie bei neun Mio. für drei Jahre lag. Daraus er- 

halten neue Anlagen ihre Zertifikate oder solche Unter-

nehmen, die auf dem Rechtsweg zusätzliche Zertifikate 

erstritten haben. Ein kleiner Teil der Reserve wird wäh-

rend der Handelsperiode veräußert, um die System- 

kosten des Emissionshandels zu finanzieren. Im Gegen-

zug fließen der Reserve Emissionsberechtigungen zu, 

falls Zuteilungen aus rechtlichen Gründen aufgehoben 

oder reduziert werden. Überschüssige Zertifikate kann 

die Bundesregierung laut Gesetz zum Ende der Handels-

periode am Markt veräußern.

Handlungsoptionen mit den Projektmechanismen des 
Kyoto-Protokolls
Bereits bei der Festlegung des nationalen Emissions-

handelsbudgets für die zweite Handelsperiode zeich-

nete sich ab, dass die tatsächlichen CO2-Emissionen in 

Deutschland höher sein würden als die mit dem Budget 

festgelegte Obergrenze [51]. 2008 betrugen die tatsäch-

lichen CO2-Emissionen der emissionshandelspflichtigen 
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Unternehmen rund 473 Mio. Tonnen gegenüber dem 

Budget von rund 452 Mio. Tonnen. Um den wirtschaft-

lichen Handlungsspielraum zu vergrößern, können 

deutsche Unternehmen, die vom Emissionshandel er-

fasst sind, in der zweiten Handelsperiode ihre Abgabe-

verpflichtungen in einer Größenordnung von bis zu  

22 Prozent der ihnen zugeteilten Menge (das sind  

90 Mio. Emissionsgutschriften pro Jahr) durch Emissi-

onsgutschriften aus den beiden Projektmechanismen 

des Kyoto-Protokolls, der Gemeinsamen Projektumset-

zung (Joint Implementation – JI) und dem Mechanis-

mus für nachhaltige Entwicklung (Clean Development 

Mechanism – CDM), erfüllen. 

Die Projektmechanismen haben zum Ziel, Emissions-

minderungen dort durchzuführen, wo sie am kosten-

günstigsten sind und gleichzeitig die nachhaltige Ent-

wicklung in Transformations- und Entwicklungsländern 

fördern, indem moderne Umwelttechniken zum Einsatz 

kommen und die Energieeffizienz erhöht wird oder er-

neuerbare Energien zum Einsatz kommen. Die Projekt-

mechanismen aktivieren die Suchfunktion des Marktes 

auch für Minderungspotentiale in Emissionssektoren 

und solchen Staaten, die nicht oder noch nicht unter 

die Emissionsgrenzen des Kyoto-Protokolls und des 

Emissionshandels fallen. Das heißt konkret: Wer in aus-

ländische Klimaschutzprojekte investiert und sich diese 

vom Klimasekretariat der Vereinten Nationen geneh-

migen lässt, kann die dabei eingesparten Treibhausgas-

Emissionen in Zertifikate umwandeln und diese selbst 

nutzen oder verkaufen. Ausgeschlossen sind Zertifikate 

aus Nuklearprojekten sowie im EU-System Zertifikate 

aus land- und forstwirtschaftlichen Senkenprojekten 

und aus Projekten ohne Beteiligung eines Investor-

staates (unilaterale Projekte). Man spricht grundsätzlich 

von CDM-Projekten in Entwicklungsländern und von  

JI-Projekten in Ländern mit eigenen Stabilisierungs- 

oder Minderungsverpflichtungen, also in Industrie-

staaten. 

Seit der Registrierung des ersten Projekts beim Klima-

sekretariat im März 2005 hat der CDM ein starkes 

Wachstum erlebt: Anfang 2009 waren mehr als 1.200 

Projekte mit einem Emissionsminderungsvolumen von 

mehr als 1,5 Milliarden Tonnen Kohlendioxid-Äquiva-

lenten bis zum Ende der ersten Verpflichtungsperiode 

des Kyoto-Protokolls (2012) registriert. Klimaschutz 

wurde damit auch in sich entwickelnden Ländern zum 

Investitionskriterium und hat erhebliche Gelder aus 

Industriestaaten mobilisiert. Die bereits genehmigten 

und stetig fortentwickelten Methodologien für Projekt-

typen zeigen, welche Fülle von Möglichkeiten für mehr 

Klimaschutz hier besteht [52]. Unter den Projekten mit 

deutscher Beteiligung stehen an erster Stelle solche 

in den Kategorien Biomasse, Wasserkraft und Ener-

gieeffizienz einschließlich Brennstoffwechsel. Es folgen 

Projekte zur Nutzung der Windkraft, zur Minderung 

der Lachgasemissionen und Biogasprojekte. Geringer 

waren die Antragszahlen bisher in den Bereichen 

Solarenergie und Geothermie. Als zuständige nationale 

Behörde prüft und genehmigt die DEHSt die eingereich-

ten Projektanträge.

Das Umweltbundesamt beteiligt sich aktiv an der Fort-

entwicklung der Kriterien für die Anerkennung von 

Klimaschutzprojekten. Klar ist, dass die Projekte einen 

nachweisbaren zusätzlichen Beitrag zum Klimaschutz 

leisten müssen. Aber auch die sonstige umwelt- und 

entwicklungspolitische Unbedenklichkeit der Projekte 

muss sichergestellt sein. Diese Kriterien spiegeln sich 

zum Beispiel bei großen Staudammprojekten mit mehr 

als 20 Megawatt Leistung in den Prüfkriterien der Welt-

staudammkommission (World Commission on Dams). 

Auf Initiative des Bundesumweltministeriums und der 

DEHSt findet hier ein Prozess statt, der das Einhalten  

hoher Standards bei großen Wasserkraftprojekten  

sicherstellen und die Verwaltungspraxis der europä-

ischen Genehmigungsbehörden vereinheitlichen soll 

[53]. Im Rahmen der Verhandlungen über ein Kyoto-

Nachfolgeabkommen setzt sich die Bundesregierung 

zudem dafür ein, die Umweltintegrität des Clean Deve-

lopment Mechanism zu verbessern und Regelungen zu 

schaffen, mit denen dieser Mechanismus für nachhal-

tige Entwicklung in den wirtschaftlich leistungsfähigen 

Entwicklungsländern über die reine Kompensation 

hinaus einen eigenen Klimaschutzbeitrag leistet.

Die Einbeziehung der Projektmechanismen in den 

Emissionshandel darf nicht die Verantwortlichkeiten 

verwischen: Die Industrieländer sind die Hauptverant-

wortlichen für die hohen historischen und aktuellen 

Treibhausgas-Emissionen und müssen deshalb aus ei- 

genen Anstrengungen die Emissionsminderung voran-

treiben. Der Europäische Rat hat beschlossen, dass höch-

stens die Hälfte der angestrebten Emissionsminderung 

bis 2020 gegenüber dem Jahr 2005 mit Klimaschutzpro-

jekten im Ausland erbracht werden können. Dadurch 

wird die Nachfrage nach Emissionsgutschriften aus 

diesen Projekten auf der Basis des einseitig von der EU 

beschlossenen Reduktionszieles von 20 Prozent bis zum 

Jahr 2020 ab der dritten Handelsperiode zurückgehen. 

Im Fall eines Erfolgs bei den internationalen Verhand-

lungen für ein anspruchsvolles Kyoto-Nachfolgeab-

kommen hat die EU aber bereits angekündigt, die eige-

ne Reduktionsverpflichtung auf 30 Prozent anzuheben. 

Dies wird auch den Spielraum für CDM und Jl wieder 

erhöhen. Darüber hinaus strebt die EU an, auch Schwel-

lenländer dazu zu bewegen, eigene Minderungsbeiträge 

zu erbringen. Dadurch ist das Verhältnis von projektbe-

zogenen und neuen sektororientierten Mechanismen 

ebenfalls im Verhandlungsverlauf neu zu definieren. Da 

ihnen gleichzeitig das Recht auf weitere wirtschaftliche 

Entwicklung zugestanden wird, bedeutet dies in den 

meisten Fällen nur einen Rückgang im Vergleich zum 

prognostizierten Emissionswachstum ohne absolute 

Reduktionen. Dies kann zum Beispiel über die Vermin-

derung der Emissionsintensität in dafür geeigneten Sek-

toren wie der Strom- oder der Stahlerzeugung erreicht 

werden. Dafür verlangen die Entwicklungsländer jedoch 

finanzielle Unterstützung von den Industrieländern.
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Der EU-Emissionshandel wirkt sich nur begrenzt auf 

die internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 

Industrie aus. Bei einem Stopp der kostenlosen Zutei-

lung von Emissionsberechtigungen ab 2013 ist lediglich 

bei einzelnen, wenigen Branchen damit zu rechnen, 

dass sie ihre Produktion ins Ausland verlegen. Zu die-

sem Ergebnis kommt eine Studie des Öko-Instituts, des 

Fraunhofer ISI und des DIW Berlin im Auftrag des Um-

weltbundesamtes. Damit liegt für Deutschland erstmals 

eine empirische Grundlage für die kontrovers geführte 

Diskussion um das Carbon Leakage vor. 

Laut Studie sind nur solche Unternehmen gefährdet, 

die hoher Kostenbelastung des Emissionshandels sowie 

einem hohen internationalen Wettbewerbsdruck aus-

gesetzt sind. In Deutschland betrifft dies die Roheisen- 

und Stahlindustrie, die Düngemittelindustrie, Teile der 

chemischen Industrie, die Hersteller von Papier, Karton 

und Pappe sowie die Aluminiumindustrie. Insgesamt 

ist aber deutlich weniger als ein Prozent des deutschen 

Bruttoinlandsprodukts gefährdet, die Produktion ins 

Ausland zu verlagern. Fachleute diskutierten Ergebnisse 

und Methodik der Studie im September 2008 in Berlin 

auf einem internationalen Workshop und verglichen 

sie mit ähnlichen Studien aus Großbritannien und den 

Niederlanden. Die Ergebnisse des Workshops flossen  

in die Veröffentlichung „Carbon Leakage – Die Ver- 

lagerung von Produktion und Emissionen als Heraus- 

forderung für den Emissionshandel?“ ein. Die kom-

plette Studie „Impacts of the EU Emissions Trading 

Scheme on the industrial competitiveness in Germany“ 

ist im Internet abrufbar. 

Weitere Informationen: 
www.dehst.de

Carbon Leakage – eine Herausforderung für den
Emissionshandel? 
Als Carbon Leakage wird das Problem verstanden, dass 

der Emissionshandel in Europa Anlagen des produzie-

renden Gewerbes dazu veranlassen könnte, Teile ihrer 

Produktion und damit auch der CO2-Emissionen in be-

stehende oder neue Anlagen im Ausland zu verlagern –  

speziell in Regionen, die weniger strenge Klimaschutz-

anforderungen stellen als die europäischen Länder.  

Als Folgen dieser Verlagerung könnten zwar die klima-

schädlichen Emissionen in Europa sinken, aber auch die 

industrielle Produktion, der Umsatz und die Beschäfti-

gung würden zurückgehen, ohne dass die weltweiten 

Treibhausgas-Emissionen reduziert würden – ganz im 

Gegenteil. Der Beitrag europäischer Emissionsminde-

rungen zum globalen Klimaschutz hängt jedoch auch 

davon ab, ob tatsächlich die weltweiten Emissionen 

sinken oder ob sie sich anderswo womöglich – wegen 

der verlagerten Produktion – noch erhöhen. Eine Ver-

lagerung wird für Sektoren befürchtet, die emissions-

intensiv produzieren und einem starken internationalen 

Wettbewerb ausgesetzt sind. 

Doch wie hoch ist das Risiko des Carbon Leakage tat-

sächlich? Untersuchungen im Auftrag des Umweltbun-

desamtes zeigen: Das Carbon Leakage-Problem ist  

wesentlich begrenzter, als dies der Tenor der öffent-

lichen Diskussion erwarten ließ (siehe Kasten). Szena-

rien, wonach der Einstieg in die Auktionierung für das 

produzierende Gewerbe zu einer flächendeckenden 

Deindustrialisierung Europas führen würde, werden 

nicht einmal im Ansatz gestützt. 

EMISSIONSHANDEL UND WETTBEWERBSSITUATION DER INDUSTRIE
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Um das Carbon Leakage-Risiko zu be-

grenzen, muss eine gemeinsame Lösung 

aller Beteiligter gefunden werden – im 

Idealfall ein ambitioniertes, weltweites 

Klimaabkommen. Die Bundesregierung 

setzt sich in den UN-Klimaverhand-

lungen dafür ein, dass sich Schwellen-

länder im Rahmen eines Kyoto-Nachfol-

geabkommens Emissionsziele für ihre 

wichtigsten Sektoren setzen, die unter 

dem „business as usual“ liegen. Bis dahin 

könnten unilaterale Instrumente der 

EU als Übergangslösung dienen, die so 

gestaltet sind, dass sie mit den inter-

nationalen Verpflichtungen der EU im 

Einklang stehen. Ein unilateraler Ansatz 

ist der Weg, den die EU für die dritte 

Handelsperiode ab 2013 wählte: Die wei-

terhin kostenlose Zuteilung der Emissi-

onsberechtigungen an Unternehmen, für 

die Carbon Leakage besonders relevant 

sein könnte. Die kostenlose Zuteilung 

sollte grundsätzlich nur auf Grundla-

ge anspruchsvoller Benchmarks – also 

möglichst niedriger CO2-Emissionen je 

Produkteinheit – erfolgen. Das Umwelt-

bundesamt setzt sich dafür ein, dass 

diese Benchmarks unabhängig vom ein-

gesetzten Brennstoff und der Technik der 

Anlagen definiert sind. Ansonsten würde 

eine Effizienzoptimierung nur innerhalb 

einzelner Techniken, nicht aber hinsicht-

lich der besten Techniken erfolgen. Die 

Höhe der Benchmarks sollte sich an den 

effizientesten Techniken, Substituten und 

alternativen Produktionsprozessen – statt 

beispielsweise an den durchschnittli- 

chen Emissionsraten – orientieren. Das 

Umweltbundesamt unterstützt die Euro-

päische Kommission in ihrem Bemühen, 

Benchmarks zu entwickeln, die das Preis- 

signal für eine Tonne Kohlendioxid mög-

lichst geringen Verzerrungen aussetzen. 

Solche Verzerrungen entstehen beispiels-

weise, wenn Benchmarks in einer Bran-

che sehr differenziert sind. 

Effizienter als branchenweite, pauschale 

Ausgleichsmaßnahmen sind aus Sicht des 
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Umweltbundesamtes zudem Ansätze, die den Kreis der 

Anspruchsberechtigten wirksam auf die tatsächlich 

gefährdeten Unternehmen begrenzen. Das heißt als Ein-

zelfallregelung mit der Verpflichtung, dass die Anlagen- 

betreiber individuell nachweisen müssen, dass sie vom 

Carbon Leakage tatsächlich betroffen sind. Andere 

Ausgleichsmaßnahmen, die ebenfalls in der Diskussion 

standen, sind aus Sicht des Umweltbundesamtes mit 

Schwierigkeiten verbunden: Grenzausgleichsmaßnah-

men wie Strafzölle und Exportbeihilfen bieten zwar 

in der Theorie ein wirksames und effizientes Mittel 

gegen Carbon Leakage, in der Praxis werfen sie jedoch 

unüberwindbare methodische, völkerrechtliche und 

politische Probleme auf. Dazu zählen der hohe Vollzugs-

aufwand und die Belastungen, die solche Maßnahmen 

im internationalen Handel und in den internationalen 

Klimaverhandlungen wahrscheinlich mit sich brächten. 

Das Umweltbundesamt analysierte in einem Gutachten 

die Gestaltungsmöglichkeiten, die WTO-rechtliche  

Zulässigkeit und die praktischen Probleme eines Grenz-

steuerausgleichs für solche Mehrkosten, die aus der 

Anwendung nationaler und europäischer Klimaschutz-

instrumente entstehen können [54]. Die Verfasser 

kommen zu dem Ergebnis, dass die Einführung eines 

Grenzsteuerausgleichssystems im Hinblick auf das WTO-

Recht grundsätzlich möglich ist. Gleichwohl bestehen 

praktische Probleme bei der Bemessung der Ausgleichs-

abgabenhöhe. 

Eine weitere alternative Maßnahme wären gezielte 

Beihilfen aus Auktionserlösen. Beihilfen sollten dabei 

grundsätzlich nur für Investitionen gewährt werden 

und nicht die laufende Produktion subventionieren, 

um – im Hinblick auf eine bessere Emissionsmin-

derung – die anreizverzerrende Wirkung gering zu 

halten. Beihilfen wären vergleichweise leicht umsetzbar 

und lassen sich mit Bedingungen und Auflagen ver-

knüpfen. Ähnlich den deutschen Härtefallzutei-

lungsregelungen für kostenlose Emissionsberechti-

gungen der ersten beiden Handelsperioden könnte eine 

Konditionalität vorgesehen werden, wonach der Betrei-

ber vorab seine individuelle Betroffenheit als Carbon 

Leakage-gefährdetes Unternehmen nachweisen und im 

Nachhinein belegen muss, dass Produktion und 

Beschäftigung im Inland tatsächlich nicht sanken. 

Ein Königsweg sind Beihilfen – schon wegen der 

allgemeinen EU-beihilfe-rechtlichen Fragestellungen – 

zur Bekämpfung des Carbon Leakage aber sicher-

lich nicht.



EU-Lösung: kostenlose Emissionszertifikate für die 
Industrie bis 2027
Der Europäische Rat traf im Dezember 2008 in seinen 

Beschlüssen zum europäischen Klimapaket eine politi-

sche Entscheidung, um der Gefahr des Carbon Leakage 

im Emissionshandel ab 2013 zu begegnen: Die am 

Emissionshandel teilnehmenden Industriebranchen 

können länger als zunächst geplant mit einer kosten-

losen Zuteilung der Emissionsberechtigungen rechnen. 

Zwar beginnt der Einstieg in die Auktionierung für 

die Industrie ab dem Jahr 2013 mit einem Anteil von 

20 Prozent, ein vollständig kostenpflichtiger Erwerb 

der Emissionsberechtigungen steht für sie aber erst ab 

2027 an – und nicht wie zunächst geplant schon 2020. 

Branchen, die eine direkte Betroffenheit von Carbon 

Leakage nachweisen können, erhalten die Emissionsbe-

rechtigungen vollständig kostenlos. Als Kriterien gelten 

der Anteil der zusätzlichen emissionshandelsbedingten 

Kosten an jedem Euro Bruttowertschöpfung (mindestens 

fünf Prozent) und die Handelsintensität der Branche 

außerhalb der EU (über zehn Prozent). Auch falls eines 

der beiden Kriterien für sich allein mehr als 30 Prozent 

beträgt, ist ein Carbon-Leakage-Risiko vorhanden. Im 

September 2009 hat die EU-Kommission die Liste der 

betroffenen Branchen veröffentlicht. Sie lässt sich bei 

Änderungen jedoch jährlich ergänzen. 

Auch für nur indirekt – durch gestiegene Beschaffungs-

kosten für Strom – Carbon Leakage-gefährdete Sektoren 

erhalten die Mitgliedstaaten Handlungsmöglichkeiten. 

Sie können einen Strompreisanstieg, den nachweis-

lich der Emissionshandel verursachte, für diese Sek-

toren finanziell ausgleichen. Die Höhe der möglichen 

finanziellen Kompensation wird auf der Grundlage 

eines produktbezogenen Strom-Benchmarks und den 

CO2-Emissionen des EU-Strommixes beruhen, also dem 

Mittelwert, der die prozentuelle Aufteilung verschie-

dener Energieträger berücksichtigt, aus denen der 

Strom erzeugt wurde. Eine grundsätzliche Revision der 

Ausnahmeregelungen soll im Licht des neuen internati-

onalen Klimaschutzabkommens erfolgen. 

Emissionshandel mit USA, Kanada und Australien – 
welchen Rahmen braucht das System?
Der Emissionshandel für Kohlendioxid in der EU ist zu 

einem Vorbild für aktiven Klimaschutz auch in anderen 

Regionen geworden. Zahlreiche Studien und Initiativen 

zielen darauf ab, ähnliche Cap-and-Trade-Systeme außer-

halb Europas einzuführen. Einzelne Länder sind bereits 

kurz vor einer Einführung (etwa Australien, Neuseeland) 

oder haben ein Emissionshandelssystem auf freiwilliger 

Basis eingeführt. Damit steht die Verknüpfung des EU-

Emissionshandels mit anderen in verschiedenen Teilen 

der Welt existierenden oder geplanten Emissionshan-

delssystemen auf der Tagesordnung – eine Option, die 

viele Vorteile für den internationalen Klimaschutz hat. 

Mit der Erweiterung des Anwendungsbereichs für den 

Emissionshandel und der Verknüpfung der Systeme 

kommt es zu einer höheren Liquidität im Markt, auch 

die Heterogenität der Marktteilnehmer steigt, wodurch 

das Potential für kostengünstige Emissionsminderungen 

wächst. Die Verknüpfung der Emissionshandelssysteme 

kann schrittweise zu einem globalen 

Kohlenstoffmarkt mit einem einheit-

lichen Preis für CO2-Emissionen führen 

und beseitigt so internationale Wettbe-

werbsverzerrungen.

Bei der Verknüpfung der Emissions-

handelssysteme ist die Vermeidung 

von Klimafolgekosten jedoch nur ein 

Aspekt. So wird eine Verknüpfung der 

Emissionshandelssysteme positiv auf 

die internationale Klimapolitik wirken, 

da beispielsweise Länder mit günstigen 

Emissionsvermeidungsoptionen von der 

Anbindung an den internationalen Koh-

lenstoffmarkt profitieren könnten.  

Im Oktober 2007 gründeten 15 Staaten 

und Regionen, die bereits Emissionshan-

delssysteme eingeführt haben oder dies 

planen die International Carbon Action 

Partnership (ICAP). Diese Partnerschaft 

zielt darauf ab, die bestehenden Systeme 

zu harmonisieren und zu verknüpfen, 

um schließlich einen weltweiten Kohlen-

stoffmarkt zu schaffen. ICAP ist derzeit 

organisiert als Netzwerk aus Experten 

verschiedener Regionen und Länder, wie 

der EU, den USA, Kanada, Australien, 

Neuseeland und Japan und hat mittler-

weile 31 Mitgliedstaaten. Deutschland 

spielte bei der Gründung eine wesent-

liche Rolle und stellt seit 2008 den Pro- 

jektmanager, der seinen Sitz im Bundes-

umweltministerium in Berlin hat. Als 

Plattform des Erfahrungsaustauschs kann 

ICAP künftig eine wichtige Funktion für 

die Einführung von Emissionshandelssy-

stemen in anderen Staaten und Regio-

nen, insbesondere in Schwellenländern 

wie China, Südkorea oder Mexiko sowie 

bei der Harmonisierung und Verbindung 

dieser Systeme übernehmen.

INTERNATIONALE PARTNERSCHAFT ZUM EMISSIONSHANDEL
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Bei der Verknüpfung verschiedener Emissionshandels-

systeme muss vor allem sichergestellt sein, dass ein 

Zusammenschluss nicht die ökologische Integrität des 

EU-Emissionshandels gefährdet. Aus Sicht des Umwelt-

bundesamtes ist es daher unabdingbar, dass auch nach 

einer Verknüpfung eine eindeutige, absolut definierte 

Emissionsobergrenze für das gesamte Emissionshandels-

system gilt. Das ist nicht bei allen Modellen, die in der 

internationalen Diskussion stehen, gegeben.

Unvereinbar mit dem europäischen System sind „Sicher- 

heitsventile“, die den Anlagenbetreibern ab einem be- 

stimmten Zertifikatspreis die Möglichkeit offen lassen, 

statt Emissionsberechtigungen abzugeben auch „Straf-

steuern“ zahlen zu können. In diesem Fall ist das Ein-

halten der Emissionsobergrenze im Gesamtsystem nicht 

mehr garantiert. Es gibt bereits Beispiele für geplante 

Emissionshandelssysteme, die ein solches Sicherheits-

ventil enthalten. Ähnliche negative Wirkungen mit 

Blick auf die ökologische Integrität des Emissionshan-

dels könnten das Zulassen des „Leihens“ von Zertifi-

katen aus zukünftigen Handelsperioden (Borrowing) 

haben. Denn ob die sich damit verbindende Hoffnung 

erfüllen wird, notwendige Emissionsminderungen in 

späteren Jahren kostengünstiger durchführen zu kön-

nen, ist höchst zweifelhaft.

Auch die Möglichkeiten der Anrechnung von CO2-

Minderungsprojekten außerhalb der Emissionshandels-

systeme können problematisch sein, falls nur laxe Anfor-

derungen an solche Klimaschutzprojekte bestehen. Für 

die Projektmechanismen des Kyoto-Protokolls bestehen 

detaillierte Regelungen, die die ökologische Integrität 

von JI- und CDM-Projekten sichern sollen. Teilweise 

sehen Emissionshandelsinitiativen außerhalb Europas 

aber deutlich weniger anspruchsvolle Standards für 

nationale Klimaschutzprojekte („Offset-Projekte“) vor. 

Außerdem dürfen keine Wettbewerbsverzerrungen 

zwischen den verknüpften Systemen aufgrund unter-

schiedlich strenger Kontrollen entstehen. Eine Tonne 

CO2-Emission muss im gesamten System mit einer 

Emissionsberechtigung abgedeckt sein. Bundesumwelt-

ministerium wie Umweltbundesamt treten deshalb für 

Bestimmungen zum Monitoring und zur Qualität der 

Emissionsberichte ein, die im Ergebnis vergleichbar mit 

denen der EU sind. 

Emissionshandel ausbauen – Integration neuer Branchen 
und Gase 
Die Europäische Union setzt auch künftig konsequent 

auf den Emissionshandel als zielgenaues und effizientes 

Klimaschutzinstrument. Schon heute erfasst der Emissi-

onshandel 40 Prozent der europäischen und sogar mehr 

als 50 Prozent der deutschen Kohlendioxid-Emissionen. 

Im Zuge der europäischen Weiterentwicklung nehmen 

ab 2013 auch in Deutschland weitere emissionsintensive 

Branchen am Emissionshandel teil. Die Zahl der Anla-

gen und die zugehörigen Emissionsbudgets ermittelt 

das Umweltbundesamt bis zum Frühjahr 2010. 

Mit der Ausweitung des Emissionshandels auf andere 

Anlagenarten ist – als wichtiges Novum – auch die Ein-

beziehung weiterer Treibhausgase neben CO2 verbun-

den. So unterliegen sowohl die Emissionen von Lachgas 

(N
2
O), die bei der Produktion von Salpetersäure, Adipin-

säure, Glyoxylsäure und Glyoxal entstehen, als auch die 

Emissionen perfluorierter Kohlenwasserstoffe (PFC), die 

aus der Herstellung von Primäraluminium stammen, in 

Zukunft ebenfalls dem Emissionshandel. 

1.	 Verbrennungsanlagen (> 20 MW*; z. B. direkte Trockner, prozessintegrierte Brenner und Feuerungen/Öfen aller Branchen, 

	 die nicht explizit im Anhang I der Emissionshandelsrichtlinie genannt sind)	 CO2

2.	 Herstellung und Verarbeitung von Eisenmetallen (> 20 MW* einschließlich Walz-, Schmiedewerke, Gießereien etc.)	 CO2

3.	 Herstellung von Primäraluminium 	 CO2 und PFC

4.	 Herstellung von Sekundäraluminium > 20 MW*	 CO2

5.	 Herstellung und Verarbeitung von Nichteisenmetallen (> 20 MW*) 	 CO2

6.	 Herstellung von Soda und Natriumbicarbonat	 CO2

7.	 Gips-, Gipskartonplattenproduktion und Herstellung sonstiger Gipserzeugnisse (> 20 MW*) 	 CO2

8.	 Herstellung organischer Grundchemikalien (> 100 t/Tag)	 CO2

9.	 Wasserstoff- und Synthesegasproduktion (> 25 t/Tag)	 CO2

10.	 Ammoniakproduktion 	 CO2

11.	 Salpetersäureproduktion	 CO2 und N2O

12.	 Adipinsäure-, Glyoxylsäure-, Glyoxal-Produktion	 CO2 und N2O

13.	 Herstellung von keramischen Erzeugnissen durch Brennen  (neu ist der alleinige Schwellenwert > 75 t/Tag)	 CO2

14.	 Abscheidung, Transport und geologische Speicherung von Treibhausgasen (Carbon Capture and Storage, CCS)	 CO2

* Der Schwellenwert bezieht sich auf die gesamte Feuerungswärmeleistung aller technischen Aggregate der Anlage, in denen Brennstoff 
zum Einsatz kommt. Ausnahme: Aggregate mit einer Feuerungswärmeleistung < 3 MW und solche, die ausschließlich Biomasse verbrennen, 
werden für die Feststellung der Emissionshandelspflicht nicht berücksichtigt.

TABELLE 8: BRANCHEN ODER TEILE EINER BRANCHE, DIE AB 2013 ZUSÄTZLICH AM EMISSIONSHANDEL STATIONÄRER ANLAGEN TEILNEHMEN, 
UND ERFASSTE TREIBHAUSGASE
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Quelle: dpa, eigene Berechnungen
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Emissionen aus Luftverkehr und Schiffsverkehr wachsen 
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ABB 15: EMISSIONSENTWICKLUNG DES FLUG- UND SCHIFFSVERKEHRS 
1990–2004 

Emissionshandel ab 2012 auch für den Luftverkehr
Der Luftverkehr zählt zu den dynamisch wachsenden 

Wirtschaftssektoren – entsprechend stark steigen hier 

die Emissionen an. Zwar tragen Flugzeuge derzeit nur 

zwei bis drei Prozent zum weltweiten Kohlendioxidaus-

stoß bei, insgesamt entspricht dies aber schon jetzt den 

CO2-Emissionen eines großen Industriestaates. Zudem 

ist CO2 nicht die einzige klimaschädliche Substanz, die 

aus den Triebwerken in neun bis 13 Kilometer Höhe 

freigesetzt wird: Verstärkt wird die Erwärmungswir-

kung durch Stickoxide, Partikel und Wasserdampf. Nach 

konservativen Schätzungen ist die Gesamtklimawirkung 

des Luftverkehrs rund zwei- bis dreimal größer als der 

alleinige Effekt seines CO2-Ausstoßes.

Im Sommer 2008 einigte sich die EU auf die Einführung 

des Emissionshandels im Luftverkehr. Ihm unterliegen 

ab 2012 alle Flüge mit Flugzeugen über 5,7 Tonnen 

maximalen Startgewichts, die nach Instrumentenflug-

regeln fliegen und die in der Europäischen Union 

starten oder landen. Ausgenommen sind neben einer 

Reihe von Flugtypen – wie Zoll-, Militär-, Rettungs- und 

Trainingsflügen – kleine Airlines mit einer geringen 

Anzahl an Flügen (durchschnittlich zwei Flüge pro Tag) 

oder mit jährlichen Emissionen unter 10.000 Tonnen 

CO2. Das Emissionsbudget sinkt 2012 zunächst auf  

97 Prozent, ab dem Jahr 2013 dann auf 95 Prozent der 

durchschnittlichen Emissionen der Jahre 2004 bis 2006. 

Von dem Gesamtbudget sind 15 Prozent als Auktions-

anteil vorgesehen, der Rest wird kostenlos zugeteilt 

auf der Grundlage eines europaweiten Benchmarks, 

der sich aus der im Jahr 2010 geflogenen Tonnenkilo-

meterleistung (Gewicht aller Passagiere und Fracht 

multipliziert mit der jeweiligen Entfernung) errechnet. 

Die Tonnenkilometerleistungen müssen die Airlines als 

Voraussetzung für die Zuteilung kostenloser Emissions-

berechtigungen melden. 

Der Emissionshandel im Luftverkehr weist gegenüber 

dem stationären Bereich weitere Besonderheiten auf. 

Weil die Emissionen des internationalen Luftverkehrs 

bisher nicht vom internationalen Klimaregime des 

Kyoto-Protokolls erfasst sind, kommt eine vollständige 

Integration des Luftverkehrsemissionshandels und des 

Emissionshandels für stationäre Anlagen noch nicht 

in Frage. Für den Luftverkehr wird deshalb ein eigener 

Zertifikatstyp ausgegeben. Anlagenbetreiber im orts-

festen Emissionshandel dürfen aber weiterhin nur ihre 

eigenen Emissionsberechtigungstypen (EU-Allowances) 

und Zertifikate aus den projektbasierten Mechanismen 

für ihre Abgabeverpflichtung nutzen, Luftverkehrs-

betreibern stehen dagegen alle Emissionsberechti-

gungstypen zur Verfügung – also sowohl diejenigen aus 

dem Luftverkehr als auch die aus dem stationären Emis-

sionshandel. Es wird eine Sonderreserve in Höhe von 

drei Prozent für neue und schnell wachsende Fluglinien 

geben, die in einem speziellen Zuteilungsverfahren im 

Jahr 2016 kostenlos ausgeschüttet werden soll. Falls ein 

Drittland zudem Maßnahmen zur Senkung der Klima-

wirkungen des Luftverkehrs beschließt, die auch Flüge 

in die EU betreffen, so prüft die Europäische Kommis-

sion zusammen mit dem Drittland die Möglichkeiten 

zur optimalen Verzahnung – gegebenenfalls mit einem 

Ausschluss der Flüge dieses Drittlandes von der Pflicht, 

am Emissionshandel teilzunehmen. 

Zwar beginnt der Emissionshandel im Luftverkehr 

offiziell erst 2012, doch auf die teilnehmenden Airlines 

kamen bereits 2009 neue Aufgaben zu. So mussten alle 

Fluggesellschaften, die in der Europäischen Union star-

ten oder landen, der zuständigen nationalen Behörde 

sogenannte Monitoringkonzepte zur Genehmigung 

vorlegen, die die Grundlage für die 2010 beginnende 

Berichterstattung zu den Tonnenkilometerleistungen 

und den CO2-Emissionen bilden. Die Deutsche Emis-

sionshandelsstelle – von der Bundesregierung mit der 

Vorbereitung zum Vollzug des Emissionshandels im 

Luftverkehr in Deutschland beauftragt – begann schon 

im Jahr 2008 mit den notwendigen Arbeiten, um einen 
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reibungslosen Start bei der Umsetzung zu ermöglichen: 

die fachlich-methodische sowie informationstech-

nische Umsetzung der Anforderungen der Monitoring-

Leitlinien, die Kommunikation der Anforderungen an 

europäische und außereuropäische Luftfahrzeugbetrei-

ber und sachverständige Stellen, die fachliche Unterstüt-

zung der Politik bei der Erstellung der nationalen recht-

lichen Grundlagen sowie die intensive Zusammenarbeit 

auf europäischer Ebene mit den national zuständigen 

Stellen und der EU-Kommission, um die Anforderungen 

an die Überwachung zu harmonisieren. 

Wie bereits bei der Einführung des Emissionshandels 

für stationäre Anlagen gab es auch beim Festlegen der 

Rahmenbedingungen für die Einbeziehung des Luftver-

kehrs in den Emissionshandel politische Kompromisse. 

Besonders bedauerlich ist, dass die starke Klimawirk-

samkeit der Treibhausgas-Emissionen in großer Höhe 

nicht mit der Einführung eines Multiplikators zwei für 

die CO2-Emissionen berücksichtigt wurde. Umso mehr 

kommt es nun darauf an, dass die Europäische Kommis-

sion ihre angekündigten Maßnahmen vorlegt, um die 

Stickstoffoxid-Emissionen des Luftverkehrs zu mindern. 

Entscheidend ist aber, dass der sehr stark wachsende 

Luftverkehr überhaupt Teil des Emissionshandels wird 

und damit erstmalig die Emissionen dieses Sektors be-

grenzt sind. Damit entsteht ein starker Innovations- und 

Investitionsanreiz für Emissionsminderungen. Der näch-

ste Schritt muss sein, weitere Staaten zur Teilnahme am 

Emissionshandel – auch im Luftverkehr – zu gewinnen, 

um zu einem weltweiten Emissionshandelssystem zu 

kommen.

Integration des internationalen Schiffsverkehrs 
Jahrelang galten die Treibhausgas-Emissionen des 

internationalen Schiffsverkehrs als niedrig. Verschie-

dene Forschungsergebnisse indessen weisen darauf hin, 

dass die CO2-Emissionen des weltweiten Schiffsverkehrs 

bisher deutlich unterschätzt wurden. Eine Studie, die 

eine Vielzahl an Fachleuten im Auftrag der Internatio-

nalen Seeschifffahrtsorganisation (IMO), einer Unteror-

ganisation der Vereinten Nationen, erstellten, kommt 

zu dem vorläufigen Ergebnis, dass der Schiffsverkehr 

im Jahr 2007 etwa 1.019 Millionen Tonnen CO2 emit-

tierte. Damit liegen die Emissionen des Schiffsverkehrs 

deutlich über denen des weltweiten Flugverkehrs und 

den gesamten CO2-Emissionen Deutschlands (siehe 

Abbildung 16).

Verbindliche Reduktionsverpflichtungen bei CO2-

Emissionen im internationalen Schiffsverkehr sind im 

Kyoto-Protokoll nicht enthalten. Artikel 2.2 des Kyoto-

Protokolls weist der UN-Sonderorganisation (Internatio-

nal Maritime Organisation – IMO) zwar die Aufgabe zu, 

Maßnahmen für die Minderung oder Begrenzung der 

Treibhausgas-Emissionen des internationalen Schiffs-

verkehrs zu erarbeiten. In den Gremien der IMO gibt 

es jedoch trotz jahrelanger Verhandlungen noch keine 

Einigung über substanzielle Klimaschutzmaßnahmen 

im Schiffsverkehr. In den vergangenen beiden Jahren 

intensivierte die IMO allerdings ihre Bemühungen 

zur Verabschiedung einer verbindlichen Maßnahme. 

Bislang konnte jedoch lediglich eine Formel für einen 

Energieeffizienz-Design-Index entwickelt werden, über 

die derzeit noch diskutiert wird. Völlig unklar ist, wie 

diese Formel angewendet werden soll. Marktwirtschaft-

liche Instrumente wurden nur kurz thematisiert. Eine 

Verabschiedung verbindlich wirksamer Maßnahmen für 

bestehende Schiffe ist derzeit nicht erkennbar. Basie-

rend auf einer vom Umweltbundesamt beauftragten 

1.200
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600

1.120
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 CO2-Emissionen 
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Quellen: UBA, IMO 2008

Der internationale Luft- und Schiffsverkehr ist bislang nicht 
mit quantitativen Minderungsverpflichtungen im 
Kyoto-Protokoll berücksichtigt. Aktuelle Jahresemissionen 2007
des internationalen Luft- und Schiffsverkehrs im Vergleich mit 
den CO2-Emissionen in Deutschland.

ABB 16: CO2-EMISSIONEN DES INTERNATIONALEN LUFT- UND SCHIFFS-
VERKEHRS IM VERGLEICH MIT DEN DEUTSCHEN CO2-EMISSIONEN

Studie legte Deutschland, gemeinsam mit Norwegen 

und Frankreich, auf der Sitzung des Umweltausschusses 

der IMO im Juli 2009 einen Vorschlag für ein Emissi-

onshandelssystem im internationalen Schiffsverkehr 

vor. Der Idee eines Emissionshandels steht derzeit der 

Vorschlag einer Abgabe auf sogenannte Bunkertreib-

stoffe entgegen. 

Die EU kündigte wegen der ausgebliebenen Beschlüsse 

zu Maßnahmen wiederholt an, bei ausbleibendem Fort-

schritt auf IMO-Ebene eigene Klimaschutzinstrumente 

in der Seeschifffahrt zu prüfen und einzuführen. Die 

Kommission wird die Diskussion um mögliche Maß-

nahmen – darunter die Integration des Schiffsverkehrs 

in den EU-Emissionshandel – aufnehmen. Dies könnte 

– analog zur ab 2012 stattfindenden Einbeziehung des 

Luftverkehrs in den EU-Emissionshandel – ein erster 

Schritt auf dem Weg zu einer weltweiten Lösung sein. 

Das Umweltbundesamt beauftragte das Öko-Institut mit 

dem Forschungsprojekt „Erweiterung des EU-Emissions-

handels durch Einbeziehung des Schiffsverkehrs“.  

Dieses soll die ökonomischen und rechtlichen Konzepte 

zur Einbeziehung des Schiffsverkehrs in das europäische 

Emissionshandelssystem weiterentwickeln und die  

damit einhergehenden wirtschaftlichen Folgen in 

Deutschland und Europa abschätzen und bewerten.
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Ausblick
Mit Einführung des Emissionshandels und seiner Erwei-

terung bis 2020 hat die EU den Motor für einen wirk-

samen Klimaschutz geschaffen. Der EU-Emissionshan-

del zeigte von Beginn an bereits Wirkungen. Die erste 

Handelsperiode 2005 bis 2007 war im Wesentlichen 

eine Testphase. Sie hat Startfehler und Schwächen 

des Instruments in seiner damaligen Ausgestaltung 

aufgedeckt, so dass die Politik gegensteuern konnte. 

Mit den bisherigen Erfahrungen aus dem System, den 

gesammelten Daten, den geschaffenen Institutionen 

und den rechtlichen Entscheidungen ist der Emissions-

handel sicher auf Kurs. Der Emissionshandel hat sehr 

gute Chancen, sich zu einem weltweit ökonomisch 

effizienten und klimaschutzpolitisch integren Instru-

ment zu entwickeln. In Europa erfasst der Emissions-

handel bereits über 40 Prozent der CO2-Emissionen und 
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mindert sie kontinuierlich – im Jahr 2008 gegenüber 

2007 um mehr als drei Prozent. Allein das ist ein gutes 

Vorbild für andere Staaten, allen voran die USA, aber 

auch für Schwellenländer.

Daher wird die Internationalisierung, der Zusammen-

schluss mit Systemen auf anderen Kontinenten, auch 

zu den großen Herausforderungen der nächsten Jahre 

zählen. Weitere zentrale Aufgaben ergeben sich aus 

der Erweiterung des Europäischen Emissionshandels 

auf neue Branchen und die anderen im Kyoto-Protokoll 

genannten Klimagase. Und nicht zuletzt die Integra-

tion des Luftverkehrs – und im Folgenden auch  

anderer Verkehrsträger – wird die Weiterentwicklung 

des bestehenden Systems für die nächsten Jahre 

prägen.
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BRÜCKE ZWISCHEN 
WISSENSCHAFT UND POLITIK – 
RESSORTFORSCHUNG IM 
UMWELTBUNDESAMT
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Heute die Probleme von morgen identifizieren. Das 

Umweltbundesamt versteht sich als ein Frühwarner, der 

mögliche zukünftige Beeinträchtigungen des Menschen 

und seiner Umwelt frühzeitig erkennt und praktikable 

Vorschläge zur Vermeidung der Umweltbelastungen 

macht. Dazu liefert das Umweltbundesamt an der 

Schnittstelle zwischen Wissenschaft und Politik Fakten 

über den Zustand der Umwelt, bewertet diese, leitet 

daraus Vorschläge zur Verbesserung des Umweltzu-

standes ab und beobachtet deren Wirksamkeit. So dient 

beispielsweise die kontinuierliche Beobachtung (Monito-

ring) der Luftqualität, die das Amt mit seinem Luftmess-

netz durchführt, dazu, den Erfolg vieler Maßnahmen 

zu überprüfen. Ein weiteres Beispiel: Untersuchung von 

bereits vor Jahren in der Umweltprobenbank einge-

lagerte Proben, die Aufschluss darüber geben, wann 

gefährliche Stoffe in die Umwelt gelangten und wie sich 

deren Verbreitung über die Jahre entwickelte. 

Dies sind nur zwei Beispiele unserer wissenschaftlichen 

Arbeit, mit der wir vor allem das Bundesumweltmi-

nisterium aber auch andere Ministerien beraten. Die 

Forschung im Umweltbundesamt basiert nicht nur auf 

Eigenforschung: Wir vergeben Forschungsaufträge an 

Universitäten und andere wissenschaftliche Institute im 

In- und Ausland. Nicht zuletzt werben wir Forschungs-

gelder Dritter ein, um mit ihrer Hilfe noch vorhandene 

Lücken in unserem Wissen über den Zustand der Um-

welt zu schließen. Diese vielgestaltige Ressortforschung 

dient dazu, die Dienstleistungen des Amtes gegenüber 

der Bundesregierung zu erfüllen. 
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Was die Ressortforschung leistet
Ressortforschung erfüllt bestimmte Kriterien, die das 

„Konzept einer modernen Ressortforschung der Bundes-

regierung“ vom Dezember 2007 wie folgt beschreibt:

 sie ist problemorientiert und praxisnah;

 sie ist wegen der Problemorientierung inter- 

disziplinär ausgelegt;

 sie bindet transdisziplinär Nutzerinnen und Nutzer 		

sowie Anwenderinnen und Anwender des Wissens ein;

 sie generiert Transferwissen und erbringt Überset-

zungsleistungen vom wissenschaftlichen System in das 

Anwendersystem (zum Beispiel Vollzug von Umweltge-

setzen) und umgekehrt;

 sie verbindet kurzfristig abrufbare wissenschaftliche 

Kompetenz mit der Fähigkeit, langfristig angelegte 

Fragestellungen kontinuierlich und forschungsbasiert 

bearbeiten zu können.

Gegenwärtig evaluiert der Wissenschaftsrat im Auftrag 

der Bundesregierung die Ressortforschung des Bundes. 

In seinen Empfehlungen zur Rolle und künftigen 

Entwicklung der Bundeseinrichtungen mit Forschungs- 

und Entwicklungsaufgaben (2007) bescheinigte er der 

Ressortforschung eine gute bis sehr gute Qualität [55]. 

Gleichzeitig mahnt er weitere Anstrengungen an, um 

die Qualität der Ressortforschung zu halten und konti-

nuierlich zu verbessern. 

Das Umweltbundesamt stellt sich dieser Aufgabe. Um 

seine Anstrengungen auf diesem Gebiet zu bündeln 

und Empfehlungen des Wissenschaftsrats umzusetzen, 

richtete das Amt im Mai 2008 beim Vizepräsidenten 

die Stabsstelle „Zentrale Steuerung“ ein. Sie soll die 

Amtsleitung darin unterstützen, eine systematische, an 

den Schwerpunkthemen des Amtes und seinen Dienst-

leistungen orientierte, effiziente Forschungsplanung 

zu entwickeln. Ziel ist es, das Umweltbundesamt noch 

besser zu befähigen, seinen Beratungsauftrag als Res-

sortforschungseinrichtung zu erfüllen. 

Das Umweltbundesamt versteht seine Forschungsak-

tivitäten als notwendige Vorleistung für die Politikbe-

ratung, die eine zentrale Dienstleistung des Amtes ist. 

Darüber hinaus hat das Amt laut Errichtungsgesetz 

den Auftrag, die Öffentlichkeit in Fragen des Umwelt-

schutzes und umweltbezogenen Gesundheitsschutzes zu 

informieren. 

Theorie und Praxis – im Umweltbundesamt eng verzahnt 
Wer schnell und präzise für die Umweltpolitik forschen 

muss, braucht spezifische Kenntnisse, die oft in langjäh-

riger Tätigkeit erworben werden. Deshalb ist es wichtig, 

dass das Umweltbundesamt wissenschaftliches Personal 

langfristig beschäftigt. Eine große Stärke für die For-

schung des Amtes ist, dass die wissenschaftlichen Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter eine enge Verbindung 

zur Anwendung von Gesetzen – etwa im Bereich der 

Pflanzenschutzmittel – haben. Vollzugsdienstleistungen 

und wissenschaftliche Politikberatung sind dabei die 

beiden Seiten derselben Medaille. Der Vollzug der Um-

weltgesetze lebt von der wissenschaftlichen Kompetenz 

der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Nur wer auf dem 

wissenschaftlich neuesten Stand ist, kann verantwor-

tungsvoll entscheiden, ob ein Pflanzen-

schutzmittel auf unsere Felder und damit 

möglicherweise in unsere Nahrung 

gelangt. Der Vollzug gibt immer wieder 

Impulse für neue Forschungsfragen – 

etwa wenn sich herausstellt, dass ein zu-

gelassener Wirkstoff doch unerwünschte 

Nebenwirkungen hat. Im Umweltbundes-

amt sind Theorie und Praxis daher eng 

verbunden. 

Forschung braucht Austausch und Dialog
Die besten Erkenntnisse erwachsen aus 

dem offenen, geistigen Austausch mit an-

deren. Wir arbeiten interdisziplinär und 

pflegen den kritischen Dialog innerhalb 

wie außerhalb. Es ist gute Praxis, erste 

Forschungsergebnisse in Workshops 

vorzustellen und mit allen betroffenen 

Kreisen zu diskutieren. 

Ein Dialog ergibt sich auch aus der Mit-

arbeit der Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftler des Amtes in nationalen 

und internationalen Arbeitsgruppen –  

etwa auf EU- oder OECD-Ebene oder 

wegen sonstiger fachlicher, organisato-

rischer und methodischer Erkenntnisse. 

Nicht zuletzt spielen die individuellen 

Kenntnisse und Erfahrungen der Mit-

arbeiterinnen und Mitarbeiter eine 

große Rolle für die Wissensfindung und 

-anwendung. Das Umweltbundesamt hat 

ein breites Forschungsverständnis. Dazu 

gehört, dass wissenschaftliche Erkennt-

nisse synoptisch zusammengeführt und 

auch wissenschaftliche Ergebnisse Dritter 

mit in die eigene Arbeit einbezogen 

werden. 

Forschung braucht Austausch. Das Um-

weltbundesamt wird weiterhin Fakten 

und Anstöße in der bewährten Qualität 

liefern. Wir haben uns vorgenommen, 

das Konzept einer modernen Ressortfor-

schung gemeinsam mit unseren Partner-

behörden umzusetzen und anzuwenden. 

Darüber hinaus wird das Umweltbundes-

amt die internationalen Forschungsakti-

vitäten ausbauen, beispielsweise indem 

wir uns stärker mit anderen europä-

ischen Umweltbehörden vernetzen. All 

das dient dazu, unser Frühwarnsystem zu 

verbessern und die Politik dadurch in die 

Lage zu versetzen, rechtzeitig Maßnah-

men einzuleiten, um künftige Umweltbe-

lastungen zu vermeiden. 
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Der Umweltforschungsplan (UFOPLAN) des Bundesum-

weltministeriums ist für das Umweltbundesamt das zen-

trale Instrument für externe Forschungsprojekte. Das 

Bundesumweltministerium führt jährlich unter Berück-

sichtigung der Vorschläge des Amtes zur Deckung des 

ressortspezifischen Beratungsbedarfs die notwendigen 

Forschungsprojekte im Umweltforschungsplan zusam-

men. Das Umweltbundesamt vergibt in der Regel die 

Projekte nach den gültigen Vergaberichtlinien und be-

treut die Vorhaben fachlich und administrativ. Im Jahr 

2009 sollen 86 Forschungs- und Entwicklungsprojekte 

zu umweltrelevanten Themen beginnen [56]. Die Tabel-

le 10 gibt einen Überblick über das breite Spektrum der 

Schwerpunktthemen des UFOPLAN 2009. 

	 QUELLEN: 
55	Die Empfehlungen des Wissenschaftsrates sowie 

weitere Informationen sind im Internet abruf-
bar unter: www.wissenschaftsrat.de 

56	Weitere Informationen zum UFOPLAN 2009:
	 www.umweltbundesamt.de/service/ufoplan.htm 
	 www.bmu.de

Ansprechpartnerin:
Vera Rabelt, „Zentrale Steuerung“

1	 Ökologische Industriepolitik / Ressourceneffizienz

1.1	 Weiterentwicklung der nationalen Initiative „Umwelt-Innovation-Beschäftigung“ 

	 (einschl. Instrumente, industriepolitische Implikationen und gesamtwirtschaftliche Wirkungen einer innovationsorientierten Umweltpolitik; 

europäische Umwelttechnologieförderprogramme; Nachhaltigkeitsmanagement in Unternehmen; nationale Dialogprozesse und Kommuni-

kationsplattformen) 

1.2	 Produktbezogene ökologische Innovationspolitik 

1.3	 Beste verfügbare Technik in Anlagen – Aufbereitung deutscher Technologiestandards       

1.4	 Ressourceneffizienz in Produktion und Konsum

1.5	 Ressourceneffizienz in der Abfallwirtschaft und Fortentwicklung der Produktverantwortung

1.6	 Integrative Gewässerbewirtschaftung / Effizienzsteigerungen in Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung

2	 Klimaschutz national und international 

2.1	 Integriertes Gesamtkonzept für Klima- und Energiepolitik 	

(einschl. Emissionsminderungsprogramme)

2.2	 Internationaler Kohlenstoffmarkt, Umsetzung und Fortentwicklung des europ. Emissionshandelssystems sowie der flexiblen Mechanismen	

(einschl. Rechtsangelegenheiten Umwelt, Energie sowie Klimaschutz)

2.3	 Ausgestaltung des Post-2012-Klimaregimes

2.4	 Beitrag der Abfallwirtschaft und des Bodenschutzes zum Klimaschutz (national / international)

3	 Anpassung an die Auswirkungen des Klimawandels 

3.1	 Entwicklung und Umsetzung einer Nationalen Strategie zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels

3.2	 Anpassung an die Auswirkungen des Klimawandels auf internationaler Ebene 

4	 Energieeffizienz 

4.1	 Energieeffizienz als Schlüssel für ein integriertes Klima- und Energiekonzept

5	 Ausbau der Erneuerbaren Energien - Biomassenutzung und -produktion / CO2-Effizienz / Flächeneffizienz

6	 Nachhaltige Mobilität und Immissionsschutz

6.1	 Klimaschutz im Verkehr 

6.2	 Weiterentwicklung der Treibhausgas-Minderung und Energieeffizienz bei Antrieben und Kraftstoffen

6.3	 Weiterentwicklung der Lärmminderung im Verkehrsektor, bei Anlagen, Geräten und Maschinen

6.4	 Luftqualität / Luftreinhaltung

7	 Umwelt und Gesundheit / Chemikaliensicherheit  

7.1	 Umwelt und Gesundheit 

7.2	 Reach / Chemikaliensicherheit (einschl. Pflanzenschutzmittel und Biozide)

7.3	 Nanotechnologien

8	 Grundsätzliche und übergreifende Einzelthemen ohne direkten Schwerpunktbezug

8.1	 Grundsatzfragen des Umweltrechts	

(einschl. Umweltgesetzbuch, Umweltprüfungen / Impact Assessment / Gesetzesfolgenabschätzung, Bürokratieabbau / bessere Rechtssetzung

8.2	 Umfragen zu grundsätzlichen Fragen der Umweltpolitik sowie zu fachspezifischen Themen

8.3	 Nationale und europäische Berichtspflichten zu Verpackungen und ElektroG 

8.4	 Nachhaltigkeitspolitik

8.5	 Meeresschutz

8.6	 Sonstiges
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UNSER CREDO: 
EIN UMWELTBUNDESAMT 
FÜR MENSCH UND UMWELT
Wer wir sind
Das Umweltbundesamt ist die wissenschaftliche Umwelt-

behörde im Geschäftsbereich des Bundesministeriums 

für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) 

mit dem vielfältigsten Themenspektrum. Wir fühlen 

uns verantwortlich für den Schutz der Umwelt und den 

Schutz des Menschen vor schädlichen Umwelteinflüssen. 

Wir repräsentieren alle erforderlichen Fachrichtungen 

und Qualifikationen. Der Stellenwert unserer Analysen 

und Empfehlungen für politische Entscheidungen und 

unsere Unabhängigkeit von Einzelinteressen machen uns 

zu einer besonderen Umweltinstitution in Deutschland.

Was wir wollen
	 Unsere Ziele sind: 

	 die natürlichen Lebensgrundlagen – auch in  

Verantwortung für die künftigen Generationen –  

zu schützen und zu pflegen, 

	 die nachhaltige Entwicklung voranzubringen, 

	 Umweltschutz im Denken und Handeln Aller als 

Selbstverständlichkeit zu fördern. 

	
Was wir leisten

	 Wir ermitteln, beschreiben und bewerten den  

Zustand der Umwelt, um Beeinträchtigungen von 

Mensch und Umwelt möglichst frühzeitig und 

	 umfassend zu erkennen.

	 Wir entwerfen im Rahmen der Ressortaufgaben fach-

liche Konzepte und schlagen dem BMU und anderen 

Bundesministerien wirksame Maßnahmen vor.

	 Wir beraten auch andere staatliche, kommunale und 

private Einrichtungen.

	 Wir informieren die Öffentlichkeit allgemeinver-

ständlich über die Ursachen sowie praktischen Mög-

lichkeiten zur Lösung von Umweltproblemen.

	 Wir wirken in internationalen Gremien und Konfe-

renzen an der Weiterentwicklung des internationa-

len Umweltschutzes.

	 Wir stellen unser Wissen und unsere Erfahrungen 

national und international zur Verfügung.

	 Unsere Leistungen werden zeitgerecht und kosten-

bewusst erbracht.

Wie wir arbeiten

	 Das Umweltbundesamt – das sind alle seine Mitarbei-

terinnen und Mitarbeiter.

	 Wir arbeiten verantwortungsbewusst und engagiert 

zusammen und bedienen uns dabei flexibler, koope-

rativer Arbeitsformen.

	 Wir respektieren die Auffassungen der anderen und 

achten ihre Leistungen.

	 Gerade unsere Führungskräfte sind verantwortlich 

für eine menschlich gute Arbeitsatmosphäre, in der 

Kreativität und Fachwissen fruchtbar zusammenwir-

ken können.

	 Wir machen unsere Entscheidungen transparent; 

wir sind selbstkritisch und stellen uns der Kritik von 

außen.

	 Wir stützen uns auf unsere Fähigkeiten und beach-

ten die Regeln guter wissenschaftlicher Praxis, um 

Leistungen zu erbringen, die fundiert, nachvollzieh-

bar, wirksam und umsetzbar sind.

	 Wir gewinnen unsere Erkenntnisse mit eigener For-

schung, aus Forschungsaufträgen, mit der Erprobung 

in der Praxis und aus der Bewertung der Arbeiten 

anderer.

	 Zu den Aussagen des Amtes kommen wir nach 

einem Meinungsbildungsprozess, der alle fachlichen 

Aspekte berücksichtigt.
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Das Umweltbundesamt ist die zentrale Umweltbehörde 

des Bundes. 1974 in Berlin errichtet, hat das Umwelt-

bundesamt seit Mai 2005 seinen Sitz in der Bauhaus-

stadt Dessau. Es verfügt – neben seiner Verwaltungs-

abteilung – über fünf Fachbereiche mit insgesamt 14 

Abteilungen und beschäftigt an 13 Standorten – davon 

drei Standorte in Berlin, sieben Messstellen des eigenen 

Luftmessnetzes – mehr als 1.400 Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter (siehe Abbildung 17, Seite 72). Knapp 800 

Beschäftigte sind in Dessau-Roßlau tätig. Neben der 

„rein“ wissenschaftlichen Arbeit sind der Vollzug der 

Umweltgesetze – beispielsweise das Chemikalien- oder 

das Pflanzenschutzgesetz – und die Information der 

Bürgerinnen und Bürger in Fragen des Umweltschut-

zes weitere Schwerpunkte der täglichen Arbeit. Das 

Umweltbundesamt ist Partner und Kontaktstelle 

Deutschlands zu zahlreichen internationalen Einrich-

tungen, wie etwa der Weltgesundheitsorganisation 

(WHO) und der Europäischen Umweltagentur. 



Messstelle

Liegenschaft
Zugspitze

Schmücke

Waldhof

Neuglobsow

Zingst

Westerland

Bad Elster

Dessau

Berlin

Langen

Schauinsland

ABB 17: STANDORTE DES UMWELTBUNDESAMTES
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FACHBEREICH I 
UMWELTPLANUNG 
UND NACHHALTIGKEITS-
STRATEGIEN
Nachhaltigkeitsstrategien und Instrumente, Klimaschutz 

und Energie, Verkehr und Lärm, internationaler Um-

weltschutz – der Fachbereich I bearbeitet vielfältige 

Themen. Dabei gewinnen Strategien der nachhaltigen 

Entwicklung mit dem Ziel, künftig deutlich weniger 

Rohstoffe und Energie in umweltbelastende Stoffe um- 

zuwandeln sowie die Flächeninanspruchnahme für 

Siedlungen und Verkehr zu verringern, zunehmende 

Bedeutung. Der Klimaschutz ist eine der größten aktu-

ellen Herausforderungen der internationalen Staaten-

gemeinschaft. Sie wird nur zu meistern sein, wenn die 

Energieversorgung in Industriestaaten wie Deutschland 

stärker auf erneuerbare Energien ausgerichtet und eine 

bessere Energieeffizienz erreicht wird. Eine weitere zen-

trale Herausforderung der Umwelt- und Verkehrspolitik 

ist, die gesellschaftlich notwendige Mobilität möglichst 

umweltverträglich zu gestalten. 

Der Fachbereich I formuliert Konzepte, um die vom 

Umweltbundesamt vorgeschlagenen und politisch ge-

wünschten Ziele für die Qualität der Umwelt einzuhal-

ten und entwickelt auf der Basis von Wirkungsanalysen 

Vorschläge für die Weiterentwicklung der umwelt- und 

klimaschutzpolitischen Instrumente auf nationaler und  

internationaler Ebene. Wirksamer Umweltschutz be-

nötigt zuverlässige Daten. Der Fachbereich informiert 

die Öffentlichkeit und Entscheidungsträger in Politik, 

Wissenschaft und Wirtschaft regelmäßig und aktuell 

über den Zustand der Umwelt in Deutschland sowie die 

Trends und Ursachen für Veränderungen, sowohl bei 

Umweltentlastungen als auch -belastungen. 

Weitere Informationen:  
www.umweltbundesamt.de
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„Für Mensch und Umwelt“ – der Leitspruch des Amtes 

gilt in besonderem Maße für den Fachbereich II. Die 

Fachleute der vier Abteilungen arbeiten unmittelbar  

für den Schutz der Umweltmedien Wasser, Boden, Luft  

sowie der Ökosysteme und behandeln Fragen des 

gesundheitlichen Umweltschutzes. Hierfür erhebt das 

Umweltbundesamt eigene Daten (Umweltprobenbank, 

Luftmessnetz) oder nutzt die von den Bundesländern  

erhobenen und führt Studien durch. Die Fachleute  

formulieren auf Basis wissenschaftlicher Erkenntnisse 

Qualitätsziele für den Schutz der Umwelt und der 

menschlichen Gesundheit, bewerten die Risiken um-

weltbedingter Belastungen für Erwachsene und Kinder 

und entwickeln Maßnahmenprogramme. Im Fachbe-

reich werden auch Gefährdungs- und Belastungstrends 

ermittelt. Nur so lassen sich umweltpolitische Schutz-

maßnahmen priorisieren.

Gesundheitliche Belange im Umweltschutz rücken 

immer mehr in den Blickpunkt der Öffentlichkeit. Das 

Umweltbundesamt arbeitet daran, die Schutzanforde-

rungen für die Umwelt und die menschliche Gesund-

heit in Einklang zu bringen. Die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter des Fachbereichs II erarbeiten allgemeinver-

ständliche Publikationen zum Themenfeld „Umwelt und 

Gesundheit“ und beraten Kommunen und Länder in 

Fragen des gesundheitlichen Umweltschutzes.

Weitere Informationen: 
www.umweltbundesamt.de

FACHBEREICH II 
GESUNDHEITLICHER 
UMWELTSCHUTZ, SCHUTZ 
DER ÖKOSYSTEME



Technik, Produktion und Konsum bilden wichtige Stell- 

schrauben im Umwelt- und Gesundheitsschutz. Die

 zwei Abteilungen des Fachbereiches erforschen ver-

schiedene Wege, Produktionsprozesse und Techniken  

so zu gestalten, dass die Umwelt und die menschliche 

Gesundheit möglichst wenig belastet werden. Viel-

mehr sollen diese Techniken die Wettbewerbsfähigkeit 

deutscher Unternehmen erhöhen und Arbeitsplätze 

schaffen. Außerdem müssen umwelt- und gesundheits- 

verträgliche Produkte Anforderungen erfüllen, die 

ihre Akzeptanz in der Bevölkerung und ihren Absatz 

steigern. 

Die Dienstleistungen des Fachbereichs III umfassen  

verschiedene Handlungsansätze – zum Beispiel das 

Umweltzeichen „Blauer Engel“, die umweltfreundliche 

Beschaffung und die Lösung ausgewählter Umwelt- 

probleme in verschiedenen Industriesektoren. Ein  

übergreifender Ansatz ist der nachhaltige Konsum. 

FACHBEREICH III 
NACHHALTIGE PRODUKTION 
UND PRODUKTE, 
ABFALLWIRTSCHAFT

Der Fachbereich III will den Stand der Anlagensicher- 

heit auf nationaler, europäischer und internationaler 

Ebene verbessern, das Leitbild einer nachhaltigen 

Produktion in die verschiedenen Fertigungsbereiche 

bringen sowie die Abfall- und Abwasserwirtschaft  

nachhaltiger gestalten.

Weitere Informationen: 
www.umweltbundesamt.de
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Chemikalien sind fester Bestandteil unseres Alltags. 

Der Blick beider Abteilungen des Fachbereichs IV kon-

zentriert sich auf chemische Stoffe, ihre Wirkungen 

auf Ökosysteme und Gesundheit sowie ihre Risiken für 

Mensch und Umwelt. Der Fachbereich spielt eine wichti-

ge Rolle beim Vollzug des nationalen und europäischen 

Umweltrechts, so im Bereich der Industriechemikalien, 

Pflanzenschutzmittel, Gesundheitsschädlinge, Biozide, 

Arzneimittel sowie Wasch- und Reinigungsmittel. Dazu 

prüfen die Fachleute, welche Wirkungen chemische 

Stoffe auf die Umwelt haben, mit welchen Konzentrati-

onen in der Umwelt zu rechnen ist und ob sich daraus 

ein Risiko ergibt. Ist dies der Fall, werden zur Risikomin-

derung Anwendungsauflagen, Verwendungsbeschrän-

kungen oder -verbote empfohlen. 

Die Fachleute des Amtes entwickeln die wissenschaftli-

chen Grundlagen weiter, damit wir künftig mehr über 

Chemikalien erfahren und sicherer und zutreffender 

die Risiken der Stoffe beurteilen können. Diesem Ziel 

dienen auch die eigenen Labore und die Anlage zur 

Fließ- und Stillgewässersimulation (FSA) in Berlin. Der 

Fachbereich prüft zudem die Wirksamkeit von Schäd-

lingsbekämpfungsmitteln zum Einsatz gegen krankhe-

itsübertragende Tiere. Die Gefahrstoff-Schnellauskunft, 

die Feuerwehr und Polizei bei Unfällen mit Chemika-

lien hilft, ist ein Teil des Gefahrstoffdatenpools GSBL 

und versorgt die Öffentlichkeit mit Daten zu mehr als 

140.000 Stoffen und Produkten. Chemikalienmanage-

ment ist heute ein europäisches Handlungsfeld. Die 

Arbeit des Fachbereichs ist daher überwiegend auf die 

Europäische Union ausgerichtet und die internationale 

Ausrichtung erhält wachsendes Gewicht. 

Weitere Informationen:  
www.umweltbundesamt.de

FACHBEREICH IV 
CHEMIKALIENSICHERHEIT



Anfang 2005 führte die Europäische Union den Emissi-

onshandel für Unternehmen ein. Als marktwirtschaft-

liches Instrument für den Klimaschutz sorgt der Emissi-

onshandel dafür, dass die Kohlendioxid-Emissionen dort 

sinken, wo sich die Einsparungen am kostengünstigsten 

umsetzen lassen. Ziel der 2004 gegründeten Deutschen 

Emissionshandelsstelle (DEHSt) im Umweltbundesamt 

ist es, den Emissionshandel zum ökologischen und öko-

nomischen Erfolg zu führen. Dafür müssen die ökologi-

sche Integrität des Instruments, Wettbewerbsneutralität 

und niedrige Transaktionskosten sichergestellt werden. 

Die DEHSt bietet neben den zentralen Steuerungsauf-

gaben für den Emissionshandel in Deutschland einen 

zuverlässigen Service für die am Europäischen Emis-

sionshandel teilnehmenden Unternehmen, die sach-

verständige Stellen sowie für Behörden. Sie prüft die 

Anträge auf Zuteilung von Emissionsberechtigungen 

FACHBEREICH E 
EMISSIONSHANDEL – 
DEUTSCHE 
EMISSIONSHANDELSSTELLE 

der Anlagenbetreiber und gibt jährlich die Emissions-

berechtigungen an diese aus. Außerdem überprüfen 

die Fachleute die jährlichen Berichte über die tatsäch-

lichen Emissionen der Anlagen. Darüber hinaus führt 

die DEHSt das nationale Emissionshandelsregister und 

ist für die nationale sowie internationale Berichterstat-

tung zuständig. Als zuständige nationale Behörde prüft 

und genehmigt die DEHSt Klimaschutzprojekte nach 

den flexiblen Mechanismen des Kyoto-Protokolls (Joint 

Implementation und Clean Development Mechanism). 

Weitere Informationen: 
www.dehst.de
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Die Zentralabteilung will allen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern des Umweltbundesamtes ein funktionie-

rendes, gutes Umfeld für ihre fachliche Arbeit schaffen. 

Sie erbringt ihre Dienstleistungen in klassischen Ver-

waltungsbereichen. Dazu gehören die Personalbetreu-

ung und -entwicklung, der Haushalt, die Optimierung 

der Organisation interner Abläufe, die Beschaffung, 

die Verwaltung der vier großen Standorte und der 

Luftmessstationen, die administrative Betreuung der 

Forschungs- und Drittmittelprojekte, die IT und Kom-

munikationstechnik, das Justitiariat sowie die Fachbi- 

bliothek Umwelt. 

Die Zentralabteilung versteht sich zudem als Gestalterin 

der notwendigen Modernisierung des Amtes, deren 

Ziel es ist, das Umweltbundesamt im Wissenschafts-

wettbewerb sowie im Vollzug von Umweltgesetzen fit 

zu halten. So soll etwa eine von der Zentralabteilung 

begleitete Budgetierung der Sach- und Personalmittel 

in Verantwortung der Facheinheiten den effektiven und 

kosteneffizienten Einsatz von Personal und Geldern be-

fördern. Im eigenen Handeln berücksichtigt die Zentral- 

abteilung Umwelt- und Gesundheitsaspekte – etwa bei 

der Beschaffung und bei Baumaßnahmen. So unter-

streicht sie den Anspruch des Amtes, in ökologischer 

Hinsicht Vorbild zu sein.

Weitere Informationen: 
www.umweltbundesamt.de

ZENTRALABTEILUNG – 
ADMINISTRATIVE STEUERUNG 
UND SERVICE



  

	 Soll 2008	 Soll 2009	
	 in 1.000 Euro	 in 1.000 Euro

I. Haushalt Umweltbundesamt

I.1 Gesamtausgaben	 98.183	 102.960

davon

– Personalsausgaben	 62.035	 69.754

– Investitionsausgaben	 7.098	 5.878

– Zuweisungen und Zuschüsse (ohne Invest.)	 14	 20

– Sächliche Verwaltungsausgaben 	 29.036	 27.308

     u. a. für	

     wissenschaftliche Veröffentlichungen und Dokumentation	 355	 359

     Informations- und Dokumentationssystem Umwelt (UMPLIS)	 2.695	 2.704	

     Informationstechnik	 5.238	 4.820

I.2 Aufträge für Bundesbehörden und Dritte

– Bundesbehörden (Ist-Ausgabe)	 321	 –

– EU, Sonstige (Ist-Ausgabe)	 1.161	 –

II. Zur Bewirtschaftung übertragene Mittel aus anderen Kapiteln

u. a. für

– Investitionen zur Verminderung der Umweltbelastungen	 19	 48

– Vergabe von Forschungsvorhaben (UFOPLAN)	 17.100	 18.441

– Umweltprobenbank	 4.331	 4.331

– Zuschüsse an Vereine, Verbände, sonst. Vereinigungen

     • Institutionelle Förderung 	 3.481	 1.279

     • Projektförderung	 3.341	 3.208

– Aufklärungsmaßnahmen	 1.205	 1.035

– Beratungshilfe für den Umweltschutz in den Staaten 

   Mittel- und Osteuropas und in den Neuen Unabhängigen Staaten (NUS)	 1.844	 1.025

– Internationale Zusammenarbeit	 533	 273

Summe der insgesamt zur Bewirtschaftung übertragenen

Mittel aus anderen Kapiteln des BMU-Haushaltes	 31.854	 29.640

TABELLE 11: PLANSTELLEN/STELLEN

TABELLE 12: BUDGET DES UMWELTBUNDESAMTES
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Jahr	 Gesamt	 Beamtinnen und 	 Arbeitnehmerinnen und 	 Arbeiterinnen und 
		  Beamte	 Arbeitnehmer	 Arbeiter* 

2009	 1.146	 447	 699	 -

2008	 1.151	 448	 703	 -

2007	 1.141	 442	 699	 -

2006	 1.127	 410	 648	 69

2005	 1.136	 410	 654	 72

2004	 1.025	 369	 583	 73

2003	 1.000	 393	 534	 73

2002	 1.010	 390	 543	 77

2001	 1.001	 387	 538	 76

*Seit 2007 sind wegen der Umstellung des Stellenhaushaltes von BAT/MTArb auf TVöD die bislang gesondert 
ausgewiesenen Stellen der Arbeiterinnen und Arbeiter in den Stellenplan der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer integriert.
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